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Quellen

Qualifizierung für Arbeiten an Fahrzeugen mit Hochvoltsystemen, DGUV Information 209-093, Ziffer 5.3, Unfallhilfe und
Bergen von Fahrzeugen

Hochvolt-Komponenten sind in Fahrzeugen gegen Beschädigung bei Unfällen
konstruktiv geschützt eingebaut. Trotzdem könnte nach einem Unfall mit
Sachschaden Spannung am verunfallten Fahrzeug anliegen. Die Sicherheit der
Rettungs- und Unfallhilfskräfte ist in jedem Fall zu gewährleisten.

Für Rettungs- und Unfallhilfskräfte existieren Rettungsleitfäden, in denen
erforderliche fahrzeugspezifische Informationen enthalten sind, um das
Hochvolt-System des Fahrzeugs zu deaktivieren. Wurden durch einen Unfall
Airbags und Gurtstraffer ausgelöst, ist das Hochvolt-System in der Regel
automatisch deaktiviert.

Sind Fahrzeuge zum Beispiel durch Fremdeinwirkung so schwer beschädigt,
dass erhöhte Brandgefahr besteht, hat der Unfallhilfsdienst die Aufgabe, den
Gefahrenbereich abzusichern und die Feuerwehr zu alarmieren (siehe FB FBH-024 „Hinweise für die Brandbekämpfung von
Lithiumionen-Akkus bei Fahrzeugbränden").

Austretende Stoffe können, je nach Typ des Energiespeichers, gefährliche Stoffeigenschaften aufweisen. Jeder Kontakt ist zu
vermeiden. Es ist nicht ausgeschlossen, dass der Energiespeicher auch später noch durch interne Reaktionen in Brand geraten
könnte.

Das Bergen stark beschädigter Hochvolt-Fahrzeuge und separierter Hochvolt-Energiespeicher muss mit geeigneten Hilfsmitteln
und entsprechender persönlicher Schutzausrüstung (Gesichtsschutz, bei Bedarf Atemschutz, Schutzhandschuhe für das
Arbeiten an unter Spannung stehenden Teilen) erfolgen (siehe VDA-Broschüre „Unfallhilfe und Bergen bei Fahrzeugen mit
Hochvolt- und 48-Volt-Systemen“).

Bei Übergabe des verunfallten Fahrzeugs an Behördenvertreterinnen und –vertreter sowie Bergeunternehmen wird empfohlen
mitzuteilen, welche Maßnahmen bereits ergriffen wurden. Besonders wichtig ist der Hinweis auf eine mögliche Gefährdung
durch beschädigte Hochvolt-Komponenten.

Fürs Rettungs- und Bergepersonal ist mindestens eine Qualifikation zur fachkundig unterwiesenen Person (FuP) erforderlich.
Bei unklaren Situationen oder wenn eine elektrische Gefährdung nicht ausgeschlossen werden kann, ist eine fachkundige
Person hinzuzuziehen.

Hinweis

Der vorstehende Text wurde größtenteils der Ziffer 5.3. der DGUV Information 209-093 „Qualifizierung für Arbeiten an
Fahrzeugen mit Hochvolt-Systemen“ (Stand: August 2021) entnommen.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 15
Fahrzeuge, DGUV Vorschrift 71, § 36
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO), § 23, §§ 1 ff.
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO), § 23, § 35
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO), § 23, § 38
Einsatz von Sonderrechten und Wegerecht gem. §§ 35, 38 StVO

Die Durchführung von Rettungs- und Krankentransporten erfordert im
Straßenverkehr ständig besondere Vorsicht und gegenseitige Rücksichtnahme
im Hinblick auf andere Verkehrsteilnehmende.

Das Rettungsdienstpersonal hat sich beim Fahren so zu verhalten, dass andere
Personen nicht geschädigt, gefährdet oder mehr als nach den Umständen
unvermeidbar behindert oder belästigt werden (§ 1 StVO).

Angemessene Verhaltensweisen im Verkehrsablauf beinhalten insbesondere die
Einhaltung der Grundsätze des vorausschauenden und defensiven Fahrens.
Fahrweise und Geschwindigkeit sind stets dem Straßenverlauf, Zustand der
Fahrbahn, den Witterungs- und Sichtverhältnissen, dem Verkehrsablauf,
Beladungs- und Besetzungszustand des Fahrzeugs sowie möglichem
Fehlverhalten anderer anzupassen. Diese Grundvoraussetzungen sind
insbesondere auch bei Alarmfahrten zu erfüllen. Siehe: Einsatz von
Sonderrechten und Wegerecht

Bei der Wahl der Fahrgeschwindigkeit müssen auch grundlegende Erkenntnisse
beachtet werden wie z. B. die Tatsache, dass sich Zeitgewinn mit Zunahme der Geschwindigkeit stetig verringert.

Aber nicht nur die Einhaltung von fahrtechnischen Voraussetzungen, sondern auch die Fähigkeit, mit Stresssituationen
umzugehen, ist wesentlicher Bestandteil zur Unfallverhütung.

Stress & Straße...?!!

Die Vermittlung angemessener Verhaltensweisen im Verkehrsablauf ist daher im Rahmen von Aus-, Fort- und Weiterbildungen
in Theorie und Praxis als fester Bestandteil zu integrieren.

In verschiedenen Fahrsicherheitsprogrammen können die genannten Inhalte vermittelt und angemessene Verhaltensweisen
trainiert werden.

Zum Videoverzeichnis
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Quellen

Unterweisungshilfen für Einsatzkräfte mit Fahraufgaben, DGUV Information 205-024

Für Sicherheit im Straßenverkehr ist das Bremsvermögen von Kraftfahrzeugen von größter Bedeutung. Hersteller von
Kraftfahrzeugen treiben deshalb einen hohen konstruktiven Aufwand, um auch im vollbeladenen Zustand und bei Gefälle
ausreichende Sicherheitsreserven für Bremsvorgänge garantieren zu können.

Durch regelmäßige Wartung und rechtzeitige Reparaturen kann der Standard der Bremstechnik über die gesamte
Fahrzeuglebensdauer erhalten werden.

Im Fahrbetrieb wird der Anhalteweg im Wesentlichen von der Fahrgeschwindigkeit bestimmt. Daneben spielt der Zustand der
Fahrbahnoberfläche, der vorwiegend von Witterungsbedingungen (Nässe, Laub, Schnee, Eis) abhängt, und der Reifen (Alter,
Profiltiefe) eine bedeutende Rolle.

Mit abnehmender Profiltiefe und oben genannten Witterungsverhältnissen
verlängert sich der Bremsweg, und Aquaplaning tritt bei Regen früher auf. Der
Anhalteweg setzt sich aus dem Reaktions- und Bremsweg zusammen.

Je nach Verkehrslage und Gefahrensituation dauert ein Reaktionsvorgang
zwischen 0,6 und 1,5 Sekunden. Diese Zeit benötigen Kraftfahrende, um aus
erkennbar gefährlicher Verkehrslage heraus eine Entscheidung über die richtige
Abwehrreaktion zu treffen.

In den meisten Fällen wird durch Umsetzen des rechten Fußes vom Fahr- auf das
Bremspedal ein Notbremsvorgang eingeleitet. Bis zu diesem Zeitpunkt bewegt
sich das Fahrzeug unvermindert weiter. Erst danach bauen sich Bremskräfte auf.
Bei Druckluft-Bremsanlagen in Nutzfahrzeugen kann bis zum vollen Aufbau der
Bremswirkung noch eine halbe bis zu einer Sekunde vergehen.

Der Bremsweg bis zum Stillstand
des Fahrzeugs ist – wie auch die
Fliehkraft beim Kurvenfahren –
vom Quadrat der
Fahrgeschwindigkeit abhängig:

Wer 70 km/h statt 50 km/h fährt,
hat eine doppelt so lange
Bremsstrecke.

Hinweis

Der vorstehende Text zum Thema
„Bremsen“ ist der Ziffer 1.2 der
„Unterweisungshilfen für
Einsatzkräfte mit Fahraufgaben,
DGUV Information 205-024“
(Stand: März 2016) größtenteils
entnommen.

RW Sicherer Rettungsdienst | RettungswacheTätigkeiten
Bremsen

www.sicherer-rettungsdienst.de       Seite 7



Quellen

Unterweisungshilfen für Einsatzkräfte mit Fahraufgaben, DGUV Information 205-024

Das Kurvenfahren kann je nach Radius der Kurve sowie der Geschwindigkeit und
Beschaffenheit des Fahrzeugs ggf. zu einer Gefährdung führen. Durch zu
schnelles Einfahren in eine Kurve, schlechte Straßenverhältnisse wie Glatteis
oder durch verschlissene Reifen, kann eine Kurvenfahrt den Kontrollverlust oder
sogar das Kippen des Fahrzeuges verursachen.

Sämtliche Kräfte, die durch Reifen auf den Straßenbelag übertragen werden
müssen, werden beim Befahren einer Kurve in ihrem Verhältnis zueinander
verändert. Je nach Kräfteverhältnis können Räder blockieren, durchdrehen oder
sogar die Bodenhaftung verlieren. Diese Reaktionen treten auf, wenn man das
Fahrzeug im Grenzbereich bewegt.

Fahrende sind deshalb in der Verantwortung diesen Grenzbereich durch
angepasstes Fahren zu meiden. Je nach Situation reagiert ein Fahrzeug auf die
vorliegenden Kräfte. Dieses kann bis zu einem gewissen Punkt durch
Fahrzeugführende abgefangen werden. Sollte es trotzdem zu einer gefährlichen
Situation kommen, muss das Fahrpersonal passend und angemessen reagieren
können.

Diese Zusammenhänge und die damit verbundenen Reaktionen der Fahrenden von Einsatzfahrzeugen müssen durch
regelmäßige Unterweisungen und Übungen (Fahrsicherheitstraining) verinnerlicht werden.
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Quellen

Straßenverkehrs-Ordnung (StVO), § 23, §§ 1 ff.

Neben einer guten Sitz- und Lenkradeinstellung ist die exakte Lenkradführung von großer Bedeutung für das sichere Führen
des Fahrzeugs.

Mit der Lenkradhaltung der Hände auf „Viertel vor drei“ bzw. „Viertel nach neun“ lässt sich das Lenkrad problemlos nach links
oder rechts drehen, ohne dass eine Hand vom Lenkrad genom​men werden muss.

Damit wird ein Übergreifen der Hände am Lenkrad beim Kurven​fahren vermieden. Hierbei liegen die Daumen längs des Lenk​‐
rades. Zudem besteht dann nicht die Gefahr, dass bei einem Unfall die Hände durch den Airbag des Lenkrades zum Körper
geschleudert werden.

Im Geschwindigkeitsbereich unter ca. 30 km/h oder beim Rangieren kann die Fahrerin bzw. der Fahrer gegebenenfalls auch
„übergreifen“.
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Quellen

Fahrzeuge, DGUV Vorschrift 71, § 46
Unterweisungshilfen für Einsatzkräfte mit Fahraufgaben, DGUV Information 205-024
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO), § 23, § 9 Abs. 5

Die Fahrzeugführerin bzw. der Fahrzeugführer darf nur rückwärtsfahren oder zurücksetzen, wenn sichergestellt ist, dass
Personen nicht gefährdet werden. Kann dies nicht sichergestellt werden, muss durch einen Sicherungsposten bzw. eine
einweisende Person eingewiesen werden. Diese Funktion kann nur von einer einzigen Person wahrgenommen werden, auf die
die Fahrzeugführerin oder der Fahrzeugführer sich konzentriert.

Beim Rückwärtsfah​ren muss sich die Fahrzeugführerin bzw. der Fahrzeugführer so verhalten, dass eine Gefährdung anderer
Verkehrsteilnehmer ausgeschlossen ist; erforderlichenfalls hat sie oder er sich einweisen zu lassen.

Sicherungsposten dürfen sich nur im Sichtbereich der Fahrzeugführerin bzw. des Fahrzeugführers und nicht zwischen dem sich
bewegenden Fahrzeug und in dessen Bewegungsrichtung befindlichen Hindernissen aufhalten. Sie dürfen während des
Einweisens keine anderen Tätigkeiten ausführen. Der Sicherungsposten muss für die Fahrerin bzw. den Fahrer gut sichtbar sein.
Dieses kann durch Warnwesten oder auch durch die geeignete Einsatzkleidung der Feuerwehr sichergestellt werden.

§ 9 StVO Abbiegen, Wenden und Rückwärtsfahren

(5) Wer ein Fahrzeug führt, muss sich beim Abbiegen in ein Grundstück, beim Wenden und beim Rückwärtsfahren darüber
hinaus so verhalten, dass eine Gefährdung anderer Verkehrsteilnehmer ausgeschlossen ist; erforderlichenfalls muss man sich
einweisen lassen.
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Quellen

Der sicherheits-optimierte Transporter, DGUV Information 214-083
Demonstration der Fahrersitzeinstellung
Nehmen Sie Platz! – Sitzeinstellung Schritt für Schritt

Richtiges Sitzen im Fahrzeug ist sowohl für die Gesundheit der Fahrerin bzw. des Fahrers als auch für die sichere Führung des
Fahrzeugs und damit für die Verkehrssicherheit maßgeblich.

Zur richtigen Sitzposition und -einstellung gehören aufrechte Körperhaltung und fester Kontakt zur annähernd senkrecht
eingestellten Rückenlehne. Die Sitzfläche sollte sich möglichst in waagerechter Position befinden.

Damit keine Druckstellen am Körper entstehen, ist es wichtig, dass bei betätigten Pedalen die Knie noch deutlich angewinkelt
sind. Mit leicht angewinkeltem Arm muss es möglich sein, den vordersten Rand des Lenkrades zu erreichen.

Weitere Informationen finden Sie hier:
Demonstration der Fahrersitzeinstellung, IFA

Bei korrekter Fahrersitzeinstellung hat der Rücken vollständigen Kontakt mit der Rückenlehne. Der Abstand zum Airbag des
Lenkrades (Fahrer-Airbag) sollte ca. 60 cm, der Abstand zum Beifahrerairbag ca. 90 cm und zu Seiten-, Kopf- und Knieairbags
ca. 30 cm betragen.

Die Kopfstütze sollte so eingestellt sein, dass sie mit dem obersten Punkt des Kopfes eine Ebene bildet.

Die Fahrerin bzw. der Fahrer und alle Mitfahrenden haben sich anzugurten. Der Sicherheitsgurt ist so zu verwenden, dass der
Beckengurt gestrafft ist und sich darunter keine Jackenteile befinden.
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Quellen

Der sicherheits-optimierte Transporter, DGUV Information 214-083
Unfallkasse NRW-, Toter Winkel – nein danke
Nehmen Sie Platz! – Sitzeinstellung Schritt für Schritt

Nach richtiger Sitzeinstellung ist es wichtig, die Spiegel einzustellen.

Beide Außenspiegel müssen so eingestellt werden, dass die Spiegelfläche etwa zu einem Fünftel mit dem eigenen Fahrzeug
und zu vier Fünftel mit der Verkehrsfläche bedeckt ist.

Um bestmöglichen Blick nach hinten zu haben, sollten die Spiegel wie im nebenstehenden Bild eingestellt sein.

Zur Verringerung des toten Winkels sollte der Spiegel möglichst weit nach außen gedreht werden. Das eigene Fahrzeug muss
jedoch noch gerade im Spiegel erkennbar sein, um beim Ein- und Ausparken bessere Übersicht zu haben.
Vorhandene Weitwinkelspiegel erweitern die Sichtbereiche seitlich des Fahrzeugs und sind entsprechend einzustellen.

Toter Winkel
Der Bereich von 2,5 bis 3 m vor dem Fahrzeug ist nicht einsehbar, so dass z. B. ein Kind komplett verdeckt werden kann.
Einbaugeräte auf dem Armaturenbrett, wie zum Beispiel der Monitor für eine Rückfahrkamera, schränken die Sicht noch weiter
ein.

Der tote Winkel rechts und links neben dem Auto ist so groß, dass ein komplettes Fahrzeug nicht gesehen werden kann.
Weitwinkelspiegel können diese Einschränkungen weitgehend vermeiden. Des Weiteren kann durch Blick zur Seite ein Teil des
toten Winkels eingesehen werden. Insbesondere beim Anfahren, Rückwärtsfahren, Abbiegen und Fahrstreifenwechsel ist
erhöhte Vorsicht geboten.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 16
Fahrzeuge, DGUV Vorschrift 71, § 36
Kontrolle von Fahrzeugen durch Fahrpersonal, DGUV Grundsatz 314-002
Prüfung von Fahrzeugen durch Sachkundige, DGUV Grundsatz 314-003
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO), § 23
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO), § 31

Überprüfung des Fahrzeugs auf Betriebssicherheit und Prüfung von Fahrzeugen durch Fahrpersonal
Die Prüfung des betriebssicheren Zustandes umfasst sowohl den verkehrssicheren als auch den arbeitssicheren Zustand des
Fahrzeuges.

Die Prüfung des verkehrssicheren Zustandes ist auch erbracht, wenn ein mangelfreies Ergebnis einer Sachverständigenprüfung
nach der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) vorliegt. Die weitere Prüfung kann sich dann allein auf den
arbeitssicheren Zustand (zum Beispiel in Bezug auf Vorhandensein und Zustand der Warnkleidung sowie die Einrichtungen zur
Ladungssicherung) beschränken. Gemäß § 57 Vorschrift 71, Unfallverhütungsvorschrift „Fahrzeuge“, beschränkt sich die
jährliche Sachkundigenprüfung für Einsatzfahrzeuge auf die Kontrolle der Arbeitssicherheit.

Der Fahrer hat vor Beginn jeder Arbeitsschicht eine Zustandskontrolle der
Betätigungs- und Sicherheitseinrichtungen (siehe DGUV Grundsatz 314-002,
„Prüfung von Fahrzeugen durch Fahrpersonal“) durchzuführen und während der
Arbeitsschicht den Zustand der Fahrzeuge auf augenfällige Mängel hin zu
beobachten (DGUV Vorschrift 71, Unfallverhütungsvorschrift „Fahrzeuge“, § 36,
bisher GUV-V D 29).

Der Fahrzeugführer hat festgestellte Mängel dem zuständigen Vorgesetzten und
dem ablösenden Fahrzeugführer mitzuteilen.

Stellt ein Fahrer fest, dass im Hinblick auf die Verhütung von Arbeitsunfällen,
Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren

ein Arbeitsmittel oder eine sonstige Einrichtung einen Mangel aufweist,

hat er den festgestellten Mangel unverzüglich zu beseitigen. Andernfalls hat er
den Mangel dem Halter unverzüglich zu melden. Bei Mängeln, die die
Betriebssicherheit gefährden, dürfen Fahrzeuge nicht mehr betrieben werden (§ 16 UVV „Grundsätze der Prävention“, DGUV
Vorschrift 1 und § 36 DGUV Vorschrift 71).
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Quellen

Fahrzeuge, DGUV Vorschrift 71, § 35
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO), § 31
Fahrerlaubnisverordnung (FeV)
Leitfaden für Betriebsärzte zur Anwendung, G 25

Wer ein Fahrzeug führt, muss zum selbstständigen Führen geeignet sein.

Sie oder er muss

das 18. Lebensjahr vollendet haben,
körperlich und geistig geeignet sein,
im Besitz der gültigen Fahrerlaubnis sein,
im Führen des Fahrzeugs, insbesondere im Umgang mit den Besonderheiten des Fahrzeugs, unterwiesen sein,
dem Halter (Unternehmer) gegenüber seine Befähigung nachgewiesen haben,
die ihr oder ihm übertragenen Aufgaben zuverlässig erfüllen und
von der Halterin bzw. vom Halter (Leiterin bzw. Leiter der Rettungswache) zum Führen des Fahrzeuges bestimmt sein.

Nach den Durchführungsanweisungen zu § 35 Abs. 1 der „Fahrzeuge, DGUV Vorschrift 71“ , sind Personen körperlich und
geistig geeignet, wenn sie durch ihre Vorbildung, Kenntnisse, Berufs​erfahrung und persönliche Eigenschaften, z. B. Seh- und
Hörvermögen, Zuverlässigkeit, zum Führen des Fahrzeuges befähigt sind.

Die körperliche Eignung kann durch eine arbeitsmedizinische Vorsorge​, insbesondere auch im Rahmen der Untersuchungen
nach G 25 „Fahr-, Steuer- und Überwachungs​tätigkeiten“, festgestellt werden. Es ist zweckmäßig, den Auftrag zum Führen des
Fahrzeuges schriftlich zu erteilen.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 15
Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 16
Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 17
Fahrzeuge, DGUV Vorschrift 71, § 35
Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 15
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 16
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO), § 31
Fahrerlaubnisverordnung (FeV)
Fahrerlaubnisverordnung (FeV), § 6

Fahrzeugführende sind dafür verantwortlich, dass sie im Besitz der
erforderlichen Fahrerlaubnis-Klasse sind.

Klasse B Kraftfahrzeug bis 3,5 t

Klasse C1 Kraftfahrzeug von 3,5 t bis 7,5 t

Klasse C Kraftfahrzeug über 7,5 t

Zudem muss die Fahrberechtigung für die jeweilige Fahrerlaubnisklasse erteilt
worden sein.

Die Berechtigung zum Führen eines Kraftfahrzeugs (Fahrberechtigung) innerhalb
der Fahrerlaubnis-Klassen wird durch die Halterin bzw. den Halter des
Kraftfahrzeugs oder eine beauftragte Person erteilt. Rechtsgrundlagen hierzu
sind u. a. die Fahrerlaubnisverordnung (FEV), die Straßenverkehrs-Zulassungs-
Ordnung und die Unfallverhütungsvorschrift „Fahrzeuge, DGUV Vorschrift 71“.

Wer ein Fahrzeug oder einen Zug miteinander verbundener Fahrzeuge führt, muss zur selbstständigen Leitung geeignet sein (§
31 (1) Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung-StVZO). Die Halterin oder der Halter (Träger des Rettungsdienstes/Leiterin/Leiter
der Rettungswache) darf den Einsatz des Fahrzeugs nicht anordnen oder zulassen, wenn bekannt ist oder bekannt sein muss,
dass Fahrende nicht zur Führung des Fahrzeugs geeignet sind (§ 31 (2) StVZO).

Die Rettungsdienstleitung darf mit dem selbstständigen Führen von maschinell angetriebenen Fahrzeugen nur Versicherte
beschäftigen,

1. die das 18. Lebensjahr vollendet haben,
2. die körperlich und geistig geeignet sind,
3. die im Führen des Fahrzeugs unterwiesen sind und ihre Befähigung hierzu gegenüber dem Unternehmer nachgewiesen

haben und von denen
4. zu erwarten ist, dass sie die ihnen übertragenen Aufgaben zuverlässig erfüllen.

Sie müssen von der Rettungsdienstleitung zum Führen des Fahrzeuges bestimmt sein (§ 35 (1) „Fahrzeuge, DGUV Vorschrift
71“).

Das Rettungsdienstpersonal hat für die eigene und für die Sicherheit und Gesundheit der Personen zu sorgen, die von ihrem
Handeln oder Unterlassen betroffen sein können. Unterlassen bedeutet in diesem Zusammenhang das Versäumnis, die für
Sicherheit und Gesundheit notwendigen Handlungen einzuhalten.

 Diese Verpflichtung ergibt sich insbesondere nach den §§ 15 bis 17 der DGUV Vorschrift 1, Grundsätze der Prävention  und den
§§ 15 und 16 des Arbeitsschutzgesetzes (ArbschG).
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 15
Fahrzeuge, DGUV Vorschrift 71, § 44
Strafgesetzbuch (StGB), § 315 c
Strafgesetzbuch (StGB), § 316
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO), § 31

Jede Person, die ein Fahrzeug führt, muss dazu in diesem Moment geistig und körperlich in der Lage sein.

Die Fahreignung darf hierbei auch nicht durch geistige und/oder körperliche Einschränkungen vorrübergehend beeinträchtigt
sein.

Sie schließt das Tragen bewegungsfreundlicher Kleidung sowie fest am Fuß sitzender Schuhe mit ein.

Die Fahrtauglichkeit darf nicht durch Müdigkeit, Stress, Medikamente, Drogen oder Alkohol herabgesetzt werden.

Fahrende haben die Pflicht, nach ihren Möglichkeiten sowie gemäß der Unterweisung und Weisung des Halters (Leiter der
Rettungswache) für ihre Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit sowie für Sicherheit und Gesundheitsschutz derjenigen zu
sorgen, die von ihren Handlungen oder Unterlassungen betroffen sind (siehe § 15 UVV „Grundsätze der Prävention“, DGUV

Vorschrift 1) [2009].

Fahrende dürfen sich durch den Konsum von Alkohol, Drogen oder anderen
berauschenden Mitteln nicht in einen Zustand versetzen, durch den sie sich
selbst oder andere gefährden können. Dies betrifft insoweit auch den Bereich der
persön​lichen Lebensführung des/der Fahrenden, sofern die Auswirkungen des
Konsums von Alkohol oder anderen Drogen während der Freizeit in die
Arbeitszeit hineinreichen. Häufig wird die über den akuten Rauschzustand
hinausgehende Wirkzeit von Alkohol oder anderen Drogen unterschätzt.

Gefahren können insbesondere bei der Einnahme von psy​choaktiven
Arzneimitteln, z. B. Schlaf- und Beruhigungs​mitteln, Antidepressiva,
Antiepileptika, Neuroleptika oder von bestimmten Schmerzmitteln auftreten.
Dies kann auch für andere Medikamente gelten, die nach Herstellerangaben z. B.
zu Müdigkeit oder Beeinträchtigung der Reaktionsfähigkeit führen können.

RW Sicherer Rettungsdienst | RettungswacheTätigkeiten
Fahreignung und Fahrtauglichkeit

www.sicherer-rettungsdienst.de       Seite 16



Quellen

Fahrzeuge, DGUV Vorschrift 71
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO), § 31
Rettungsdienstfahrzeuge und deren Ausrüstung – Krankenkraftwagen, DIN EN 1789
Krankentransportmittel im Krankenkraftwagen, DIN EN 1865-1

Der Unternehmer trägt als Halter der Fahrzeuge die Verantwortung für einen sicheren Betriebsablauf. Hierzu zählt insbesondere
die Sicherstellung der Betriebs- und Verkehrssicherheit der Fahrzeuge.

Der Unternehmer ist für die Bereitstellung der betriebs- und verkehrssicheren Fahrzeuge verantwortlich. Er darf einen Einsatz
nicht anordnen oder zulassen, wenn diese Voraussetzungen nicht erfüllt sind.

Der Unternehmer darf den Einsatz nicht anordnen oder zulassen, wenn ihm bekannt ist oder bekannt sein muss, dass das
Fahrzeug nicht vorschriftsmäßig oder dass die Verkehrssicherheit des Fahrzeugs nicht gewährleistet ist (§ 31 (2) StVZO).

Bei der Ausgestaltung der Fahrzeuge sind insbesondere die Anforderungen der „ Fahrzeuge, DGUV Vorschrift 71"  zu erfüllen.
Zudem ergeben sich Anforderungen nach DIN EN 1789 „Rettungsdienstfahrzeuge und deren Ausrüstung – Kranken​kraftwagen“
und DIN EN 1865 „Festlegungen für Krankentragen und andere Krankentransportmittel im Krankenkraftwagen“.
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Quellen

Unfallverhütungsvorschrift, Fahrzeuge, DGUV Vorschrift 70
Fahrzeuge, DGUV Vorschrift 71, § 5
Fahrzeuge, DGUV Vorschrift 71, § 34
Fahrzeuge, DGUV Vorschrift 71, § 35
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO), § 23
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO), § 31

Der Unternehmer hat sicherzustellen, dass die Fahrerin oder der Fahrer jeder​zeit Einblick in die Betriebsanleitungen der
Fahrzeug- bzw. Aufbauhersteller nehmen kann.

Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die vom Hersteller mitgelieferten Betriebsanleitungen befolgt werden.

Müssen zur Verhütung von Unfällen beim Betrieb von Fahrzeugen besondere Regeln beachtet werden, hat der Unternehmer
Betriebsanweisungen in verständlicher Form und Sprache aufzustellen. Die Betriebsanleitungen stellen unter anderem die
Grundlage für die Erstellung der Betriebsanweisungen dar.

Auf Grundlage der Betriebsanweisungen sind die Beschäftigten zu unterweisen.

Die Einhaltung dieser Verpflichtungen ist eine grundlegende Forderung des "§ 34, UVV Fahrzeuge, DGUV Vorschrift 71" .

Die Durchführungsanweisungen zu § 34 Abs. 2, UVV Fahrzeuge,DGUV Vorschrift 71 nehmen auch Bezug zu den
Durchführungsanweisungen zu § 5 Abs. 1 der „UVV Fahrzeuge, DGUV Vorschrift 71“.

Die erforderlichen Betriebsanweisungen sollen z.B. Angaben enthalten über:

Sicherung der Personen 
(Patientinnen und Patienten, Rettungsassistentinnen und
Rettungsassistenten, Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter,
Notärztinnen und Notärzte, Begleitpersonen)
Sicherung der Ladung
Verhalten bei Betriebsstörungen
Abstellen von Fahrzeugen im Arbeits- und Verkehrsbereich bei Dunkelheit
oder schlechter Sicht
Befahren von Sicherheitszonen
Inanspruchnahme von Sonder- und Wegerecht (Sonderrechtsfahrten)
Sicherheitskennzeichnung von Fahrzeugen
innerbetriebliche Verkehrsregelung
Gefahren durch Abgase, insbesondere beim Befahren von Räumen
Brand- und Explosionsgefahren
zulässige Höchstgeschwindigkeiten
Zuladung
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Düsseldorf. Auch in den BOS-Dienststellen, hier vor allem bei denen, die Rettungswagen (RTW) betreiben, wurden in den
vergangenen Jahren in Deutschland immer wieder Fälle von verlorenen (Hinter-)Rädern gemeldet. Betroffen waren in den
meisten bekannt gewordenen Fällen MB Sprinter der verschiedenen Fünf-Tonnen-Varianten.

Schon bei den Meldungen in den Medien fällt auf, dass sich die Nachrichten offenbar vor allem dann häufen, wenn
üblicherweise Wechsel von Sommer- auf Winterreifen und umgekehrt anstehen, also alle, die Reifenwechsel machen (müssen),
die keine Ganzjahresreifen verwenden. Meist wird direkt ein Sabotageverdacht geäußert. Bisher ist dem Verfasser aber kein
Beleg dafür bekannt geworden, dafür gibt es eine ganze Reihe von technischen Gründen, die zum Radverlust führen können.

Grundsätzlich muss aber angemerkt werden, dass es eine Vielzahl von weiteren Fahrzeugen bzw. Fahrgestellen gibt, bei denen
ebenfalls diese Problematik auftreten kann. Arbeiten Sie daher immer strikt nach den jeweiligen Betriebsanleitungen und
verwenden Sie die richtigen Ersatzteile!

Die Recherchen dazu ergeben immer wieder grundsätzlich zwei unterschiedliche Schadensbilder, die ähnliche Ursachen haben
können.

1. (Sehr seltener) Verlust des Radträgers mit daran angeschraubten Felgen.

Der Radträger ist bei diesem Fahrzeugtyp mit Schrauben an der Achse befestigt. Zum Wechseln der Bremsklötze, -
scheiben oder anderen Reparaturen an der Hinterachse muss er ggf. abgenommen werden.

2. Verlust der Felgen.

Die Felgen sind mit Muttern (oder je nach konkretem Typ auch mit Schrauben) auf dem Radträger befestigt. Zum
Wechseln der Räder der Bereifung, der Bremsscheiben oder bei anderen Reparaturen muss die Felge abgenommen
werden.

Im Verhältnis scheinen sich während der Fahrt mehr linke als rechte Räder selbständig zu machen. Das liegt an der üblichen
Fahrtrichtung der Räder sowie an den Gewinderichtungen der Radmuttern bzw. -schrauben – und der Physik vor allem beim
starken Beschleunigen. In der Formel 1 werden daher auf der linken Fahrzeugseite Rechtsgewinde und rechts Linksgewinde
verwendet, damit sich die Schrauben bzw. Muttern nicht durch die Massenträgheit lösen, vgl. Tzrzesniowski, 2014.

RTW sind zwar keine Formel-1-Wagen, allerdings werden sie im Verhältnis zu normalen Transportern oder gar Wohnmobilen
deutlich stärker durch Beschleunigungs- und Bremsvorgänge sowie scharfe Kurvenfahrten im Fahrwerk insgesamt belastet.

Ursachen für die Radverluste

Soweit bisher bekannt ist, sind es technische Gründe – z.T. in Verbindung mit
falschem Umgang oder Versäumnissen in Wartung und Kontrolle. Nachfolgend
die bisher bekannten Ursachen:

1. In einigen Fällen wurden offensichtlich die Oberflächen der Kontaktstellen
(Radträger/Achse bzw. Felge/Radträger) nicht ausreichend gesäubert.
Verbleibt aber z.B. Rost auf den Flächen, kann es dazu kommen, dass die
Radmuttern bzw. -schrauben zwar ausreichend fest angezogen werden, der
Rost sich aber auch noch Wochen danach löst und damit der sichere Halt
nicht mehr gegeben ist. Die Muttern bzw. Schrauben können sich dann
weiter lösen, bis das ganze Rad abfällt.

2. Die Räder haben Unwuchten – z.B. durch Anfahrschäden – und führen
darüber über Vibrationen zu Problemen.

3. Grundsätzlich können die Radschrauben für Leichtmetall- und Stahlfelgen aufgrund deren unterschiedlicher Bauweisen
bzw. Materialstärken unterschiedlich lang sein. Werden die falschen Schrauben verwendet, kann dies zu Schäden bzw.
Radverlusten führen. Das ist insbesondere auch für die Verwendung des Reservereifens wichtig, weil der auch bei
Fahrzeugen mit Aluminiumfelgen in der Regel auf einer Stahlfelge sein wird.

4. Es gibt Berichte über innen komplett verrostete und damit zerstörte Gewindegänge der Radbolzen im Radträger. Hier
muss dann je nach Bauart der Radbolzen bzw. der Radträger ersetzt werden.

5. In einigen Fällen von Radverlusten nach Felgentausch wurden vermutlich Felgen aus einer älteren Bauserie verwendet,
die ein etwas anderes Maß (in der Felgendicke bzw. deren Lochung bzw. Lochausbildung) hatten. Achtung: Im Laufe eines
Produktzyklus können sich Felgenstärken o.ä. ggf. mehrfach ändern!
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6. Ein Fall wurde bekannt, dass die Radmuttern falsch herum aufgesetzt wurden (d.h. Montagefehler).

7. Es wurde ein falsches (zu niedriges) Drehmoment für das Anziehen der Schrauben bzw. Muttern verwendet. Hinweis: Die
Anzugdrehmomente für Leichtmetall- und Stahlfelgen beim Sprinter sind z.B. bei der Baureihe 906 (2008 – 2016) mit 180
bzw. 240 Nm unterschiedlich groß! Ebenso ist das Anzugmoment für Radmuttern und Radschauben unterschiedlich groß .
Wird mit zu geringem Anzugmoment angezogen, dann kann sich die Schraube bzw. Mutter lösen, bei zu hohem
Anzugmoment kann entweder die Schraube oder der Stehbolzen abreißen, oder das Gewinde beschädigt werden.

8. Es wurden die Schrauben bzw. Muttern der Felge nicht wie gefordert nach ca. 50 km nachgezogen.

Abhilfe und Vorsorge

Grundsätzlich sollten Fahrzeuge, bei denen ein unklares Fahrverhalten
(„Schwimmen“) bzw. -geräusche (Klackern, Klappern) auftritt, unverzüglich
kontrolliert werden. D.h. umgehend anhalten und mit dem Bordwerkzeug die
Schrauben kontrollieren bzw. nachziehen. Sollten die Schrauben lose sein,
anziehen und ggf. nach Erledigung des aktuellen Einsatzauftrags umgehend die
übliche Werkstatt anfahren und die Felgen bzw. Schrauben kontrollieren lassen.

Fehlen bereits Schrauben oder Muttern, oder sind alle so lose, dass sich die
Felge bereits erheblich seitlich bewegt haben kann, darf nicht weitergefahren
werden, weil die verbleibenden Schrauben bzw. Muttern bzw. der Stehbolzen
oder das Gewinde beschädigt sein können. Das Fahrzeug muss von einem
Fachmann überprüft und entweder vor Ort die Schrauben bzw. Mutter ersetzt
bzw. das ganze Fahrzeug eingeschleppt werden.

Es wird geraten, die Arbeiten grundsätzlich nach den Herstellervorgaben für den jeweiligen konkreten (!) Fahrzeugtyp (vgl.
Betriebs- bzw. Bedienungsanleitung) durchzuführen und dabei sorgfältig vorzugehen. Ergänzend geben wir folgende
Empfehlungen bzw. Unterstreichungen:

Bei Beständen älterer Felgen z.B. aus früheren Beschaffungsjahrgängen überprüfen, ob die Bemaßung passt oder sich das
Felgenmaß bzw. das Lochbild auch nur in Teilen geändert hat. Wenn dies so ist, ist mit dem Hersteller zu prüfen, ob die
alten Felgen genutzt werden können oder ob diese zu ersetzen sind.
Alle Kontaktflächen sind sauber zu reinigen und es ist darauf zu achten, dass diese nicht beschädigt sind bzw. werden!
Soweit Schäden (Korrosion, Abnutzung, Gewindebrüche) an den Kontaktflächen, Radbolzen, Muttern oder Schrauben
festgestellt werden, sind diese zu ersetzen! Ist aufgrund des Schadensbildes zu befürchten, dass die korrespondierenden
Bauteile (Stehbolzen, Gewinde) am Radträger ebenfalls beschädigt sind, müssen diese Teile ebenfalls überprüft und im
Zweifel ersetzt werden.
Die Schrauben der Radträger sollten nach den bisherigen Erfahrungen und Hinweisen auch aus Fachwerkstätten
grundsätzlich nach dem Lösen und Abnehmen erneuert werden.
Für die Arbeiten ist das geeignete Werkzeug zu verwenden (passende und unbeschädigte Nüsse für die Schraubenköpfe,
richtig eingestellte und arbeitende Drehmomentschlüssel)!
Nach ca. 50 km Fahrt sind die Schrauben korrekt nachzuziehen (Drehmomentschlüssel). (Das DRK BaWü rät ergänzend zu
einer weiteren Kontrolle nach 200 km.)
Beim Wechsel der Felgen auf neue, oder auch nur neu lackierte, Felgen muss z.B. beim Sprinter der Baureihe 906 nach
1.000 – 5.000 km eine weitere Kontrolle erfolgen, weil sich hier z.B. die Lackschichtdicken durch Alterung ändern können.
Während der Fahrt schlagende oder vibrierende Räder auf Unwuchten überprüfen und diese beseitigen. Das verhindert
Vibrationen an den Radschrauben bzw. -muttern, die wiederum zum Lösen derselben führen könnten.
Radmutternindikatoren können die optische Kontrolle von sich lösenden Schrauben an den Felgen erleichtern. Diese
helfen aber nur, wenn sie auch richtig montiert und dann regelmäßig kontrolliert bzw. beachtet werden. Hinweis: Gegen
Sabotage helfen sie nicht, weil ein Saboteur die Indikatoren leicht abnehmen, die Schrauben oder Muttern lösen und die
Indikatoren dann wieder „richtig“ aufstecken kann, so dass das zumindest direkt danach nicht auffallen wird.
Es gibt auch mechanische Sicherungen gegen das ungewollte Lösen von Schrauben oder Muttern, wie z.B. die
verschiedenen Varianten der Fa. Rollock. Eine Sabotage wird erschwert, weil das Lösen dieser Sicherungen spezielles
Werkzeug erfordert.

Hinweis:
Der vorstehende Text wurde aus dem Magazin " FEUERWEHReinsatz:nrw 5/2019 " entnommen.

Autor: Dr. Ulrich Cimolino
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1
Fahrzeuge, DGUV Vorschrift 71
Arbeitsschutzgesetz, ArbSchG
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO), § 23, § 35
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO), § 23, § 38
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO), § 31

Der Unternehmer trägt als Halter der Fahrzeuge die Verantwortung für einen sicheren Betriebsablauf. Hierzu zählt
insbesondere, die Fahrer auf die Erfordernisse hin zu unterweisen und zu schulen, die sich beim Führen der Rettungsdienst-
und Krankentransportfahrzeuge sowie aus den besonderen Einsatzbedingungen der Fahrzeuge ergeben.

Schulung
Die Schulung der Fahrerinnen bzw. der Fahrer für besondere Situationen im Straßenverkehr (Fahrsicherheitsprogramm,
Stressbewältigung) ist eine grund​legende Anforderung im Rettungsdienst und Krankentransport. Um der besonderen
Problematik von Einsatzfahrten gerecht zu werden, sollte der Unternehmer für seine Fahrerinnen und Fahrer in regelmäßigen
Abständen Fahrsicherheitstrainings, Straßenverkehrsrechtseminare und Seminare zur Stressbewältigung im Rahmen eines
betrieblichen Fahrsicherheitsprogramms anbieten.

Zu berücksichtigen ist u. a. die Eignung der Fahrerin oder des Fahrers:

mit technischen Änderungen in den Fahrzeugen umzugehen
mit belastenden Einflüssen umzugehen (Stress, Ablenkung, Müdigkeit)
Alarmfahrt (Einsatzfahrt)
zum Umgang mit fahrdynamischen Gegebenheiten (schnellere Fahrzeuge,
veränderte Schwerpunkte)

Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die Fahrerin oder der Fahrer mit den
Besonderheiten eines jeden Einsatzfahrzeuges vertraut ist.

Hierbei reicht es nicht aus, der Fahrerin bzw. dem Fahrer lediglich die Betriebs​‐
anleitungen auszuhändigen. Vielmehr muss neben einer theo​retischen Schulung
auch eine praktische Unterweisung am Fahrzeug erfolgen.

Der Unternehmer darf den Einsatz des Fahrzeugs nicht anordnen oder zulassen,
wenn ihm bekannt ist oder bekannt sein muss, dass die Fahrerin oder der Fahrer
nicht zur Führung des Fahrzeugs geeignet ist (§ 31 (2) Straßenverkehrs-
Zulassungs-Ordnung-StVZO).

Unterweisung
Damit die Beschäftigten Sicherheits- und Gesundheitsge​fährdungen erkennen und entsprechend den vorgesehenen
Maßnahmen auch handeln können, müssen sie auf ihre in​dividuelle Arbeits- und Tätigkeitssituation zugeschnittene
Informationen, Erläuterungen und Anweisungen bekommen.

Die Unterweisung ist ein wichtiges Instrument, um dem Personal zu ermöglichen,
sich sicherheits- und gesundheitsgerecht zu verhalten. Müssen wie beim Einsatz
im Rettungsdienst und Krankentransport zur Verhütung von Unfällen besondere
Regeln beachtet werden, so hat der Unternehmer Betriebsanweisungen in
verständlicher Form und Sprache aufzustellen und diese den Beschäftigten in
geeigneter Weise zur Kenntnis zu bringen (§ 34 Fahrzeuge, DGUV Vorschrift 71).

Dies betrifft insbesondere die Unterweisung über die Alarmfahrt (Einsatzfahrt)
gemäß §§ 35 und 38 Straßenverkehrsordnung – StVO.

Weiterhin ist eine Unterweisung erforderlich, wenn es technische Änderungen in
den Fahrzeugen gibt.

Die Unterweisung muss dokumentiert werden (§ 4 Unterweisung der
Versicherten, DGUV Vorschrift 1), damit der Unternehmer den Nachweis führen
kann, dass er seiner Unterweisungsverpflichtung nachgekommen ist. Der
Nachweis kann z. B. in Form dieses Musters erfolgen.
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In integrierten Rettungsleitstellen (ILS) werden Rettungsdienste, Feuerwehr und Katastrophenschutz gemeinsam disponiert.
Disponentinnen und Disponenten in ILS sind das erste Glied in der Notfallversorgung. Ihnen kommt neben einer hohen
Verantwortung auch ein enormes Arbeitspensum zu. Das an den Einsatzstellen vor Ort tätige Personal, wie Notärztinnen und
Notärzte, Rettungssanitäterinnen und Rettungssanitäter, Polizistinnen und Poli​zisten sowie andere Helferinnen und Helfer,
wird anders öffentlich wahrgenommen. Es tritt an Einsatzstellen als Personen in Erscheinung. Dagegen ist die zentrale, leitende
und überwachende Funktion von Disponentinnen und Disponenten im Rettungswesen eher wenigen Menschen bewusst.

Wie stark die psychische Belastung für Disponentinnen und Disponenten tatsächlich ist, wurde durch eine Untersuchung im
Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung in einer großen Leitstelle gezeigt.
Die Untersuchung der Universität München (Frau Dr. Herbig, Institut und Poliklinik für Arbeits-, Sozial- und Umweltmedizin) und
der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf (Herr Dr. A. Müller, Institut für Arbeits-, Sozial- und Umweltmedizin) hatte im Jahr
2015/2016 insbesondere zum Ergebnis, dass die Tätigkeiten der Leitstellendisponentinnen und Leitstellendisponenten

hohe kognitive und kommunikative Anforderungen,
eingeschränkte Spielräume durch zu beachtende Regeln sowie
emotionale Belastungen durch eingehende Notrufe

haben.

Es war bisher unklar, wie stark diese Belastungen sind und wie sich ihre
Konstellation auf physiologische und psychologische Beanspruchungsfolgen
auswirkt.

Zu den Aufgaben der Leitstellendisponentinnen und Leitstellendisponenten
gehören zum Beispiel die Entgegennahme al​ler Notrufe, Notfallmeldungen,
sonsti​ger Hilfeersuchen und Informationen für den Rettungsdienst und die Feuer​‐
wehr. Sie alarmieren und disponieren erforderliche Einsatzkräfte und -mittel. Alle
Einsätze werden durchgehend begleitet, bis sie schließlich beendet werden
können. Die Disponentinnen und Disponenten arbeiten auch mit benachbarten
Leitstellen und sonstigen betroffenen Kräften zusammen. Dazu ist es
erforderlich, dass die eingesetzten Disponentinnen und Disponenten über
weitreichende Kenntnisse in den verschiedensten Fachgebieten, wie etwa
medizinisches und feuerwehr​technisches Fachwissen, verfügen.

In der Untersuchung wurden multimethodale Belastungs- und
Beanspruchungsanalysen durchgeführt. Dabei wurde ein Schwerpunkt auf
objektive Erfassungen gelegt, u. a. Blickrichtungsdaten zur Analyse der informatorischen Anforderungen.
Beanspruchungsfolgen wurden u. a. mit Herzratenvariabilität, Herzfrequenz und Blutdruck erfasst. Für alle Analysen wurden
Kontrollgruppen oder bevölkerungsbezogene Vergleichsgruppen herangezogen.

Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Studie waren 42
Leitstellendisponentinnen und Leitstellendisponenten und 28 Personen einer
internen Kontrollgruppe. Es zeigten sich erwartungsgemäß hohe kognitive
Anforderungen bei gleichzeitig gering ausgeprägten Ressourcen und deutlich
ausgeprägten Stressoren. Beanspruchungsseitig wurden bei 20,2 % der
Disponentinnen und Disponenten ein Depressionsverdacht, ein erhöhter
Blutdruck in Abhängigkeit von der Tätigkeitsdauer sowie deutlich erhöhte
Herzfrequenz und erniedrigte Herzratenvariabilität festgestellt. Diese Befunde
blieben auch unter Kontrolle individueller Risikofaktoren (Alter, BMI, Rauchen)
bestehen

(Herbig, Müller, Prohn, Nowak, Spezifische Belastungskonstellationen bei den
Tätigkeiten in einer Integrierten Leitstelle; 9. Fachgruppentagung der Deutschen
Gesellschaft für Psychologie, 2015, Seite 197-198).
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Einschränkungen:

Eine Generalisierung der Ergebnisse ist aufgrund der kleinen Stichprobe nicht möglich. Aufgrund der hohen
Vergleichbarkeit der Arbeitsanforderungen in ILS ist jedoch von einer hohen Beanspruchung auch bei anderen
Disponentinnen und Disponenten auszugehen.
Die Konstellation der Arbeitsbedingungen in der ILS weist alle Merkmale einer stark belastenden Tätigkeit auf.
Verhältnispräventive wie auch strukturelle Interventionen sind angezeigt.
Gerade bei hochwichtigen Tätigkeiten mit engen Rahmenbedingungen sind genaue Analysen zur Ableitung von
Maßnahmen notwendig.

(Herbig, Müller, Prohn, Nowak, Spezifische Belastungskonstellationen bei den Tätigkeiten in einer Integrierten Leitstelle; 9.
Fachgruppentagung der Deutschen Gesellschaft für Psychologie, 2015, Seite 197-198).

Ausblick

Die hier nur in wenigen Aus​schnitten teilweise darstellbaren Befunde zur Be​‐
lastungs- und Beanspruchungssituation in einer großen ILS sprechen eine deut​‐
liche Sprache:

Hohe, teilweise sehr hohe Anforderungen in verschiedenen Kom​petenzbereichen
stehen nur sehr geringen arbeitsbezogenen Ressourcen zur Bewäl​tigung dieser
Anforderungen gegenüber. Gleichzeitig zeigen sich ebenfalls stark ausgeprägte
Stressoren, die mit den ge​ringen Ressourcen (vor allem Tätigkeits​spielräume)
nur schwer bewältigt wer​den können. Im Sinne des stress​theoretischen
„demand-control-models“, das konstatiert, dass hohe Ar​beitsanforderungen
gepaart mit gerin​gen Tätigkeitsspielräumen das Erkran​kungsrisiko erhöhen,
kann die Arbeit in einer ILS damit als stark belastende Tä​tigkeit klassifiziert
werden.

Entsprechend diesen Arbeitsbedingun​gen zeigten sich auch sehr deutlich ge​‐
sundheitlich negative Befunde sowohl für psychische (wie Depression), psycho​‐
somatische (wie körperliche Beschwer​den) als auch für physiologische Proble​me
(wie Blutdruck, Puls, Herzratenvariabilität). Da bei der Erfassung von Be​‐
lastungen und Beanspruchungsfolgen auf allen Analyseebenen sowohl (subjek​‐
tive) Selbstberichts- als auch (objektive) Fremdbeobachtungs- oder Messverfah​‐
ren zum Einsatz kamen und Vergleichs​gruppen herangezogen wurden, kann eine
Verzerrung der Ergebnisse durch Antworttendenzen der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter aus​geschlossen werden.

Die Befunde verweisen auf einen ho​hen Handlungsbedarf, der sich nicht in individuellen Maßnahmen erschöpfen, sondern
arbeitsorganisatorische, am besten partizipativ entwickelte Verän​derungen in ILS anstoßen sollte. Eine solche partizipative
Arbeitsgestaltung kann beispielsweise in Form von mode​rierten betrieblichen Projektgruppen umgesetzt werden.

Die Vorteile dieser Vorgehensweise sind:

Die Beseitigung vorgefundener Stres​soren.
Die Nutzung des Erfahrungswissens der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Dies gewährleistet zum einen, dass bei der
Planung und Durchführung von Maßnahmen ILS-spezifische Bedingungen berücksich​tigt werden, die durch keine
arbeitswissenschaftliche Richtlinie abge​deckt werden können, zum anderen wird eine hohe Akzeptanz der Maß​nahmen
gewährleistet.
Das Vorgehen der gemeinsamen Pro​blemlösung trägt zur unmittelbaren Erhöhung der Spielräume der Mitarbeiterinnen und
Mitar​beiter als zentrale Ressource bei.
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Jenseits der arbeitsgestalterischen Maß​nahmen wäre auch ein politisches Um​‐
denken bei bisher wesentlich ökono​misch orientierten Vergabekriterien für ILS
sowie eine breitere gesellschaftliche Debatte über die Wertschätzung von (al​len)
Tätigkeiten im Rettungswesen wün​schenswert.

Die Untersuchung zeigte exem​plarisch für eine ILS die hohe Belas​tung und
ungünstige Beanspruchungs​situation von Disponentinnen und Disponenten.
Aufgrund der vergleichbaren Tätigkeiten und standardisierten Abläufe ist
anzuneh​men, dass dies auch in anderen ILS gilt. Der nachweisbare,
unmittelbare Zusam​menhang zwischen Arbeitssituation und negativen
gesundheitlichen Aus​wirkungen jenseits individueller Risiko​faktoren sollte auch
in der medizini​schen Praxis dafür sensibilisieren, die Arbeitssituation der
Patientin bzw. des Patienten stärker in den Blick zu nehmen, als dies bisher oft
der Fall ist. Diese Erkenntnis kann für die Betriebsärztinnen und Betriebsärzte
eine wertvolle Information sein, die berücksichtigt werden sollte.

Für die Durchführung von Gefährdungsbeurteilungen psychischer Belastungen
hat sich gezeigt, dass Ex​pertenverfahren ein sehr genaues Bild der Arbeitstätigkeit liefern können, aber auch, dass diese
objektiven Daten oft mit den subjektiven Angaben der Be​schäftigten konvergieren. In spe​zifischen organisatorischen
Konstellati​onen kann es jedoch hilfreich sein, mit „objektivierten“ Daten zu argumentie​ren. Häufig liegen relevante Informati​‐
onen in der Organisation oder dem Un​ternehmen bereits vor, es bedarf aber medizinischer, psychologischer, metho​discher
und/oder statistischer Expertise, diese entsprechend aufzubereiten und zu analysieren

(Herbig, Müller; Gefährdungsbeurteilung, Hohe Belastungen in einer integrierten Rettungsleitstelle, NeuroTRANSMITTER, Seiten
12-17, September 2016).

Auch das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) und der Deutsche Feuerwehrverband (DFV)
beschäftigten sich bereits vielfach mit der Stressbelastung von Feuerwehrleuten:

Spezifische Belastungen gibt es bei Feuerwehrleuten am Funk oder in der
Leitstelle, z. B. das Entstehen von Phantasie​bildern im Kopf, Bedrohungen und
Beschimpfungen oder das Erleben frustraner Telefonreanimationen. Es ist
allerdings zu beden​ken, dass längst nicht jeder Feuerwehrangehörige sie auch
tatsächlich als solche empfindet. Dies kann so sein, muss es aber nicht.
Scheinbar wenig belastende Situationen und Erfah​rungen können von
Feuerwehrleuten als äußerst unangenehm und problematisch wahrgenommen
werden. Genauso kann es sich aber auch andersherum verhalten: Scheinbar
hoch belas​tende Situationen werden unter Umständen als wenig oder gar nicht
belastend empfunden.

(Psychosoziale Herausforderungen im Feuerwehrdienst, Bundesamt für
Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK)/Deutscher Feuerwehrverband
(DFV), 2/2016, Seite 10)

Im Arbeitsschutz müssen auch für Leitstellen Gefährdungsbeurteilungen
durchgeführt und dokumentiert werden (§§ 5, 6 Arbeitsschutzgesetz; §§ 3, 3a
Arbeitsstättenverordnung; §§ 2, 3 Unfallverhütungsvorschrift „Grundsätze der Prävention“, DGUV Vorschrift 1). Bei dieser
„Chefsache“ stehen den Unternehmern die Betriebsärztinnen und Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit in
beratender Funktion zur Verfügung.

Die Betriebsärztinnen und Betriebsärzte haben zum Beispiel die Aufgabe, den Arbeitgeber beim Arbeitsschutz und bei der
Unfallverhütung in allen Fragen des Gesundheitsschutzes zu unterstützen. Sie haben insbesondere den Arbeitgeber und die
sonst für den Arbeitsschutz und die Unfallverhütung verantwortlichen Personen zu beraten. Sie beraten insbesondere bei der
Planung, Ausführung und Unterhaltung von Betriebsanlagen (…), der Beschaffung von technischen Arbeitsmitteln und der
Einführung von Arbeitsverfahren und Arbeitsstoffen (…). Auch bei arbeitsphysiologischen, arbeitspsychologischen und
sonstigen ergonomischen sowie arbeitshygienischen Fragestellungen, insbesondere des Arbeitsrhythmus, der Arbeitszeit und
der Pausenregelung, der Gestaltung der Arbeitsplätze, des Arbeitsablaufs und der Arbeitsumgebung, haben die
Betriebsärztinnen und Betriebsärzte zu beraten. Der Beratung bei der Beurteilung der Arbeitsbedingungen
(„Gefährdungsbeurteilung“) kommt im modernen Arbeitsschutz eine besondere Bedeutung zu.

Weiterhin haben die Betriebsärztinnen und Betriebsärzte die Durchführung des Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung zu
beobachten und im Zusammenhang damit die Arbeitsstätten in regelmäßigen Abständen zu begehen und festgestellte Mängel
dem Arbeitgeber oder der sonst für den Arbeitsschutz und die Unfallverhütung verantwortlichen Person mitzuteilen,
Maßnahmen zur Beseitigung dieser Mängel vorzuschlagen und auf deren Durchführung hinzuwirken.
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Quellen

Sicherheit von Maschinen – Ergonomische Gestaltungsgrundsätze, DIN EN 614, Teil 2 „Wechselwirkungen zwischen der
Gestaltung von Maschinen und den Arbeitsaufgaben“
Ergonomische Anforderungen für Bürotätigkeiten mit Bildschirmgeräten, DIN EN 29241, Teil 2 „Anforderungen an die
Arbeitsaufgaben; Leitsätze (ISO 9241-2:1992)“
Grundsätze der Ergonomie für die Gestaltung von Arbeitssystemen, DIN EN ISO 6385

Auch die Ursachen von arbeitsbedingten Erkrankungen haben die
Betriebsärztinnen und Betriebsärzte zu untersuchen, die
Untersuchungsergebnisse zu erfassen und auszuwerten und dem Arbeitgeber
Maßnahmen zur Verhütung dieser Erkrankungen vorzuschlagen (§ 3 Gesetz über
Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit
von 1973 – „Arbeitssicherheitsgesetz“, ASiG). Die Aufgaben der Fachkräfte für
Arbeitssicherheit sind im § 6 des Arbeitssicherheitsgesetzes geregelt.

Somit stehen dem Arbeitgeber und den ggf. weiteren zuständigen
Führungskräften Arbeitsschutzexpertinnen und -experten in beratender Funktion
zur Verfügung, um die Belastungen und Be​anspruchungen der
Leitstellendisponentinnen und Leitstellendisponenten nä​her zu betrachten. Die
Dienststellen in Nordrhein-Westfalen haben auch die Beteiligungsrechte der
Personalräte gemäß § 77 Landespersonalvertretungsgesetz NRW zu beachten.

Die hier verkürzt wiedergegebenen Untersuchungsergebnisse sind in der
Zeitschrift NeuroTRANSMITTER, 09/ 2016, S. 12-17 unter dem Titel „Gefährdungsbeurteilung. Hohe Belastungen in einer
integrierten Rettungsleit-stelle)“ einsehbar.
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Quellen

Sicherer Umgang mit Multikoptern (Drohnen), DGUV Information 208-058, Ziffer 3, Verwendungszweck
Sicherer Umgang mit Multikoptern (Drohnen), DGUV Information 208-058, Ziffer 4.1, Zuordnung nach Verwendungszweck

Multikopter sind Drohnen, die z. B. auch Anwendungen bzw.
Einsatzmöglichkeiten bei der Feuerwehr und im Rettungsdienst finden.

Im Feuerwehreinsatz können sie bei der Überwachung von Brandherden
unterstützen. Im Rettungsdienst helfen sie bei der Suche und Rettung im
Katastrophenfall. 
Gemäß dem Einsatz und der Nutzung kann ein Multikopter unterschiedlichen
Rechtsgebieten im Bereich Bau- und Ausrüstung unterliegen. Grundsätzlich
entspricht die Bauart der Definition einer Maschine nach der Europäischen
Maschinenrichtlinie (2006/42/EG) und somit gelten auch die „Grundlegenden
Sicherheits- und Gesundheitsschutzanforderungen für Konstruktion und Bau“
einschließlich CE-Kennzeichnung und EG-Konformitätserklärung [Neunte
Verordnung zum Produktsicherheitsgesetz (Maschinenverordnung) (9. ProdSV)]. 

Grundsätzlich gilt, dass zur Verfügung gestellte Arbeitsmittel, hier Multikopter, den Schutz von Sicherheit und Gesundheit der
Beschäftigten/Versicherten sicherstellen müssen. Dabei sind insbesondere die Vorgaben des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG)
und der Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) zu beachten. 

Hinweis 
Der Text wurde größtenteils den Ziffern 3 und 4.1 der DGUV Information 208-058, Sicherer Umgang mit Multikoptern (Drohnen) ,
Juli 2020 entnommen
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Aktueller Erlass des Innenministeriums

Düsseldorf. Durch die am 1. April 2015 in Kraft getretene Änderung des RettG
NRW wurde das für Gesundheit zuständige Ministerium ermächtigt, die
rettungsdienstliche Qualifikation des Personals in den einheitlichen Leitstellen
für den Brandschutz, die Hilfeleistung, den Katastrophenschutz und den
Rettungsdienst in Nordrhein-Westfalen zu regeln (§ 8 Abs. 1 RettG NRW).
Während bis dahin die Qualifikation „Rettungsassistentin“ oder
„Rettungsassistent“ für das Leitstellenpersonal gesetzlich vorgeschrieben war,
erkannte man nach dem Inkrafttreten des Notfallsanitätergesetzes die
Notwendigkeit, dem zuständigen Ministerium mehr Spielraum bei der Gestaltung
der Qualifikationsanforderungen zu geben. Hintergrund war u.a. der Wunsch aller
Beteiligten, die Ausbildungszeit der Beamtinnen und Beamten in den Leitstellen
im Blick zu haben und zu prüfen, ob eine vollumfängliche Notfallsanitäter-
Ausbildung für die Tätigkeit in der Leitstelle inhaltlich notwendig ist oder nicht
auch andere Ausbildungsausgestaltungen tragfähig sein können ...

Rettungsdienstliche Qualifikation von Leitstellenpersonal
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Die Verordnung zur Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten
(Drohnenverordnung) gilt für den Betrieb von Multikoptern im Outdoorbereich 
[Geltungsbereich des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG)].

Die wesentlichen Regelungen aus der Verordnung sind:

Kennzeichnungspflicht: Multikopter mit einer Startmasse von mehr als 0,25
kg müssen gekennzeichnet sein, u. a. zur Feststellung des Halters nach
Schadensfällen. Die Kennzeichnung erfolgt mittels dauerhaft angebrachter
und feuerfester Plakette mit Name und Adresse des Eigentümers.

Kenntnisnachweis: Für Steuerer von Multikoptern mit einer Startmasse von
mehr als 2 kg ist ein Kenntnisnachweis erforderlich, der auf Verlangen
vorzuzeigen ist. Dieser ist stets mitzuführen. Der Nachweis erfolgt durch

a. eine gültige Pilotenlizenz,
b. eine Bescheinigung nach Prüfung durch eine vom Luftfahrt-Bundesamt anerkannte Stelle (auch online möglich).

Die Bescheinigungen gelten für 5 Jahre.

Erlaubnisfreiheit: Für den Betrieb von Multikoptern bis zu einer Startmasse von 5 kg ist grundsätzlich keine Erlaubnis
erforderlich. Der Betrieb durch Behörden ist generell erlaubnisfrei, wenn dieser zur Erfüllung ihrer Aufgaben stattfindet,
ebenso der Betrieb durch Organisationen mit Sicherheitsaufgaben, z. B. Feuerwehren, THW, DRK etc.

Erlaubnispflicht: Für den Betrieb von Multikoptern mit einer Startmasse über 5 kg und für den Betrieb bei Nacht ist eine
Erlaubnis erforderlich. Diese wird von der örtlich zuständigen Luftfahrtbehörde des Landes erteilt.

Betriebsverbot:

Ein Betriebsverbot gilt

außerhalb der Sichtweite des Steuerers sofern die Startmasse des Geräts 5 kg und weniger beträgt;
in und über sensiblen Bereichen, z. B. Einsatzorten von Polizei und Rettungskräften, Krankenhäusern,
Menschenansammlungen, Anlagen und Einrichtungen wie JVAs oder Industrieanlagen, oberste und obere Bundes-
oder Landesbehörden, Naturschutzgebieten;
über bestimmten Verkehrswegen;
in Kontrollzonen von Flugplätzen (auch An- und Abflugbereiche von Flughäfen);
in Flughöhen über 100 Metern über Grund;
über Wohngrundstücken, wenn die Startmasse des Geräts mehr als 0,25 kg beträgt oder das Gerät oder seine
Ausrüstung in der Lage sind, optische, akustische oder Funksignale zu empfangen, zu übertragen oder
aufzuzeichnen. Ausnahme: Der durch den Betrieb über dem jeweiligen Wohngrundstück in seinen Rechten Betroffene
stimmt dem Überflug ausdrücklich zu;
mit einer Startmasse über 25 kg.

Ausnahmen: Die zuständige Behörde kann Ausnahmen von den Verboten zulassen, wenn der Betrieb keine Gefahr für die
Sicherheit des Luftverkehrs oder die öffentliche Sicherheit oder Ordnung, insbesondere eine Verletzung der Vorschriften über
den Datenschutz und über den Naturschutz darstellt und der Schutz vor Fluglärm angemessen berücksichtigt ist.

Ausweichpflicht: Steuerer von Multikoptern sind verpflichtet, bemannten Luftfahrzeugen und unbemannten Freiballonen
auszuweichen.

Einsatz von Videobrillen: Flüge mithilfe einer Videobrille sind erlaubt, wenn sie bis zu einer Höhe von 30 Metern stattfinden
und das Gerät eine Startmasse von nicht mehr als 0,25 kg besitzt oder eine andere Person es ständig in Sichtweite beobachtet
und in der Lage ist, den Steuerer auf Gefahren aufmerksam zu machen. Dies gilt als Betrieb innerhalb der Sichtweite des
Steuerers.
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Quellen

Sicherer Umgang mit Multikoptern (Drohnen), DGUV Information 208-058, Ziffer 4, Rechtliche Grundlagen
Sicherer Umgang mit Multikoptern (Drohnen), DGUV Information 208-058, Abbildung 5

Versicherungspflicht: Im Luftfahrtbereich (Outdoorbereich) verpflichtet das Luftfahrtverkehrsgesetz nach § 33 den Halter eines
Luftfahrzeugs, für Personen- und Sachschäden eine Versicherung abzuschließen, da er für die Verursachung von Personen- und
Sachschäden mit seinem gesamten Vermögen haften muss. Die Mindestdeckungssumme wird über das Luftverkehrsgesetz
geregelt.

Da es sich um den Betrieb eines Luftfahrzeugs handelt, sind Unfälle, die von Multikoptern verursacht werden, in der Regel
nicht über die Privathaftpflichtversicherung abgedeckt. Vielmehr ist eine Halterhaftpflichtversicherung erforderlich, welche die
gewerbliche Nutzung abdeckt.

Wer die vorgeschriebene Halterhaftpflichtversicherung nicht besitzt, handelt ordnungswidrig (§ 58 Abs. 1 Ziff. 15 LuftVG). Dies
ist nach § 58 Abs. 2 LuftVG bußgeldbewehrt. Auch für den Indoorbereich stellt sich nach einem Unfall die Frage nach Regress.
Daher ist auch hierfür eine Haftpflichtversicherung sinnvoll.

Neben der reinen Multikopter-Haftpflichtversicherung werden auch Multikopter-Kaskoversicherungen angeboten. Damit ist
auch der Sachschaden am eigenen Multikopter abgedeckt.

Eine Übersicht der Rechtsgrundlagen für den Betrieb von Multikoptern im Luftfahrtbereich (Outdoorbereich) gibt die Abbildung
5 der DGUV Information 208-058, Sicherer Umgang mit Multikoptern (Drohnen), Juli 2020.

Hinweis 
Der Text wurde größtenteils der Ziffer 4 der DGUV Information 208-058, Sicherer Umgang mit Multikoptern (Drohnen) , Juli 2020
entnommen.
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Die Steuerungsfunktionen für Multikopter müssen sicherheitsgerichtet
ausgeführt sein, zum Beispiel durch Selbstüberwachung und/oder Redundanz.
Gleichzeitig muss die Funkfernbedienung über ein Sender-Empfänger-System
verfügen, das Störungen, z. B. durch andere Sender, unterbindet.

Die für den eingesetzten Multikopter maximal mögliche Reichweite der
Funkfernsteuerung (Senderreichweite) muss der Bedienungsanleitung des
Herstellers entnommen und beachtet werden. Die nutzbare Reichweite wird z. B.
durch örtliche, einsatzspezifische oder geografische Einflüsse bestimmt und
kann erheblich unter den Angaben des Herstellers liegen.

Um Unfälle durch außer Kontrolle geratene Multikopter zu vermeiden, müssen
gewerblich eingesetzte Systeme qualitativ hochwertig gefertigt sein und über
selbsttätig wirkende Stabilisierungs- und Notfallsysteme verfügen.

Um die Beanspruchung für Bedienpersonen von Multikoptern so gering wie möglich zu halten, sind insbesondere nachfolgende
Einflussfaktoren zu beachten.

Durch dauerhafte oder sehr häufige Auslenkung des Kopfes kommt es zu hohen Belastungen für die
Halswirbelsäulenmuskulatur. Auslenkungen nach oben bzw. unten oder durch Neigen des Kopfes nach links und rechts
können als Zwangshaltungen zu schmerzhaften Verspannungen der Muskulatur führen und somit Verschleißerkrankungen der
Halswirbelsäule begünstigen.

Dieser Effekt wird bei der Rotation des Kopfes noch verstärkt, da zusätzlich Scherkräfte auf die Bandscheibe wirken.
Bestimmend für die kritische Reaktion auf die Belastung sind neben der persönlichen Konstitution der Auslenkungswinkel und
die Dauer der Auslenkung. Deshalb sollte die dauerhafte Belastung durch Auslenkung des Nackens auf ein Minimum begrenzt
bzw. durch regelmäßige Pausen unterbrochen werden.

Beim Stehen, Gehen und Sitzen gilt es eine gleichmäßige Verteilung der Bewegungsarten zu erreichen, um etwaige
Beschwerden zu vermeiden. Es kann zu einer Überbeanspruchung des Muskel-Skelett-Systems kommen, wenn eine der
Bewegungsarten einen zu hohen zeitlichen Anteil aufweist.

Ein lang anhaltendes oder dauerhaftes Stehen ist zu vermeiden. Eine Unterbrechung durch regelmäßige Pausen ist
anzustreben.

Beim Fliegen durch extreme Hell-/Dunkelzonen kann es zu ungenügender Hell-Dunkel-Adaption des Auges kommen. Neben
Sicht- bzw. Augenproblemen kann dies auch zu Unfällen führen.

Beim Fliegen im Outdoorbereich ist darauf zu achten, dass die Sonne möglichst hinter der steuernden Person steht. Der Einsatz
von Schirmmützen oder Sonnenbrillen ist zu empfehlen. Des Weiteren sollte dem Wetter entsprechende Kleidung getragen
werden.

Die Darstellung des Kontrollbildschirms sollte folgenden Anforderungen entsprechen:

Die dargestellten Zeichen sind scharf, deutlich und ausreichend groß.
Die Leuchtdichte (Helligkeit des Bildschirms) und der Kontrast zwischen Zeichen und Zeichenuntergrund auf dem
Bildschirm sind einfach einstellbar und können den Verhältnissen der Arbeitsumgebung angepasst werden.
Der Bildschirm ist für die Nutzung bei hohen Beleuchtungsstärken ausgelegt (beispielsweise im Außenbereich an
sonnigen Tagen).
Der Kontrast zwischen den Zeichen und dem Zeichenuntergrund liegt mindestens bei 4:1.
Das Bild ist stabil und frei von Störungen.

Es ist darauf zu achten, dass der Bildschirm eine matte und entspiegelte Oberfläche besitzt.
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Quellen

Sicherer Umgang mit Multikoptern (Drohnen), DGUV Information 208-058, Ziffer 6, Steuerung
Sicherer Umgang mit Multikoptern (Drohnen), DGUV Information 208-058, Ziffer 8, Ergonomie

 
Je nach Ausführung und Ausstattung (z. B. mit und ohne Bildschirm) der Steuereinheit einschließlich Batterie/Akku hat die
Bedienperson des Multikopters ein entsprechendes Gewicht in ihren Händen zu halten und zu tragen. Um sich vorrangig auf die
Steuerung des Multikopters zu konzentrieren, ist es empfehlenswert, die Steuereinheiten zusätzlich mit entsprechenden
Haltegurten oder Tragegurten zu versehen.

Mit einer ergonomischen und haptischen Gestaltung der Steuereinheit und ihrer Bedienelemente kann darüber hinaus
Bedienfehlern und damit gefährlichen Flugsituationen vorgebeugt werden.

Hinweis 
Der Text wurde größtenteils den Ziffern 6 und 8 der DGUV Information 208-058, Sicherer Umgang mit Multikoptern (Drohnen) ,
Juli 2020 entnommen
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Entsprechend dem ArbSchG, der BetrSichV und der DGUV Vorschrift 1
„Grundsätze der Prävention“ ist der Unternehmer verpflichtet, die erforderlichen
Maßnahmen zu treffen, um die Sicherheit und den Schutz der Gesundheit von
Beschäftigten bei der Arbeit zu gewährleisten. Dazu gehören u. a. eine geeignete
betriebliche Organisation, die Erstellung von Gefährdungsbeurteilungen und
Sicherstellung, dass den Beschäftigten nur sichere Arbeitsmittel zur Verfügung
gestellt werden und deren sichere Benutzung zu organisieren. Wesentlich ist
dabei, dass die Benutzung der Arbeitsmittel (Multikopter) nur durch geeignetes
Personal erfolgt. Der Unternehmer hat dementsprechend das Bedienpersonal
auszuwählen.

Der Unternehmer hat vor der Verwendung von Arbeitsmitteln die auftretenden
Gefährdungen zu ermitteln, zu beurteilen (Gefährdungsbeurteilung) und daraus
notwendige und geeignete Arbeitsschutzmaßnahmen abzuleiten. Dabei kann er
sich bei der Erstellung der Gefährdungsbeurteilung von seiner Fachkraft für Arbeitssicherheit sowie von seiner Betriebsärztin
oder seinem Betriebsarzt beraten lassen. Bei Bedarf besteht die Möglichkeit weitere Expertinnen/Experten hinzuzuziehen.

Damit sichergestellt werden kann, dass die Arbeitsmittel für die Tätigkeit bestmöglich geeignet sind, soll bereits vor der
Auswahl und der Beschaffung von Arbeitsmitteln mit der Gefährdungsbeurteilung begonnen werden. 
Die Gefährdungsbeurteilung ist regelmäßig zu überprüfen und an veränderte Bedingungen anzupassen.

Die Gefährdungsbeurteilung für den Einsatz von Multikoptern berücksichtigt u. a.

allgemeine Gefährdungen für den Umgang mit Multikoptern,
herstellerseitige Sicherheitshinweise (Bedienungsanleitung),
einsatzbezogene Gefährdungen (z. B. Outdooranwendung, Indooranwendung, Autonomes Fliegen).

Die Gefährdungsbeurteilung sollte sich auf die wesentlichen Gefährdungen beschränken und die tatsächlichen Verhältnisse
berücksichtigen. Das sind insbesondere Gefährdungen durch Absturz der Multikopter, Kontakt mit rotierenden Teilen,
herabfallende Gegenstände und Akku und Ladegeräte. Zur Unterstützung bei der Erstellung der Gefährdungsbeurteilung wird
auch auf die Muster-Gefährdungsbeurteilung „Multikopterflüge“ verwiesen, die an die konkreten Verhältnisse anzupassen ist.

Die sichere und sachgerechte Verwendung des Multikopters hängt zum großen Teil von der richtigen Bedienung ab. Das
Bedienpersonal hat die Aufgabe, die Arbeitsabläufe sorgfältig und verantwortungsbewusst durchzuführen. Für diese Aufgabe
muss das Bedienpersonal geeignet, geschult und ausgebildet sein. Bedienerinnen und Bediener sind gehalten, Anweisungen
nur dann zu befolgen, wenn die Multikopter dabei sicher beherrschbar sind. Sicherheitswidrige Weisungen dürfen nicht befolgt
werden.

Mit der Bedienung von Multikoptern sind ausschließlich fachlich und körperlich geeignete Personen zu beauftragen. Die
körperliche Eignung wird zweckmäßigerweise im Rahmen einer ärztlichen Untersuchung festgestellt. Insbesondere wird
auf eine ausreichende Sehschärfe, ein uneingeschränktes Gesichtsfeld, räumliches Sehvermögen, Hörvermögen sowie
gute Reaktionsfähigkeit Wert gelegt. Zur Beurteilung der körperlichen Eignung gibt der DGUV Grundsatz für
arbeitsmedizinische Untersuchungen G25 „Fahr-, Steuer- und Überwachungstätigkeiten“ wichtige Anhaltspunkte.

Das Mindestalter ist 18 Jahre. Jugendliche ab 16 Jahre dürfen mit der Bedienung von Multikoptern beauftragt werden,
wenn dies zum Erreichen des Ausbildungszieles erforderlich ist und ihr Schutz durch eine aufsichtsführende Person
gewährleistet ist.

Die Bedienperson muss ihre Befähigung zum Steuern von Multikoptern nachweisen (zum Steuern von Multikoptern mit einer
Startmasse von mehr als 2 kg im Outdoorbereich ist ein Kenntnisnachweis erforderlich). Sie muss in der Lage sein, den
Multikopter in allen Phasen der Verwendung sicher zu beherrschen.

Die Beauftragung für das Bedienen von Multikoptern hat schriftlich zu erfolgen.
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Für den Kenntnisnachweis entsprechend der Verordnung zur Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten sind
Kenntnisse in

der Anwendung und der Navigation dieser Fluggeräte,
den einschlägigen luftrechtlichen Grundlagen und
der örtlichen Luftraumordnung
der Anwendung und der Navigation dieser Fluggeräte,
den einschlägigen luftrechtlichen Grundlagen und
der örtlichen Luftraumordnung

erforderlich.

Der Nachweis erfolgt durch eine

a. gültige Pilotenlizenz,
b. Bescheinigung nach Prüfung durch eine vom Luftfahrt-Bundesamt anerkannte Stelle (auch online möglich), Mindestalter:

16 Jahre.

Vor der Prüfung sind folgende Unterlagen vorzulegen:

Ein gültiges Identitätsdokument
Bei Minderjährigkeit die Zustimmung der gesetzlichen Vertretung
Eine Erklärung über laufende Ermittlungs- oder Strafverfahren
Ein Führungszeugnis

Die Verwendung von Multikoptern ist mit speziellen Gefährdungen verbunden. Beschäftigte sind vor der ersten Verwendung
anhand der Gefährdungsbeurteilung in einer verständlichen Form und Sprache theoretisch und praktisch zu unterweisen.

Ziel ist die sichere Verwendung von Multikoptern, das Aufzeigen von Gefährdungen am Arbeitsplatz und die Beschäftigten zu
informieren, wie diese sich verhalten müssen, um das Risiko zu minimieren.

Die Unterweisungen sind jährlich zu wiederholen und müssen dokumentiert werden. Nach besonderen Anlässen (z. B.
Arbeitsunfällen) sind zeitnah zusätzliche Unterweisungen durchzuführen. Die Verantwortung für die Unterweisung trägt der
Unternehmer.

Unterweisungsthemen können folgende sein:

Grundsätzliche Gefährdungen und Schutzmaßnahmen beim Umgang mit Multikoptern (siehe Muster-
Gefährdungsbeurteilung, verlinken)
Notfallvorsorge (Rettungswege, Erste Hilfe, Brandschutz)
Betriebsanweisungen für den Multikopter

Zusätzliche Unterweisungsthemen können sich aus besonderen betrieblichen Situationen/Ereignissen z. B. aufgrund eines
Arbeitsunfalls ergeben.

Vor der ersten Verwendung des Multikopters ist den Beschäftigten eine schriftliche Betriebsanweisung zur Verfügung zu
stellen. Anstelle einer Betriebsanweisung kann der Unternehmer auch eine mitgelieferte Gebrauchs- oder
Betriebsanleitung zur Verfügung stellen, wenn diese Informationen enthalten, die einer Betriebsanweisung entsprechen.
Zur Unterstützung für die Erstellung einer Betriebsanweisung wird auf die Muster-Betriebsanweisung (verlinken mit
Anhang 3) für den Umgang mit Multikoptern verwiesen, die an die betrieblichen Verhältnisse und Gegebenheiten
anzupassen ist.
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Quellen

Sicherer Umgang mit Multikoptern (Drohnen), DGUV Information 208-058, Anhang 1
Sicherer Umgang mit Multikoptern (Drohnen), DGUV Information 208-058, Anhang 2
Sicherer Umgang mit Multikoptern (Drohnen), DGUV Information 208-058, Anhang 3
Sicherer Umgang mit Multikoptern (Drohnen), DGUV Information 208-058, Ziffer 9

 
Bei Gefährdungen, die nicht durch technische und/oder organisatorische Schutzmaßnahmen beseitigt werden können, haben
die Beschäftigten persönliche Schutzausrüstung zu benutzen (TOP-Prinzip). Entsprechend der Gefährdungsbeurteilung hat der
Unternehmer eine geeignete Auswahl zu treffen, um das verbleibende Risiko zu minimieren.

In Frage kommen folgende PSA:

Handschutz
Kopfschutz
Gehörschutz
Schutz-/Sonnenschutzbrille
Wetterschutzkleidung

Der Unternehmer ist für die Beschaffung der PSA verantwortlich und trägt die Kosten. Von Vorteil ist es, in einem sogenannten
Trageversuch zu erproben, ob die PSA den jeweiligen betrieblichen Anforderungen genügt.

Die Beschäftigten sind verpflichtet, die ihnen zur Verfügung gestellte PSA zu benutzen. Darüber hinaus haben sie die Pflicht,
Mängel oder Ersatzbedarf zu melden.

Hinweis 
Der Text wurde größtenteils der Ziffer 9 der DGUV Information 208-058, Sicherer Umgang mit Multikoptern (Drohnen) , Juli 2020
entnommen
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Zur Erhaltung eines sicheren Zustandes ist eine regelmäßige Instandhaltung des
Multikopters notwendig. Dabei sind die Angaben des Herstellers zu
berücksichtigen. Die Instandhaltung umfasst insbesondere Inspektion, Wartung
und Instandsetzung. 
Instandhaltungsmaßnahmen müssen sicher durchgeführt werden und dürfen nur
von fachkundigen, beauftragten und unterwiesenen Beschäftigten oder von
sonstigen für die Durchführung der Instandhaltungsarbeiten geeigneten
Auftragnehmern mit vergleichbarer Qualifikation durchgeführt werden.

Der Arbeitgeber hat nach der BetrSichV die Verantwortung für die sichere
Verwendung des Multikopters. Um dies zu gewährleisten sind folgende
Prüfungen des Multikopters erforderlich:

Vor der ersten Inbetriebnahme ist dafür zu sorgen, dass mindestens eine Prüfung auf ordnungsgemäßen Zustand des
Multikopters durchgeführt wird. Hierzu sind die Hinweise des Herstellers zu beachten.
In regelmäßigen Abständen ist der Multikopter entsprechend der Gefährdungsbeurteilung und den Angaben des
Herstellers durch eine zur Prüfung befähigte Person prüfen zu lassen. Die Fristen orientieren sich dabei u. a. an der
Einsatzhäufigkeit und den Einsatzbedingungen. Das Ergebnis der wiederkehrenden Prüfung ist mindestens bis zur
nächsten Prüfung aufzubewahren.

Die Voraussetzungen, welche eine zur Prüfung befähigte Person erfüllen muss, hat der Arbeitgeber zu ermitteln und festzulegen
(BetrSichV § 3 Abs. 6). Das kann beispielsweise eine zuverlässige und fachkundige Person im Unternehmen sein. Gute
Voraussetzungen erfüllen z. B. ausgebildete Mechaniker und Mechanikerinnen oder Mechatroniker und Mechatronikerinnen.

Vor jedem Einsatz ist dafür zu sorgen, dass eine Sicht- und Funktionskontrolle durchgeführt wird. Hierbei ist das System u.
a. auf äußere Schäden, Verschleiß sowie auf Vollständigkeit zu prüfen.

Nach außergewöhnlichen Ereignissen (z. B. Absturz oder Arbeitsunfall) und prüfpflichtigen Änderungen ist der
Multikopter durch eine zur Prüfung befähigte Person vor der Wiederinbetriebnahme zu prüfen. Die Prüfungen sind zu
dokumentieren. Die Dokumentation der Prüfungen kann zusätzlich beinhalten:

Mängelauflistung
Verantwortung zur Mängelbeseitigung (wer macht wann was)
Kennzeichnung der Prüfung am Multikopter

Für den sicheren Umgang mit den Akkus sind die Bedienungsanleitung des Herstellers und interne Betriebsanweisungen zu
beachten. Bei sichtbaren Beschädigungen, ungewöhnlichen Gerüchen und Verformungen sind Akkus einer sachgerechten
Entsorgung, z. B. beim Fachhändler, zuzuführen. Beschädigungen des Akkus sind stets zu vermeiden. Beim Transport von
Akkus sind ggf. produktabhängige Transportbestimmungen (z. B. Gefahrgutverordnung) zu beachten.

Akkus sind entsprechend der Nutzung zu laden. Hierzu dürfen nur die vom Hersteller zugelassenen Ladegeräte verwendet
werden.

Akkus dürfen nur in einem geeigneten Umfeld (nicht in Flucht- und Rettungswegen) auf einer schwer entflammbaren Unterlage,
idealerweise bei Raumtemperatur, geladen werden. Akku und Ladegerät dürfen dabei nicht abgedeckt werden.

Akkus sollen bei Raumtemperatur und trocken gelagert werden. Zur längeren Lagerung, z. B. über den Winter, soll der Akku auf
Lagerspannung geladen werden.

Beim Laden sind stets die Vorgaben des Herstellers bezüglich des Ladegerätes und des Akkus zu beachten.

In Brand geratene Akkus sind nach Möglichkeit mit Wasser zu löschen und kontrolliert abbrennen zu lassen. Bei einem
Akkubrand während des Aufladens ist vor dem Einsatz von Wasser das Ladegerät wenn möglich vom Stromnetz zu trennen.
Nach dem Abbrand ist für eine ausreichende Lüftung zu sorgen.
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Quellen

Sicherer Umgang mit Multikoptern (Drohnen), DGUV Information 208-058, Ziffer 10, Instandhaltung und Prüfung
Sicherer Umgang mit Multikoptern (Drohnen), DGUV Information 208-058, Ziffer 11, Akku

 
Hinweis

Der Text wurde größtenteils den Ziffern 10 und 11 der DGUV Information 208-058, Sicherer Umgang mit Multikoptern
(Drohnen), Juli 2020 entnommen
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Quellen

Sicherer Umgang mit Multikoptern (Drohnen), DGUV Information 208-058, Ziffer 12

Auch der Luftraum über einem Betriebsgelände gehört zum Outdoorbereich. 
Beim Einsatz von Multikoptern ist im ersten Schritt zu unterscheiden, ob diese
im Freien (Outdoorbereich) oder innerhalb geschlossener Räume/Hallen
(Indoorbereich) betrieben werden. Im Outdoorbereich sind zu den für den
Arbeitsschutz relevanten Aspekten immer auch die Regelungen für Luftfahrzeuge
– die Regelungen des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) und die luftfahrtrechtlichen
Regelungen der Verordnung zur Regelung des Betriebs von unbemannten
Fluggeräten – zu beachten.

Der Einsatz von Multikoptern in Arbeitsbereichen oder angrenzenden Bereichen,
in denen sich gleichzeitig Personen aufhalten ist so zu planen, dass eine
Gefährdung ausgeschlossen wird.

Im Outdoorbereich sind nicht nur die Gefährdungen des eigentlichen Betriebes
der Multikopter, sondern alle möglichen Wechselwirkungen mit Witterungsbedingungen, mit anderen Arbeitsplätzen und
Einrichtungen wie z. B. Leitungssysteme, elektrische und funktechnische Einrichtungen aber auch mit Tieren etc. zu beachten.
Diese einsatzbezogenen Gefährdungen sind auch in der Gefährdungsbeurteilung zu berücksichtigen. Daneben sind auch die
aktuell herrschenden Verhältnisse, beispielsweise die Tageslichtverhältnisse zu beachten.

Für den Einsatz von Multikoptern mit einer Startmasse von mehr als 2 kg im Outdoorbereich ist der Kenntnisnachweis nach der
Verordnung zur Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten erforderlich. Es wird empfohlen, unabhängig von der
Startmasse immer einen Kenntnisnachweis zu erlangen.

Auch im Indoorbereich sind nicht nur die Gefährdungen des eigentlichen Betriebes der Multikopter sondern alle möglichen
Wechselwirkungen mit anderen Arbeitsplätzen und Einrichtungen wie z. B. Einbauten, Maschinen/Anlagen, Leitungssysteme,
elektrische und funktechnische Einrichtungen, Gefahrstoffe, etc. zu beachten. Diese einsatzbezogenen Gefährdungen sind
auch in der Gefährdungsbeurteilung zu berücksichtigen. Eine Ausbildung der Bedienenden von Multikoptern in Anlehnung an
den in der Verordnung zur Regelung des Betriebs von unbemannten Fluggeräten geforderten Kenntnisnachweis ist auch für den
Einsatz im Indoorbereich zu empfehlen.

Hinweis 
Der Text wurde größtenteils der Ziffer 12 der DGUV Information 208-058, Sicherer Umgang mit Multikoptern (Drohnen) , Juli
2020 entnommen
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In der Behindertenbeförderung, im Krankentransport, Rettungsdienst und im
Bestattungswesen werden Personen befördert. Dafür müssen die Personen
abgeholt, in ein Fahrzeug eingeladen und am Zielort wieder aus dem Fahrzeug
ausgeladen werden. In den vier Gewerbezweigen leisten die Beschäftigten hier
Hilfestellung oder bewegen die Personen ganz ohne deren Zutun. Der
demografische Wandel macht sich auch hier bemerkbar, sowohl bei den
Beschäftigten als auch bei den transportierten Personen. Deren steigendes
durchschnittliches Körpergewicht bedeutet für die Beschäftigten zusätzlich ein
wachsendes Risiko für Muskel-Skelett-Belastungen. 

Untersuchung der physischen Belastungen beim Patiententransport in
Treppenhäusern

An Start- und Zielort müssen Personen oft auch über Treppen transportiert werden. Mit dem dabei erforderlichen Heben und
Tragen gehen hohe körperliche Belastungen für Rettungskräfte und andere Dienstleistende einher. In einer ersten Studie
untersuchte das IFA in Zusammenarbeit mit der Unfallkasse (UK) NRW den Personentransport im Treppenhaus mit
verschiedenen Hilfsmitteln [1- 3]. Dazu beförderten Probanden (Beschäftigte aus dem Rettungsdienst) einen Dummy mit einem
Gewicht von 75 kg durch ein Treppenhaus ...

...weiterlesen auf IFA - Ergonomie in der Personenbeförderung
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Situation im Rettungsdienst
Die Tätigkeit im Rettungsdienst ist geprägt durch Heben und Tragen schwerer Lasten, Zeitdruck, beengte Transportwege und
ungünstige Körperhaltungen. Dies führt zu hohen Belastungen des Muskel-Skelett-Systems, insbesondere des Rückens. Durch
die Zunahme schwergewichtiger Patientinnen und Patienten und das höhere Einsatzaufkommen ist künftig mit einer noch
stärkeren Belastung zu rechnen. Das Heben und Tragen schwerer Lasten – insbesondere mit einer nicht ausreichend trainierten
Rückenmuskulatur – vergrößert die Gefahr, Erkrankungen des Muskel-Skelett-Systems zu erleiden. Im höheren Alter kann dies
zu einer Einschränkung der Leistungsfähigkeit bis hin zu einer möglichen Berufsaufgabe führen.

Die folgenden Daten und Fakten geben einen Überblick und zeigen Auswirkungen der beschriebenen Situation im
Rettungsdienst:

Nach einer Auswertung des Bundesamts für Statistik waren 2016 im Rettungsdienst ca. 64.000 Beschäftigte tätig.
Der Anteil der Frauen im Rettungsdienst beträgt nach der gleichen Erhebung ca. 30 %.
Nach einer Veröffentlichung von Nadler 07/2008 sind Beschäftigte im Rettungsdienst durchschnittlich nur 9 bis 10 Jahre in
ihrem Beruf tätig
(Nadler, G.: Berufszufriedenheit von Rettungsassistenten. In: Rettungsdienst 07/2008).
Der Anteil der über Sechzigjährigen im Rettungsdienst liegt 2016 laut Statistischem Bundesamt bei ca. 6 %.
In der Studie „Gesundheitsförderung im Rettungsdienst“ von Klewer und Dix aus dem Jahre 2009 gaben 69 % der
Befragten an, unter Rückenschmerzen zu leiden (Studie von Klewer, J.; Dix, K.: Gesundheitsförderung im Rettungsdienst.
In: Rettungsdienst 32/2009, S. 1052-1056).
In einer großen Untersuchung mit dem Titel „Arbeits- und Gesundheitsschutz für Beschäftigte im Rettungsdienst“
befragten Mühlen et al. 06/2005 insgesamt 425 Einsatzkräfte. Dabei gaben 57 % der Befragten schweres Heben und
Tragen als Hauptbelastung an (Mühlen et al.: Arbeits- und Gesundheitsschutz für Beschäftigte im Rettungsdienst. In:
ErgoMed 06/2005, S. 169-177).
In dem Unternehmensreport der Barmer 2011 über den Rettungsdienst des Deutschen Roten Kreuzes (DRK) wurde
festgestellt, dass der Krankenstand des DRK-Rettungsdienstes über den Vergleichswerten der übrigen
Versichertengruppen lag. Muskel-Skelett-Erkrankungen waren dabei die häufigste Erkrankungsart mit einem Anteil von
30 % (Allgemeinbevölkerung ca. 21 %) (BARMER, „Unternehmensreport Gesundheit für DRK Rettungsdienst –
Arbeitsunfähigkeitsdaten 2011“).
2010 untersuchte Heringhausen den Gesundheitsstatus von 545 Einsatzkräften in acht Bundesländern. Hier waren nahezu
60 % aller Rettungskräfte übergewichtig oder adipös. Im Rahmen einer Untersuchung zum Gesundheitsstatus von 153
Rettungskräften bestimmte Schumann (2012) den BMI (Body-Mass-Index). Aus diesem Kollektiv waren 66 %
übergewichtig. Im Vergleich dazu sind 52 % der Gesamtbevölkerung übergewichtig.
Nach Erfahrungen der Unfallkasse NRW ist die Bereitschaft der Einsatzkräfte, die körperliche Leistungsfähigkeit zu
verbessern, eher gering. Des Weiteren ist die Ausstattung mit rückenentlastenden Hilfsmitteln für den Patiententransport
momentan noch unzureichend.

Rückenstudie – „Untersuchung der physischen Belastungen von Rettungskräften beim Transport von Patienten in
Treppenhäusern“

Das Ziel dieser Studie ist es zum einen, objektive Daten über die Rückenbelastung mit herkömmlichen Transporthilfsmitteln
(z. B. Tragestuhl, Tragetuch) zu erhalten, und zum anderen, Daten über die Entlastung des Rückens mit neuen, innovativen
Hilfsmitteln zu bekommen. Des Weiteren sollen die Einsatzkräfte im Rettungsdienst davon überzeugt werden, dass neue
Hilfsmittel ihren Rücken entlasten und dass ethische Bedenken, wie z. B. beim Einsatz des Treppengleittuchs, ausgeräumt
werden können. Um den Ausstattungsgrad mit rückenschonenden Hilfsmitteln zu verbessern, sind nicht unwesentliche
Investitionen erforderlich.

Mithilfe der Studie soll auch versucht werden, die Verantwortlichen der Rettungsdienste und Kostenträger (Krankenkassen) zu
sensibilisieren und davon zu überzeugen, dass die Arbeitsbedingungen im Rettungsdienst verbessert werden müssen.

Auch angesichts der Personalknappheit im Rettungsdienst ist es dringend geboten, die Attraktivität dieses gesellschaftlich
wichtigen Berufes in Zukunft zu erhalten. Dazu gehört es, dass die Arbeitsbedingungen so verändert werden, dass auch ältere
Beschäftigte und weibliche Einsatzkräfte diesen Beruf gesundheitsgerecht bis ins Rentenalter ausüben können.
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Möglichkeiten der Prävention

Der beste Schutz vor einer Rückenerkrankung oder einer damit verbundenen Berufsaufgabe ist die Durchführung von
ganzheitlichen Präventionsmaßnahmen.

Verantwortlich für die Umsetzung ist der Arbeitgeber, für den die Rettungskraft tätig ist. Er hat Maßnahmen entsprechend dem
Arbeitsschutzgesetz und der Lastenhandhabungsverordnung zu treffen, um die Rückengesundheit der Beschäftigten zu
schützen.

Auf Grundlage der Gefährdungsbeurteilung ist bei der Erstellung eines Präventionskonzeptes das sogenannte TOP-Prinzip
(technische, organisatorische und persönliche Schutzmaßnahmen) zu berücksichtigen. Gemäß dem Arbeitsschutzgesetz
(ArbSchG) bedeutet dies, dass zunächst die technischen Möglichkeiten zur Belastungsreduzierung genutzt werden müssen
und nachfolgend organisatorische und persönliche Maßnahmen zur Rückenprävention zu erfolgen haben (Arbeitsschutzgesetz
§ 4 Ziffer 4 und 5). In der Praxis jedoch sind die drei Maßnahmen miteinander verbunden und stehen in Wechselwirkung
zueinander.

Die gesetzliche Grundlage für die Verpflichtung des Arbeitgebers, technische Hilfsmittel zu beschaffen, findet sich in dem § 2
(1) der Lastenhandhabungsverordnung (LasthandhabV).

„§ 2 (1) Der Arbeitgeber hat unter Zugrundelegung des Anhangs geeignete organisatorische Maßnahmen zu treffen oder
geeignete Arbeitsmittel, insbesondere mechanische Ausrüstungen, einzusetzen, um manuelle Handhabungen von Lasten, die
für die Beschäftigten eine Gefährdung für Sicherheit und Gesundheit, insbesondere der Lendenwirbelsäule mit sich bringen, zu
vermeiden.“

Diese Forderung konnte in der Vergangenheit nur teilweise erfüllt werden, da die Auswahl rückenschonender Hilfsmittel eher
gering war. Das Angebot hat sich mittlerweile jedoch vergrößert, sodass die Möglichkeit besteht, die Arbeit wesentlich
ergonomischer zu gestalten.

Technische Schutzmaßnahmen

Für den Transport zwischen Treppenhaus und Einsatzfahrzeug und zum
Transport in und aus Gesundheitseinrichtungen, wie z. B.
Seniorenwohnheime und Krankenhäuser, wird seit ca.1990 die Roll-in-
Fahrtrage in Deutschland eingesetzt. Durch Weiterentwicklung wurde 2012
eine Roll-in-Fahrtrage mit elektrohydraulischer Höheneinstellung und
Einzugsvorrichtung auf den Markt gebracht, die ein manuelles Heben und
Schieben der Trage überflüssig macht.
Für den Transport treppab wurde seit Mitte der 90er-Jahre ein Raupenstuhl,
der sogenannte Evacchair, eingesetzt. Dieser Stuhl sorgte im Rettungsdienst
für große Entlastung. 2005/2006 kamen zwei weiterentwickelte
Raupenstühle auf den Markt, die den Transport für die Beschäftigten
erleichterten. Für den Einsatz ist ein geräumiges Treppenhaus erforderlich.
Das Treppengleittuch gibt es seit 2010 und ist für den Liegendtransport
treppab vorgesehen. Die Verbreitung beziehungsweise der Einsatz verläuft
zögerlich, da es teilweise große Vorbehalte der Einsatzkräfte gibt. Diese beziehen sich auf ethische Bedenken, weil
Patientinnen und Patienten mit dem Tuch im Liegen über die Treppe transportiert werden. Das Treppengleittuch kann in
engen oder gewendelten Treppen als Alternative für den Raupenstuhl eingesetzt werden.
Für den Krankentransport treppauf gab es lange Zeit keine Alternative zum manuellen Heben und Tragen. Erst 2012 wurde
mit einem elektrisch angetriebenen Raupenstuhl ein rückenschonender Transport treppauf ermöglicht. 2016 wurde ein
elektrischer Raupenantrieb entwickelt, der an einem Krankentragestuhl befestigt wird. Bei diesem System ist ein Umlagern
für den Transport ins Fahrzeug nicht erforderlich. Für beide Systeme wird ein geräumiges Treppenhaus benötigt.
Seit 2010 gibt es den sogenannten Treppensteiger, der alternativ zu den Raupensystemen für den Transport von
verschiedenen Krankentragestühlen geeignet ist. Durch den geringeren Bewegungsradius ist ein Transport eventuell auch
bei engeren oder gewendelten Treppen möglich.
Für den Transport von Krankentragestühlen in das Fahrzeug gibt es Liftsysteme, die seit ca. 2015 in Fahrzeuge eingebaut
werden können. 2012 wurde durch ein elektrisches Einzugssystem die Schiebebelastung beim Transport der Roll-in-Trage
ins Fahrzeug beseitigt.
Das sogenannte Rollboard wurde Mitte der 90er-Jahre eingeführt und erleichtert den Patiententransfer von z. B. der
Krankentrage auf eine Liege.
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Organisatorische Schutzmaßnahmen

Folgende Punkte können beispielhaft zu einer Verbesserung der
Arbeitsbedingungen beitragen:

Thema Rückenprävention im Unternehmensleitbild platzieren
Um die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter darauf aufmerksam zu machen,
dass es im Interesse des Arbeitgebers liegt, rückenschonend zu arbeiten,
wäre es hilfreich, dieses Thema, falls vorhanden, in einem
Unternehmensleitbild aufzuführen.
Eignungsuntersuchung/Eignungstest
Die Forderung einer Eignungsuntersuchung wird im § 4(2) Rettungsgesetz
NRW (RettG) erhoben. Da es keine Richtlinien für die Durchführung der
Eignungsuntersuchung gibt, besitzt die ärztliche Bescheinigung (Hausärztin
bzw. Hausarzt reicht) nur eine begrenzte Aussagekraft. Einige
Rettungsdienste führen deshalb in Eigenregie Tests durch, um
Anhaltspunkte über die körperliche Eignung der  Bewerberinnen und
Bewerber zu bekommen.
Unterweisungskonzept erstellen
Für die regelmäßig, mindestens jährlich verpflichtenden Unterweisungen ist es zweckmäßig und hilfreich, ein Konzept zu
erstellen.
Thema Rückenprävention in die 30-Stundenfortbildung dauerhaft
implementieren
Es ist anzustreben, das Thema Rückenprävention dauerhaft in die 30-Stunden-Fortbildung einzubauen, um den
Beschäftigten die Wichtigkeit dieses Themas zu vermitteln und sie entsprechend zu sensibilisieren, alle Maßnahmen der
Rückenpräventionsmaßnahmen zu nutzen (Fortbildung – § 5 (4) Rettungsgesetz NRW).
Umsetzung älterer und leistungsgeminderter
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
Durch die Umsetzung dieser Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf weniger frequentierte Wachen kann die Chance
vergrößert werden, dass sie länger im Beruf tätig sind.
Konzept für den Transport von schwergewichtigen
Patientinnen und Patienten
Der Transport dieser Patientenklientel stellt die Rettungsdienste vor große Herausforderungen. Damit diese Transporte von
den Beschäftigten sicher und möglichst rückengerecht durchgeführt werden können, ist es erforderlich, ein Konzept zu
erstellen und dies zu vermitteln (§ 4 LasthandhV).
Angebotsvorsorge AMR (Arbeitsmedizinische Regel)
13.2, „Erhöhte körperliche Belastungen“
Die Rückenbelastung der Einsatzkräfte ist im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung anhand der sogenannten
Leitmerkmalmethode „Heben und Tragen“ zu ermitteln. Bei einer erreichten Punktzahl des „Risikobereiches 3“ hat der
Arbeitgeber gemäß AMR 13.2 eine Angebotsvorsorge anzubieten.
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Persönliche Schutzmaßnahmen  

Unterweisung der Beschäftigten
Grundsätzlich ist der Unternehmer verpflichtet, die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter mindestens jährlich in Bezug auf die Gefahren am Arbeitsplatz zu
unterweisen und die Unterweisungen durch Unterschrift der Beschäftigten
dokumentieren zu lassen. Die Unterweisungsthemen ergeben sich aus der
Gefährdungsbeurteilung. Neben der Wissensvermittlung spielt die
Unterweisung eine wichtige Rolle für die Motivation. Wenn es gelingt, die
Beschäftigten zu sensibilisieren, ist die Chance größer, dass sie präventive
Maßnahmen ernst nehmen und umsetzen (§ 4 LasthandhV – Unterweisung,
§ 4 DGUV Vorschrift 1 – Unterweisung).
Hilfsmittelschulung
Bei der Neuanschaffung von Transporthilfsmitteln ist es wichtig, die
Einsatzkräfte im Umgang ausreichend zu schulen, damit sie sicher in der
Anwendung werden. Des Weiteren sollte immer eine Erprobung erfolgen,
sodass der Nutzen erkennbar ist und die Akzeptanz erreicht wird (§ 4 LasthandhV. – Unterweisung).
Verbesserung des Hebe- und Trageverhaltens (Rückenschule) 
Neben der Unterweisung sollte das Thema auch in die jährlich stattfindende 30-Stunden-Fortbildung dauerhaft
implementiert werden. Es könnten z. B. im Rahmen einer Rückenschule Inhalte zur Verbesserung des Hebe- und
Trageverhaltens im Rettungsdienst vermittelt werden (Fortbildung § 5(4) RettG, § 2(2) LasthandhV – GBU).
Verbesserung der Rückenfitness – Trainingsprogramm
„Fit im Rettungsdienst“
Selbst wenn alle auf dem Markt vorhandenen Hilfsmittel beschafft und eingesetzt werden, wird eine gewisse
Restbelastung für die Einsatzkräfte bleiben. Deshalb ist es wichtig, seine Rückenfitness durch ein Trainingsprogramm zu
verbessern.
Da in der Praxis unterschiedliche Voraussetzungen dafür bestehen, Beschäftigten ein Rückentraining zu ermöglichen,
haben wir ein praxisbezogenes Trainingsprogramm konzipiert. Es soll ohne großen Aufwand und Platzbedarf am
Arbeitsplatz durchgeführt werden können. Für die Durchführung des Trainings werden lediglich eine Trainingsmatte und
der dafür erforderliche Platz benötigt.
Zur Durchführung und Unterstützung bietet die Unfallkasse NRW Seminare an, in denen Interessierte als Multiplikatorinnen
und Multiplikatoren ausgebildet werden, um anschließend die Kolleginnen und Kollegen motivieren und anleiten zu
können.
Verbesserung des Stoffwechsels – Gewichtsreduktion
In Studien wurde festgestellt, dass eine große Zahl der Einsatzkräfte von Übergewicht betroffen ist. Es ist deshalb wichtig,
die Beschäftigten über die Gefahren des Übergewichtes und die Möglichkeiten zur Gewichtsreduktion zu informieren, z. B.
durch eine Ernährungsberatung. Es sollte im Rahmen des Betrieblichen Gesundheitsmanagements versucht werden, die
Beschäftigten zu motivieren, sich gesund zu ernähren und für ausreichend Bewegung zu sorgen.

Fazit

Es besteht Handlungsbedarf, die Arbeitsbedingungen im Rettungsdienst so zu verbessern, dass alle Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter bis zur Rente ihre Tätigkeit ausüben können.

Insbesondere sollten folgende Punkte berücksichtigt werden:

Die Ausstattung mit rückenschonenden Transporthilfsmitteln kann und muss verbessert werden
Die Beschäftigten und Führungskräfte sind hinsichtlich des Themas „Rückenprävention“ zu sensibilisieren und ggf. aus-
und fortzubilden (Unterweisung, Rückenschule, Einweisung in die Bedienung der Transporthilfsmittel)
Erstellung eines Konzepts für den Transport von Schwergewichtigen
Sensibilisierung der Beschäftigten zur eigenverantwortlichen Verbesserung der Rückenfitness
Die Arbeitgeber sollten Voraussetzungen schaffen, um ein Rückentraining zu ermöglichen (bauliche und organisatorische
Voraussetzungen wie zum Beispiel geeigneter Raum, Anleitung, finanzielle Anreize, Zielvereinbarungen)
Dienstsport, wie bei der Feuerwehr, sollte auch im Rettungsdienst verpflichtend eingeführt werden
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Quellen

Belastungen für Rücken und Gelenke - was geht mich das an?, DGUV Information 208-033
Arbeitsschutzgesetz, ArbSchG
Rettungsgesetz NRW
Lastenhandhabungsverordnung (LastenhandhabV)
Untersuchung der physischen Belastungen von Rettungskräften beim Patiententransport in Treppenhäusern, IFA 3/2019
Fit im Rettungsdienst, PIN 73
Tätigkeiten mit wesentlich erhöhten körperlichen Belastungen mit Gesundheitsgefährdungen für das Muskel-Skelett-
System, Arbeitsmedizinische Regel, AMR 13.2

RW Sicherer Rettungsdienst | RettungswacheTätigkeiten
Rückenbelastung im Rettungsdienst

www.sicherer-rettungsdienst.de       Seite 43



zur Hilfsmittel Datenbank

Der Anteil an schweren und sehr schweren Patientinnen und Patienten hat in den letzten Jahren im Rettungsdienst stark
zugenommen. Es handelt sich nicht mehr um Einzelfälle, sondern um Standardsituationen, die tagtäglich vorkommen.

Das Statistische Bundesamt hat errechnet, dass über die Hälfte der Erwachsenen in Deutschland übergewichtig sind, das heißt
einen Body-Mass-Index über 25 aufweisen – mit zunehmender Tendenz. Ab einem BMI von 30 spricht man von einer
Adipositas. Diesen weisen etwa 21 % der erwachsenen Bevölkerung auf.

Für den Rettungsdienst ist aber nicht der BMI von entscheidender Bedeutung, sondern das tatsächlich zu transportierende
Gewicht der Patientin bzw. des Patienten – zuzüglich des Gewichts des Tragestuhles oder der Trage! So kommt man bei einer
Patientin bzw. einem Patienten mit 80 kg und einem Gewicht von 20 kg für das Transportgerät schnell auf 100 kg
Gesamtgewicht.

Wird dieser Transportvorgang von zwei Personen durchgeführt, ggf. aus dem
Hinterhaus, dem vierten Obergeschoss eines Wohngebäudes mit engem
Treppenhaus, sind die Belastungsgrenzen berechnet nach der
Leitmerkmalmethode weit überschritten. Jede Person trägt rechnerisch 50 kg,
was jedoch faktisch nicht stimmt, da sich das Gewicht beim Gehen und
Treppensteigen ständig ändert und nicht gleichmäßig auf beide Trägerinnen
bzw. Träger verteilt.

Des Weiteren spielt auch die Körpergröße der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
eine Rolle und wer von beiden vorne bzw. hinten geht. Das heißt, es kommt in
bestimmten Situationen zu weit höheren Belastungen.

Ist aufgrund der Abfrage nach dem dort vorgeschlagenen Schema von einer
schwergewichtigen Patientin bzw. einem schwergewichtigen Patienten
auszugehen, müssen folgende Punkte beachtet und bewertet werden:

Wie schwer ist die Patientin bzw. der Patient? Das Gewicht kann in vielen
Fällen nur geschätzt werden.
Welche Gewichtsgrenzen/Belastbarkeitsgrenzen haben die zur Verfügung stehenden Hilfsmittel (sichere Arbeitslast)?

Fahrtrage/Fahrgestell der Fahrtrage
Transportstuhl/Transportsessel
Evakuierungsstuhl
Vakuummatratze (Griffe)
Rollbrett

Wie hoch darf die maximale Zuladung des Transportfahrzeugs sein? Hierzu muss das Fahrzeugleergewicht bekannt sein.
Hinzuzurechnen sind dann das Patientengewicht und das Gewicht der mitfahrenden Personen!

Da es keine allgemeingültige Definition „schwergewichtige Patientin“ bzw.
„schwergewichtiger Patient“ oder eine bestimmte Gewichtsgrenze gibt, muss in
jedem Einzelfall entschieden werden, ob das normale Einsatzequipment
ausreichend ist oder ob mit speziellen Hilfsmitteln gearbeitet werden muss.
Vor allem muss aber überlegt werden, ob die Patientin bzw. der Patient
überhaupt von zwei, drei oder vier Personen getragen werden kann. Dies muss in
den meisten Fällen verneint werden, sodass eine erweiterte Strategie zum
Einsatz kommen muss.
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Quellen

Rückengerechtes Arbeiten in Pflege und Betreuung, Schwergewichtige

Unter dem Menüpunkt „Einsatzorganisation“ finden sich hierzu erste allgemeine Hinweise.

Welches Krankenhaus im Umkreis kann schwergewichtige Patientinnen und Patienten bis zu welcher Gewichtsobergrenze
aufnehmen? Gibt es eine auf diese Patientinnen und Patienten spezialisierte Klinik in erreichbarer Nähe?
Gibt es Möglichkeiten, dass die Patientin bzw. der Patient nicht getragen werden muss, sondern anderweitig zum Fahrzeug
transportiert werden kann?
Wie viele Personen stehen ansonsten als Tragehilfe zur Verfügung? Ist dies ausreichend?
Wie viele Personen müssen nachgefordert werden? Welche Vorlaufzeiten sind zu beachten?
Werden zusätzliche Rettungsmittel mit höherer sicherer Arbeitslast benötigt?
Wird ein Spezialfahrzeug zum Abtransport benötigt?
Wie ist die Treppensituation einzuschätzen? Handelt es sich um ein älteres Gebäude oder um ein Treppenhaus mit
Holztreppen, ist auch die Frage nach der Statik und der maximalen Belastbarkeit der Treppe zu stellen.
Muss über einen anderen Weg (Balkon, Fenster…) evakuiert werden?
Werden hierfür Sonderfahrzeuge benötigt?
Wie viel Gewicht kann der Korb einer ggf. einzusetzenden Drehleiter bis zu welcher Neigung aufnehmen?
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Rückenprävention in Rettungsdiensten in NRW – Ergebnisse der Überwachungs-
Schwerpunkt​aktion 2019/2020

Die Prävention von Rückenbeschwerden im Rettungsdienst ist ein wichtiges
Thema im Arbeits- und Gesundheitsschutz. Die Relevanz ist durch Studien
belegt.

In einer Studie aus dem Jahr 2005 mit 425 teilnehmenden Rettungskräften in

Deutschland 1 gaben 57 % der Befragten an, dass schweres Heben und Tragen
sie am meisten bei der Arbeit belastet. In einer weiteren Untersuchung von

Klewer und Dix (2009 2) konnte gezeigt werden, dass 69 % der 151 Befragten im
Rettungsdienst unter Rückenschmerzen litten.

In diesem Zusammenhang wurde vom Institut für Arbeitsschutz der Deutschen
Gesetzlichen Unfallversicherung (IFA) eine „Untersuchung der physischen
Belastungen von Rettungskräften beim Patiententransport in Treppenhäusern“
durchgeführt . Die Studie konnte zeigen, dass das Treppengleittuch und der Raupenstuhl die körperlichen Belastungen der
Rettungskräfte beim Patiententransport im Treppenhaus, im Vergleich zum Tragetuch und Tragestuhl, reduzieren können. Ein
weiteres Ergebnis der Studie war, dass für den Einsatz im Rettungsdienst eine erhöhte körperliche Fitness der Rettungskräfte
erforderlich ist.

Die Prävention von Rückenbeschwerden muss von Arbeitgebenden des Rettungsdienstes in der Gefährdungsbeurteilung
berücksichtigt werden. Auf dieser Grundlage sind entsprechende Arbeitsschutzmaßnahmen zu ergreifen.

 1 Mühlen et al.: Arbeits- und Gesundheitsschutz für Beschäftigte im Rettungsdienst. In: ErgoMed 06/2005, S. 169-177

 2 Klewer, J.; Dix, K.: Gesundheitsförderung im Rettungsdienst. In: Rettungsdienst 32/2009, S. 1052-1056

Durchführung der Befragung

Um den Rettungsdienst bei der Gefährdungsbeurteilung zu unterstützen, wurde von der Abteilung „Gesundheitsdienst,
Feuerwehr, Hilfeleistung und Ehrenamt“ der Unfallkasse NRW ein Fragebogen entwickelt und eingesetzt.

Darüber hinaus wurde der Fragebogen in das Portal „Sicherer Rettungsdienst“  eingestellt. Dieser kann von den Betriebsstätten
des Rettungsdienstes („Rettungsdienste“, „Rettungswachen“) auch zur Überprüfung der eigenen Gefährdungsbeurteilung
genutzt werden. Er ist so aufgebaut, dass bei mit „Ja“ beantworteten Fragen angenommen werden kann, dass die Standards für
Sicherheit und Gesundheit der Versicherten ausreichend berücksichtigt werden. Bei nicht mit „Ja“ beantworteten Fragen sind
Arbeitgebende aufgefordert das Arbeitsschutzniveau zu überprüfen und ggf. anzupassen.

Die Befragung wurde in den Jahren 2019/2020 durchgeführt. Insgesamt wurden über 100 Rettungswachen, die bei der
Unfallkasse NRW gesetzlich unfallversichert sind, durch die jeweils zuständige Aufsichtsperson befragt. Die Befragungen
wurden vor Ort, schriftlich oder auch telefonisch durchgeführt.

Hinweise zur Auswertung der Ergebnisse

Die im weiteren Text und in den Balkendiagrammen dargestellten Werte wurden durch die o. g. Befragungen gewonnen.

Ins Fazit fließen neben den Ergebnissen der Befragungen auch die vor Ort geäußerten Meinungen und Erkenntnisse aus
vorherigen Präventionsaktivitäten sowie aus den zitierten Studien mit ein.
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Rückenprävention in Rettungsdiensten (105 ausgewertete Bögen)

Unternehmensleitbild Antworten "Ja"

 
Besitzt der „Betrieb“ ein Unternehmensleitbild?

 
89 %

 
Wird das Thema „Sicherheit und Gesundheit“ der Beschäftigten im
Unternehmensleitbild berücksichtigt?

 
60 %

Vor Aufnahme der Tätigkeit Antworten "Ja"

 
Wird die gesundheitliche und körperliche Eignung durch eine ärztliche Untersuchung
vor Aufnahme der Tätigkeit mittels eines ärztlichen Zeugnisses nachgewiesen (§ 4
Abs. 2 Rettungsgesetz NRW, siehe auch § 3 Lastenhandhabungsverordnung)?

 
100 %

 
Wird die ärztliche Untersuchung alle drei Jahre wiederholt?

 
92 %

 
Wird in der Gefährdungsbeurteilung die Rückenprävention ausreichend
berücksichtigt?

 
52 %

 
Werden vor Aufnahme der Tätigkeit alle Versicherten zum Thema „Rückenprävention“
unterwiesen?

 
52 %

 
Wird diese Unterweisung dokumentiert?

 
35 %

Nach Aufnahme der Tätigkeit Antworten "Ja"

 
Werden alle Versicherten danach mindestens einmal pro Jahr, oder bei Bedarf
unterjährig, zum Thema „Rückenprävention“ unterwiesen?

 
41 %

 
Werden alle Unterweisungen dokumentiert?

 
35 %

 
Wird durch die Vorgesetzten kontrolliert, ob die Versicherten sich nach den Inhalten
der Unterweisungen rückengerecht verhalten?

 
30 %

 
Wird den Versicherten eine Angebotsvorsorge nach AMR 13.2 (Arbeitsmedizinische
Regel – Tätigkeiten mit wesentlich erhöhten körperlichen Belastungen mit
Gesundheitsgefährdungen für das Muskel-Skelett-System) angeboten?

 
48 %

 
Werden Themen zur Rückenprävention im Rahmen der jährlichen Fortbildung
behandelt?

 
37 %

 
Gibt es ein Konzept zum Transport von schwergewichtigen bzw. adipösen
Patientinnen und Patienten (Tragehilfe, Spezialfahrzeuge, Abfrage durch die
Leitstelle)?

 
94 %
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Welche rückenschonenden Hilfsmittel werden beim Sitzendtransport eingesetzt? Antworten "Ja"

 
Raupenstuhl (mechanisch/elektrisch)?

 
81 %

 
Tragestuhl mit Raupenaufsatz?

 
50 %

 
Tragestuhl mit Treppensteiger?

 
15 %

Welche rückenschonenden Hilfsmittel werden beim Liegendtransport eingesetzt? Antworten "Ja"

 
Treppengleittuch?

 
29 %

 
Aufsatz für die Drehleiter?

 
69 %

 
Wird beim Beladen des Rettungstransportwagens ein automatischer oder
unterstützter Einzug der Trage verwendet?

 
69 %

 
Ist die Trage mechanisch (durch Schaukeln) oder elektrisch höhenverstellbar?

 
83 %

 
Wird beim liegenden Transfer von Patientinnen und Patienten ein Rollbrett/Rollboard
verwendet?

 
93 %

Werden von der Leitstelle Informationen erfragt, die für ein rückenschonendes
Arbeiten relevant sind? Antworten "Ja"

 
Abfrage über die Anfahrt?

 
66 %

 
Abfrage über die Etage?

 
71 %

 
Abfrage, ob ein Aufzug vorhanden ist?

 
23 %

 
Abfrage über das mögliche Gewicht der Patientinnen und Patienten?

 
71 %

 
Abfrage über die bauliche Situation bei schwergewichtigen Patientinnen und
Patienten?

 
48 %
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Gibt es Aktivitäten zur Verbesserung der Rückenfitness der Versicherten? Antworten "Ja"

 
Sind Räumlichkeiten zum Trainieren in der Wache vorhanden?

 
23 %

 
Können Trainings in der „Dienstzeit“ durchgeführt werden?

 
31 %

 
Werden externe Trainings durchgeführt oder finanziell unterstützt?

 
63 %

 
Gibt es Maßnahmen seitens der Dienststelle zur Ernährungsberatung?

 
63 %

 
Gibt es auf der Wache Kochmöglichkeiten?

 
98 %

Rückenprävention – Ergebnisse der Befragung

Die Rettungsdienste wurden befragt, ob sie ein Unternehmensleitbild besitzen. Dies bejahten 89 %. Insgesamt
berücksichtigten 60 % der Rettungsdienste das Thema „Sicherheit und Gesundheit“ in ihrem Leitbild.

Bei allen Rettungsdiensten wurde die gesundheitliche und körperliche Eignung durch eine ärztliche Untersuchung vor
Aufnahme der Tätigkeit mit einem ärztlichen Zeugnis nachgewiesen. Die ärztlichen Wiederholungsuntersuchungen nach drei
Jahren lagen bei 92 %.

In der Gefährdungsbeurteilung fand die „Rückenprävention“ in 52 % der Rettungswachen ausreichend Berücksichtigung. In  52
% der Fälle wurden vor Aufnahme der Tätigkeit alle Versicherten zum Thema „Rückenprävention“ unterwiesen. Die
Unterweisungen wurden zu 35 % dokumentiert.

Bei den jährlichen Unterweisungen erklärten 41 %, dass alle Versicherten mindestens einmal pro Jahr, oder bei Bedarf auch
unterjährig, zum Thema „Rückenprävention“ unterwiesen wurden. Die Unterweisungen wurden zu 35 % dokumentiert.

Bei den Rettungsdiensten kontrollierten Vorgesetzte zu 30 %, ob die Einsatzkräfte sich nach den Inhalten der Unterweisungen
rückengerecht verhalten. Inwieweit diese Kontrollen angemessen und wirksam durchgeführt worden sind, wurde nicht erfragt.

Den Einsatzkräften wurde in 48 % der Fälle eine Angebotsvorsorge nach AMR 13.2 (Arbeitsmedizinische Regel – Tätigkeiten mit
wesentlich erhöhten körperlichen Belastungen mit Gesundheitsgefährdungen für das Muskel-Skelett-System) angeboten.

Jährliche Fortbildungen zum Thema „Rückenprävention“ wurden in 37 % der Rettungsdienste durchgeführt.

Bei 94 % der Rettungsdienste gab es ein Konzept zum Transport von schwergewichtigen bzw. adipösen Patientinnen und
Patienten (Tragehilfe, Spezialfahrzeuge, Abfrage durch die Leitstelle).

Zum Sitzendtransport von Patientinnen und Patienten kam der mechanische/elektrische Raupenstuhl bei 81 % der
Rettungswachen zum Einsatz. Der Tragestuhl mit Raupenaufsatz fand bei 50 % der Rettungsdienste Verwendung. Beim
Tragestuhl mit Treppensteiger waren die Werte deutlich kleiner (15 %).

Wenn Patientinnen und Patienten liegend transportiert werden müssen, wurden verschiedene Hilfsmittel eingesetzt. Ein
Treppengleittuch wurde von 29 % der Rettungsdienste genutzt. Der Aufsatz für die Drehleiter wurde von  69 % der
Rettungsdienste verwendet. Beim Beladen des Rettungstransportwagens verwendeten 69 % einen automatischen oder
unterstützten Einzug der Trage. Die mechanisch (durch Schaukeln) oder elektrisch höhenverstellbare Trage kam bei 83 % zum
Einsatz.

Für den Transfer liegender Patientinnen und Patienten wurde das Rollbrett/Rollboard in 93 % der Fälle verwendet.

66 % der Rettungsdienste holen von der Leitstelle Informationen zur Anfahrt für ein rückenschonendes Arbeiten der
Einsatzkräfte ein. Informationen zur Etage des Einsatzortes waren zu 71 % vorhanden. Die Abfrage, ob ein geeigneter Fahrstuhl
vorhanden ist, wurde vom Leitstellenpersonal nur wenig durchgeführt (23 %). Informationen über das mögliche Gewicht der
Patientinnen und Patienten wurden zu 71 % abgefragt. Daten zur baulichen Situation in der häuslichen Umgebung von
schwergewichtigen Patientinnen und Patienten wurden in 48 % der Fälle eingeholt.

Bei der Prävention von Rückenbelastungen spielen auch Aktivitäten zur Verbesserung der Rückenfitness eine Rolle. 23 % der
befragten Wachen gaben an, dass sie über Räumlichkeiten zum Trainieren verfügen. Trainings konnten zu 31 % in der
„Dienstzeit“ durchgeführt werden. Zu 63 % wurden externe Trainings durchgeführt oder finanziell unterstützt.
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Auch gesunde Ernährung ist ein Baustein zur Rückenprävention. Zu 63 % waren seitens der Dienststelle Maßnahmen zur
Ernährungsberatung vorhanden. Die Möglichkeiten auf der Wache kochen zu können, waren fast immer vorhanden (98 %).

Fazit – Stand der Rückenprävention

Die gesundheitliche und körperliche Eignung der Einsatzkräfte nach § 4 Rettungsgesetz wurde bei allen Rettungsdiensten vor
Aufnahme der Tätigkeit mit einem ärztlichen Zeugnis nachgewiesen. Die ärztliche Untersuchung wurde zu 92 % alle drei Jahre
wiederholt. Da gesetzlich hier eine hundertprozentige Erreichung gefordert wird, muss trotzdem weiter nachgebessert werden.

In der Gefährdungsbeurteilung wurde die Rückenprävention nur zur Hälfte in den Rettungswachen ausreichend berücksichtigt.
Da die Rückenbelastung eine wesentliche Belastung der Einsatzkräfte darstellt, entspricht die Gefährdungsbeurteilung oft nicht
den Anforderungen des Arbeitsschutzgesetzes.

Vor Aufnahme der Tätigkeit wurden ebenfalls nur zur Hälfte alle Einsatzkräfte in den Rettungswachen zum Thema
„Rückenprävention“ unterwiesen. Nach Beginn der Tätigkeit wurde die jährliche Unterweisung zur Rückenprävention nur zu
41 % für alle Versicherten durchgeführt. Auch bei den jährlichen Fortbildungen wurden Themen zur Rückenprävention nicht
ausreichend behandelt.

Die arbeitsmedizinische Angebotsvorsorge nach AMR 13.2 (Arbeitsmedizinische Regel – Tätigkeiten mit wesentlich erhöhten
körperlichen Belastungen mit Gesundheitsgefährdungen für das Muskel-Skelett-System) wurde ebenfalls nicht in
ausreichendem Maße angeboten (48 %).

Von daher ist hier dringender Handlungsbedarf zur Verbesserung der Gefährdungsbeurteilung, der arbeitsmedizinischen
Vorsorge und der erforderlichen Unterweisungen erkennbar!

Ansatzpunkte zur Verbesserung

Bei den Hilfsmitteln für den Transport über Treppen wurde deutlich, dass der Raupenstuhl weitgehend eingesetzt wird, während
Treppensteiger zur Überwindung von Treppen im Sitzen und das Treppengleittuch für den liegenden Transport seltener
verwendet werden. Da die Rückenbelastung beim Überwinden der Treppe eine der Hauptbelastungen im Rettungsdienst ist,
sollte hier noch weiter nach Lösungen und geeigneten Hilfsmitteln gesucht werden. Unter Umständen ist es auch möglich, die
vorhandenen Hilfsmittel zu verbessern, damit sie mehr zum Einsatz kommen.

Die Unterweisungskonzepte einschließlich der zugehörigen Dokumentationen müssen in vielen Fällen verbessert werden.
Elektronische Unterweisungen können als Hilfsmittel genutzt werden, sind jedoch alleine nicht ausreichend. Insbesondere
sind diese kein Ersatz für persönliche Unterweisungen und Mitarbeitergespräche durch die jeweiligen Vorgesetzten vor Ort.

Die Unterweisung zum rückengerechten Einsatz von technischen Hilfsmitteln muss einen Praxisteil am Hilfsmittel beinhalten.
Auch die Hebetechnik muss eingeübt werden.

Ein Konzept zum Transport von schwergewichtigen bzw. adipösen Patientinnen und Patienten (Tragehilfe, Spezialfahrzeuge,
Abfrage durch die Leitstelle) ist fast immer vorhanden (94 %). Der Aufsatz für die Drehleiter wird vermutlich in einem größeren
Teil der Rettungsdienste verwendet, die mit der Feuerwehr zusammenarbeiten. Das Treppengleittuch wurde weniger verwendet
(s. o.). Auch in diesem Zusammenhang sollte von Seiten der Arbeitgebenden und der Unfallkasse NRW nach den Ursachen
gesucht werden.

Die Zusammenarbeit mit der Leitstelle hinsichtlich der Bedingungen vor Ort (Aufzug, Anfahrt, Etage, mögliches Gewicht der
Patientin/des Patienten, bauliche Situation bei schwergewichtigen Patientinnen/Patienten) ist noch ausbaufähig.

Das persönliche Fitnesstraining der Einsatzkräfte in der Wache sollte ermöglicht werden, da erhöhte Anforderungen an die
Fitness für die Arbeit im Rettungsdienst erforderlich sind . Hier ist noch Potenzial vorhanden. Ein Angebot von Arbeitgebenden
an Einsatzkräfte extern zu trainieren, wäre eine Alternative (finanzielle und/oder zeitliche Unterstützung).

Ausblick

Für die Gefährdungsbeurteilung zur Rückenbelastung ist eine mehrstufige Herangehensweise empfehlenswert, die sich an dem
Projekt MEGAPHYS der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin - Mehrstufige Gefährdungsanalyse physischer
Belastungen am Arbeitsplatz - orientiert.

Da im Rettungsdienst schon aufgrund der zu bewegenden Gewichte eine hohe Belastung des Muskel-Skelett-Apparates
besteht, sollten nicht nur Arbeitgebende im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung, sondern auch die Unfallkasse NRW
gemeinsam mit dem IFA und Rettungsdienstfachkräften weiter an der Verringerung der Rückenbelastung arbeiten. Studien zu
ausgewählten Hilfsmitteln oder über den Effekt elektrischer Unterstützung, z. B. beim Einzug der Fahrtrage, sowie Pilotprojekte
an ausgewählten Standorten, wären dabei eine gute Möglichkeit. Dabei sollten Empfehlungen für den optimalen Einsatz von
Hilfsmitteln für bestimmte Situationen entwickelt und diese bekannt gemacht werden.

Da die Rückenbelastung beim Überwinden von Treppen eine der Hauptbelastungen im Rettungsdienst ist, sollte hier
insbesondere noch weiter nach (technischen) Lösungen und geeigneten Hilfsmitteln gesucht oder die vorhandenen verbessert
werden, damit sie vermehrt zum Einsatz kommen.
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Ungefähr 40 Prozent der Erwachsenen in den westlichen Industriestaaten leiden unter Rückenschmerzen. Zumeist
verschwinden diese nach einigen Wochen von allein. Doch bei etwa zehn Prozent bleiben sie – die Schmerzen sind dann
chronisch.

Immerhin ungefähr fünf Prozent der Betroffenen werden zu Problemfällen. Dies betrifft auch Einsatzkräfte im Rettungsdienst.
Nicht umsonst arbeiten Rettungsassistentinnen und Rettungsassistenten bzw. Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter
durchschnittlich nur neun bis zehn Jahre in ihrem Beruf.

Anatomie der Wirbelsäule

Die Wirbelsäule gleicht in ihrer Stabilität dem Mast eines Segelbootes, der in der
Lage ist, enorme Dehnungsdruck-Kräfte zu ertragen. Sie ist biegsam und
ständigem Druck und Zug ausgesetzt.

Ermöglicht wird dies durch den Aufbau aus 24 beweglichen Wirbeln (sieben Hals-
, zwölf Brust- und fünf Lendenwirbel). Zwischen den Wirbeln sind Bandscheiben
gelagert. Körperliche Belastungen sind dabei für die Bandscheiben nicht
zermürbend, sondern – im Gegenteil – lebenswichtig.

Das Rückgrat ist also kein durchgehender Knochen, wie etwa der
Oberschenkelknochen, vielmehr besteht es aus zahlreichen einzelnen
Elementen, die nur von Bändern und einem System von Faszien und kleinen
Muskeln zusammengehalten werden.

Muskeln und Faszien überspannen fast sämtliche Knochen und wirken in uns mit
mehr als 600 Bewegungseinheiten wie ein großes und sehr komplexes
Spannungsnetzwerk. Es zieht sich bildlich gesprochen wie ein großes Bahnnetz mit verschiedenen Zuglinien, Bahnhöfen und
Weichen durch unseren Körper. Ohne dieses Netzwerk würde das menschliche Skelett zusammenbrechen.

Gibt es Störungen in diesem dynamischen Netzwerk, hat dies Konsequenzen, die meist in Schmerzen oder
Bewegungseinschränkungen münden. Davon betroffen sind in erster Linie das Becken und die Wirbelsäule.

Auch das Nervensystem, der arterielle und venöse Bluttransport und die Organe spielen eine wichtige Rolle bei der
ganzheitlichen Betrachtung von Rückenschmerzen. Jedes Ungleichgewicht in diesem komplexen System kann zu
Fehlregulationen oder Kompensationen führen, die auf Dauer ebenfalls Probleme bereiten können.

Belastungen

Durch schweres Heben und Tragen im Rettungsdienst und die damit verbundene körperliche Belastung des Muskel-Skelett-
Systems sind erhöhte Anforderungen an den Trainingszustand zu stellen.

In diesem Zusammenhang ist es empfehlenswert, ein wirksames Rückentrainingsprogramm durchzuführen.

Regelmäßige Bewegung, zum Beispiel in Form eines geeigneten Übungsprogramms, sorgt nicht nur dafür, dass die Muskulatur
gefordert wird, sondern auch dafür, dass

die Faszien geschmeidig und
die Körperflüssigkeiten im Fluss bleiben,
der Müll und die Nährstoffe abtransportiert werden,
der Stoffwechsel angeregt und
der Informationsfluss gefordert wird und
die Organe in ihren Behältern beweglich bleiben.

In Übersichtsstudien zum Thema „betriebliches Gesundheitsmanagement“ konnte zudem in Bezug auf Rückenschmerzen
gezeigt werden, dass vor allem Bewegungsprogramme für den Rücken die höchste Effektivität und Nachhaltigkeit haben.

Zudem macht es Sinn, den Stoffwechsel zu verbessern, um positiven Einfluss auf das Gewicht der Beschäftigten im
Rettungsdienst zu nehmen.

Um diese Möglichkeiten für die Gesundheit der Rettungskräfte zu nutzen, hat die Unfallkasse NRW eine Broschüre mit dem Titel
„Fit im Rettungsdienst – Informationen und Trainingsprogramm zur Rückengesundheit“ erstellen lassen.
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Quellen

Fit im Rettungsdienst, PIN 73

Training der Unfallkasse NRW

Die Broschüre beinhaltet als zentrale Bestandteile ein in der Rettungswache
durchführbares Trainingsprogramm und eine auf aktuellen Erkenntnissen
beruhende Ernährungsberatung.

Das Trainingsprogramm ist so konzipiert, dass die Teilnehmenden eigenständig
anhand von Übungskarten in verschiedenen Gruppen oder auch allein trainieren
können. Auf den Übungskarten werden Übungen für verschiedene
Muskelgruppen in unterschiedlichen Schwierigkeitsgraden dargestellt.

Das Trainingsprogramm dauert, je nach Anzahl der ausgewählten Karten,
zwischen acht und 15 Minuten und kann somit auch gut in den Dienstalltag
integriert werden.

Verbesserung des Stoffwechsels

Es ist gesichert, dass Übergewicht bzw. Adipositas die Entstehung und
Chronifizierung von Rückenschmerzen begünstigt.

Die schnellste und effektivste Methode, um das anvisierte Ziel – weniger Fett, mehr Muskeln – zu erreichen, soll das
sogenannte High-Intensity Interval Training (Hochintensives Intervall-Training, HIIT) sein. Es besteht aus Intervallen kurzer, aber
intensiver Übungen, die von weniger intensiven Übungseinheiten oder Trainingspausen unterbrochen werden.

Wissenschaftliche Studien nahmen das HIIT bereits unter die Lupe. Schon nach achtwöchigem Training hatten die
Testpersonen einen großen Teil ihres Bauchfettes verloren.

Sinnvolle Ernährung

Eine sinnvolle Ernährungsform zur Regulierung des Blutzuckerspiegels und somit
eine Verbesserung des Stoffwechsels stellt die LOGI-Methode (Low Glycemic and
Insulinemic Diet) dar.

Sie ist eine

wissenschaftlich fundierte,
alltagstaugliche,
gut schmeckende,
nachhaltige,
kohlenhydratreduzierte,
eiweiß- und fettbetonte

Ernährungsweise.

LOGI bedeutet eine Umstellung auf eine zucker- und stärkereduzierte Kost, die
aber keine radikale Umstellung der Ernährungsgewohnheiten notwendig macht. Vielmehr basiert sie auf den traditionellen
Grundnahrungsmitteln und ermöglicht bei sehr hoher Nährstoff- und geringer Energiedichte eine dauerhaft vollwertige
Ernährung.

LOGI ist also keine kurzfristige Diät, sondern als lebenslange Ernährungsweise konzipiert. Sie umfasst dabei alles, was nach
heutigen wissenschaftlichen Erkenntnissen in einer gesunden Ernährung enthalten sein soll. Sie ist zudem sehr gut in den
Alltag zu integrieren, ein Aspekt, dem gerade im Rettungsdienst eine besondere Bedeutung zukommt.
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Quellen

SIBE Aufbau Hautschutz, PPT
Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in der Wohlfahrtspflege, Technische Regel für Biologische
Arbeitsstoffe, TRBA 250, Ziff. 4.1.1
Infektionsprävention im Rahmen der Pflege und Behandlung von Patienten mit übertragbaren Krankheiten
Händehygiene in Einrichtungen des Gesundheitswesens, RKI
Gesundheitsdienstportal, Hautschutz, UKNRW

Den Versicherten sind in der Rettungswache leicht erreichbare Handwaschplätze mit fließendem warmem und kaltem Wasser,
Spendern für Hautreinigungsmittel und Einmalhandtücher zur Verfügung zu stellen.

Die Handwaschbecken sind mit Armaturen auszustatten, welche ohne Handberührungen bedienbar sind. Geeignet sind z. B.
haushaltsübliche Einhebelmischbatterien mit verlängertem Hebel, die mit dem Handgelenk bedienbar sind, oder
selbstschließende Waschtisch-Armaturen (Druckknopf).

Für eine notwendige hygienische Händedesinfektion sind Desinfektionsmittelspender zur Verfügung zu stellen. Eine
hygienische Händedesinfektion ist vor Verlassen des Arbeitsbereiches nach Patientenkontakt, Kontakt zu potenziell
infektiösen Materialien oder Oberflächen oder nach dem Ausziehen der Schutzhandschuhe erforderlich.

Bei Tätigkeiten, die eine hygienische Händedesinfektion erfordern, dürfen an
Händen und Unterarmen z. B. keine Schmuckstücke, Ringe, einschließlich
Eheringe, Armbanduhren, Piercings, künstlichen Fingernägel oder sogenannten
Freundschaftsbänder getragen werden. Fingernägel sind kurz und rund
geschnitten zu tragen und sollen die Fingerkuppe nicht überragen.

Lackierte Fingernägel können den Erfolg einer Händedesinfektion gefährden.
Deswegen ist im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung zu entscheiden, ob auf
Nagellack verzichtet werden muss.

Händewaschen ist grundsätzlich hautbelastend und daher auf ein notwendiges
Minimum zu reduzieren. Auf den Vorrang der Desinfektion vor der Reinigung wird
hingewiesen. Tätigkeiten in feuchtem Milieu führen zu einer erhöhten
Hautbelastung. Der Arbeitgeber hat zu prüfen, ob solche Belastungen reduziert
werden können. Insbesondere sollen Handschuhe nur so lange wie nötig
getragen werden.

Der Arbeitgeber hat geeignete Hautschutz- und -pflegemittel zur Verfügung zu
stellen. Er hat einen Hautschutzplan zur Auswahl von Präparaten für Hautreinigung, ‑schutz und -pflege zu erstellen und die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in deren regelmäßiger und richtiger Anwendung zu unterweisen.

Wegen des Risikos einer Hautschädigung und wegen Perforationsgefahr sind
Schutz- und OP-Handschuhe nur auf trockene Hände anzuziehen.

Bei längerem Tragen von luftundurchlässigen Schutzhandschuhen können
zusätzlich Unterziehhandschuhe aus Baumwolle oder aus anderen Geweben mit
vergleichbaren Eigenschaften (Saugfähigkeit, Hautverträglichkeit) sinnvoll sein.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, bei denen Hautschäden im Bereich der
Unterarme und Hände vorliegen, ist eine Vorstellung bei der Betriebsärztin oder
beim Betriebsarzt anzuraten.

Der Arbeitgeber hat für die einzelnen Arbeitsbereiche entsprechend der
Gefährdungsbeurteilung neben geeigneten baulichen Voraussetzungen
Maßnahmen zur Vermeidung einer Infektionsgefährdung in Form eines
Hygieneplans schriftlich festzulegen und deren Befolgung zu überwachen. Der
Hygieneplan soll Regelungen zu Desinfektion, Reinigung und Sterilisation sowie
zur Ver- und Entsorgung enthalten.

Weitere Informationen sind auch unter:
www.gesundheitsdienstportal.de/hautschutz/
zu finden.
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Fachinformation vom Fachausschuss Leitstellen und Informationssysteme

Zunehmende Gewalt gegen Einsatzkräfte der Feuerwehr und des
Rettungsdienstes ist ein aktuelles gesellschaftliches Phänomen. Die mögliche
Konfrontation mit „Gewaltsituationen“ lässt sich auf Grund der Aufgaben von
Feuerwehr und Rettungsdienst im Vorfeld nicht ausschließen. Die nachfolgenden
Hinweise beinhalten Empfehlungen zur Arbeit von Leitstellen der Feuerwehr und
können dazu beitragen, dass mögliche Gefahrenpotentiale bzw.
Gewaltsituationen früher erkannt und durch entsprechendes Verhalten
(Eigensicherung) minimiert werden. 

Die Hinweise können als Fachinformation des Verbands der Feuerwehren in
Nordrhein-Westfalen (VdF) hier im Portal eingesehen werden:

Fachinformation: Gewalt gegen Einsatzkräfte
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„Die Berichte über Angriffe auf Rettungskräfte und Feuerwehrleute zu Silvester
schockieren. Die gesetzliche Unfallversicherung ist der Sicherheit und
Gesundheit bei der Arbeit verpflichtet. Es darf nicht sein, dass Menschen, die
anderen zu Hilfe eilen, um ihre eigene Sicherheit und Gesundheit fürchten
müssen“, so Dr. Stefan Hussy, Hauptgeschäftsführer der Deutschen
Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) in einem Statement zu den
Gewaltvorfällen im Umfeld der Silvesterfeiern.

Die gesetzliche Unfallversicherung bietet bei der Erarbeitung von Konzepten zur
Gewaltprävention ihre Hilfe und Expertise an. Die Unfallkassen, darunter vier
Feuerwehr-Unfallkassen, und die Berufsgenossenschaften versichern rund 1,5
Millionen Einsatzkräfte der Feuerwehren und Hilfeleistungs-organisationen in
Deutschland. Der weit überwiegende Teil der Versicherten ist ehrenamtlich tätig. Der Versicherungsschutz umfasst unter
anderem Unfälle im Einsatz. Hierzu zählen auch körperliche Verletzungen und posttraumatische Belastungsstörungen in Folge
von Gewalt.

Die Unfallkasse NRW hat sich des Themas angenommen, um insbesondere präventiv tätig zu sein.

So wurde im Jahr 2017 eine Studie zu Gewalt gegen Einsatzkräfte der Feuerwehren und Rettungsdienste als Erweiterung einer
ersten Studie aus dem Jahr 2011 an die Kriminologen Prof. Dr. Thomas Feltes und Marvin Weigert vom Lehrstuhl für
Kriminologie, Kriminalpolitik und Polizei-wissenschaft der Ruhruniversität Bochum in Auftrag gegeben. Rund 4.500
Einsatzkräfte wurden befragt. Als Ergebnis der Studie zeigte sich, dass Einsatzkräfte im Rettungsdienst wie Notärzte,
Notfallsanitäter und Rettungsassistenten ein größeres Risiko haben, Opfer solcher Übergriffe zu werden als Einsatzkräfte im
Brandeinsatz. Drei Viertel der Feuerwehren waren nicht unvorbereitet (Unterweisung und Gefährdungsbeurteilung zum Thema
Gewalt). Fortbildungen zu Kommunikations- und Deeskalationstechniken wurden von zwei Dritteln der Angehörigen der
Feuerwehren durchgeführt. Die große Mehrheit der befragten Feuerwehren hat Zugang zu Teams zur psychosozialen
Unterstützung (PSU-Team), um das Entstehen einer möglichen Traumatisierung nach einem Übergriff minimieren zu können.

Das Innenministerium NRW, das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW, die Gewerkschaft Komba, der Verband
der Feuerwehren in NRW, der Städtetag NRW, der Landkreistag NRW, der Städte- und Gemeindebund NRW und die Unfallkasse
NRW haben einen Aktionsplan „Gemeinsam gegen Gewalt“ für die Laufzeit September 2019 bis September 2022 erstellt. Das
IT-gestützte „Innovative Melde- und Erfassungssystem Gewaltübergriffe (IMEG)“ für Einsatzkräfte des Rettungsdienstes und der
Feuerwehr ist ein bedeutender Bestandteil des Aktionsplanes. Es liegt seit 2022 vor und wird derzeit in einer Pilotphase von 12
Kreisen und kreisfreien Städten getestet. Körperliche Angriffe, verbale und non-verbale Übergriffe sowie Sachbeschädigungen
sollen künftig online und plattformunabhängig durch die Einsatzkräfte gemeldet werden können.

Quelle: Unfallkasse NRW - Gewalt gegen Rettungskräfte in der Silvesternacht
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Immer häufiger berichten Einsatzkräfte des Rettungsdienstes von Behinderungen und zum Teil von gewalttätigen Übergriffen
im Einsatz. Beschimpfungen, Drohungen oder gar körperliche Übergriffe durch Patientinnen und Patienten und ihre
Angehörigen und Schaulustige gehören für viele Versicherte zum Arbeitsalltag. Solche Vorfälle werden häufig bagatellisiert und
in ihren Auswirkungen unterschätzt, obwohl sie für die Betroffenen oft gravierende psychische und körperliche Folgen haben
können.

Schlagen, wegschubsen oder anspucken – das sind häufige aggressive Übergriffe gegen Rettungskräfte. Zu diesem Ergebnis
kommt die Studie „Gewalt gegen Rettungskräfte im Einsatz“, die am Lehrstuhl für Kriminologie, Kriminalpolitik und
Polizeiwissenschaft der Ruhr-Universität Bochum in Kooperation mit der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen (UK NRW) 2011
durchgeführt wurde. Zu einem ähnlichen Ergebnis kam auch die aktuelle Studie „Gewalt gegen Einsatzkräfte der Feuerwehren
und Rettungsdienste in Nordrhein-Westfalen“ 2017.

Folgen für die Betroffenen
Körperschäden resultieren aus der Art des Übergriffs wie beispielsweise Schläge, an Kleidung und Haaren zerren, Arm
verdrehen, kratzen und beißen, Würgegriffe, Gegenstände werfen und Messerstechen. Die Folgen sind Kratz-, Biss- und
Schürfwunden, Prellungen, Schwellungen, Hämatome oder ausgerissene Haare als weniger schwere physische Schäden.

Frakturen, Gehirnerschütterungen und andere schwere Verletzungen sind dagegen eher seltener, kommen aber vor. Zudem
besteht eine potenzielle Infektionsgefahr bei Übergriffen durch Kontakt mit Blut und Körperflüssigkeiten.

Das Erleben der Tat, eine mögliche Infektion sowie Zweifel an der beruflichen Kompetenz, falsch oder unangemessen in der
Übergriffssituation gehandelt zu haben, können zu psychischen Belastungen führen. Als Folge können das ungewollte
Wiedererleben des bedrohlichen Ereignisses oder die damit verbundenen Empfindungen wie Erinnerungen, Gefühlszustände
und Albträume bis hin zum Vollbild einer posttraumatischen Belastungsstörung auftreten.

Aggressionen gegen Einsatzkräfte sind nicht nur körperliche Übergriffe. Drohungen, Beleidigungen und Beschimpfungen sind
weitaus häufiger zu verzeichnen als körperliche Aggressionen. Obwohl diese keine körperlichen Auswirkungen haben, können
sie zu einer erheblichen Belastung für die Betroffenen führen.

Die Ergebnisse der durchgeführten Studien zeigen den dringenden Handlungsbedarf zum Schutz der Rettungskräfte auf. Über
die Hälfte der Befragten in der Studie aus dem Jahr 2011 gab an, dass sie auf derartige konfliktreiche Situationen nicht
vorbereitet waren. Gewalt im Rettungsdienst darf somit kein Tabuthema mehr sein und ist für eine zielgerichtete Prävention
zum Schutz der Versicherten zu enttabuisieren.

Mit der Studie „Posttraumatische Belastungsstörungen und andere Folgen nach Patientenübergriffen“, die von Prof. Dr. Dirk
Richter, FH Bern, in Kooperation mit der Unfallkasse NRW durchgeführt wurde, konnte belegt werden, dass Patientenübergriffe
posttraumatische Belastungsstörungen hervorrufen können.

Opfer schwerer Übergriffe sind in dieser Hinsicht nach dem Übergriff vergleichbar mit Kriminalitätsopfern. Nach einem
schweren psychisch belastenden Ereignis besteht für etwa 15 bis 20 % der Betroffenen das Risiko, eine posttraumatische
Belastungsstörung davonzutragen. Berufsanfängerinnen und Berufsanfänger und Personen mit einer Berufserfahrung von
weniger als 15 Jahren sind besonders gefährdet.

Die Frage, was hätte in der Situation nach dem Übergriff helfen können, wurde u. a. beantwortet mit:

Arbeitsstelle verlassen können! Abstand bekommen! Gespräche, um die Situation aufzuarbeiten!
Unterstützung durch Vorgesetzte, das Wissen, dass man nicht allein ist.
Gespräche, hätte Unterstützung gebraucht, aber keiner hat mit mir gesprochen.
Mehr Unterstützung und Tipps von der Leitung, wie man mit so etwas umgehen kann.

Bei den Einsätzen der Rettungsdienste steht die medizinische Versorgung der Patientinnen und Patienten im Vordergrund.
Jedoch darf bei allem Einsatz des Rettungsdienstpersonals der eigene Arbeits- und Gesundheitsschutz nicht vernachlässigt
werden. Diejenigen, die sich um die Gesundheit anderer kümmern, haben Anspruch auf die eigene Gesunderhaltung.

Der Arbeitgeber hat nach dem Arbeitsschutzgesetz die erforderlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes unter Berücksichtigung
der Umstände zu treffen, die Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten bei der Arbeit betreffen. Er trägt gegenüber seinen
Beschäftigten eine „Fürsorgepflicht“ (§ 618 Bürgerliches Gesetzbuch, BGB), die im Arbeitsschutzrecht konkretisiert wird.
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Grundlage für die zu treffenden Maßnahmen zur Prävention von Übergriffen ist
die Gefährdungsbeurteilung. In ihr sind die potenziellen Gefährdungen und
Bedrohungslagen durch Übergriffe von Patientinnen, Patienten und Dritten zu
ermitteln und zu beurteilen, welche Arbeitsschutzmaßnahmen zum Schutz der
Rettungskräfte zu treffen sind.

Diese sind im Rettungsdienst sehr komplex und erfordern eine abstrakte
Herangehensweise, da niemand im Vorfeld die potenziellen Gefährdungen und
Gegebenheiten am unbekannten Einsatzort vorhersehen kann. Hierbei sind die
Erfahrungen des Rettungsdienstpersonals einzubeziehen, da keiner ihre
Arbeitsbedingungen besser kennt als sie selbst.

Ergebnis sollte ein ganzheitliches betriebliches Präventionskonzept erläutern,
das Ursachen aufzeigt und geeignete Maßnahmen zur Prävention von Übergriffen
festlegt. Diese müssen konsequent umgesetzt und durch ausreichende
Nachsorgeangebote nach Übergriffen ergänzt werden.

Die Auswahl der Schutzmaßnahmen ist immer auf Grundlage der
Gefährdungsbeurteilung zu treffen. Da die Quantität und die Qualität der Gewalt sich z. B. in Abhängigkeit des Einsatzortes (z.
B. Stadt oder Land) wesentlich unterscheiden, sind angemessene Präventionsmaßnahmen nur nach einer Analyse der
Vorkommnisse zu gewährleisten. Als geeignete Maßnahmen zum Schutz von Einsatzkräften vor Gewalt sind folgende Punkte
beispielhaft zu nennen:

Deeskalationsschulungen (u. a. deeskalierendes Verhalten, Selbstreflexion des eigenen Verhaltens)
Schulung von Interventionstechniken bzw. körperliche Abwehrtechniken
Verbesserung der Kommunikation mit der Leitstelle und den polizeilichen Einsatzkräften
Klare Anweisungen zum Einsatzverhalten bei Gefährdungssituationen
Fortbildung zum Thema „Zulässige Maßnahmen bei Übergriffen (Notwehr)“
Fortbildung zum Thema „Drogen, Suchtmittel und ihre Wirkungen“
Fortbildungen zum Thema „Kulturelle, religiöse und migrationsspezifische Besonderheiten“
Einsatz geeigneter PSA, z. B. Schutzwesten
Technische Alarmierungseinrichtung, z. B. Handy
Nachsorge
Dokumentation von Übergriffen
Meldung an den zuständigen Unfallversicherungsträger

Schulung und Unterweisung der Rettungskräfte

Arbeits- und Gesundheitsschutz ist durch die wechselseitige Verknüpfung von Arbeitgeber- und Mitarbeiterpflichten
gekennzeichnet. Zu den personenbezogenen Schutzmaßnahmen, die durch den Arbeitgeber zu gewährleisten sind, gehören
unter anderem die Auswahl der Rettungskräfte nach ihrer Befähigung und Qualifikation sowie die Sicherstellung regelmäßiger
und angemessener Schulungen und Unterweisungen.

Diese sind unabdingbar, um auf konfliktreiche Situationen und das richtige Verhalten vorbereitet zu sein. Rettungskräfte
müssen bereits in der Ausbildung umfassend auf den Umgang mit Gewalt und Aggression vorbereitet werden. Gerade für
Berufsanfängerinnen und Berufsanfänger besteht ein erhöhtes Risiko.

Die Erfahrung zeigt, dass einzelne Schulungen der Versicherten nicht ausreichen, um die erforderlichen Kompetenzen zur
Konfliktbewältigung zu erlangen. Es ist zu empfehlen, die Schulung zur Konfliktbewältigung als festen Bestandteil in die Aus-,
Fort- und Weiterbildung zu integrieren. Bundesweit gibt es Anbieter im Bereich „Ausbildung von Multiplikatoren zum
Konfliktmanagement im Gesundheitsdienst“, die Deeskalationstrainerinnen und Deeskalationstrainer (Multiplikatoren) nach
den betriebsspezifischen Erfordernissen ausbilden.

Deeskalation
Grundsätzlich gilt: Konflikte vermeiden und eine aggressionsarme Atmosphäre schaffen.

Das Rettungsdienstpersonal sollte selbstreflektierend in der Lage sein, die Kommunikation auf die besondere Situation von
Patientinnen und Patienten und deren Angehörigen auszurichten. Viele Patientinnen und Patienten leiden unter
Spannungszuständen. Ihre innere Not und Aggression äußern sie häufig durch Schreien, Beleidigungen, Provokationen,
Schlagen und Gewalt gegen Sachen.

Mit der bewussten Wahrnehmung und Interpretation solchen Verhaltens tragen die Rettungskräfte bereits zur Deeskalation und
damit zur Vermeidung weiterer Aggression bei.
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Wer in der Lage ist, Konfliktsituationen frühzeitig zu erkennen, und über die notwendigen verbalen und nonverbalen
Kommunikationstechniken verfügt, hat Chancen, eine kritische Situation zu beherrschen, die andernfalls möglicherweise
entgleisen würde.

In vielen Fällen geht einem körperlichen Angriff eine stufenweise Steigerung der Aggression voraus. Die Grundregeln der
Deeskalation helfen, Gewalt zu vermeiden. Hierzu gehören beispielsweise: 

Eine adäquate verbale Kommunikation
Eine ruhige klare Ansprache, eindeutige Aussagen, Vermeidung komplizierter Formulierungen
Aufbau einer kommunikativen Beziehung durch ein nicht wertendes und nicht kritisierendes Vorgehen
Paraphrasieren („Ich verstehe, dass …“) der Botschaft der Gesprächspartnerin bzw. des Gesprächspartners
Ich-Botschaften verwenden („Ich glaube, dass …“)
Geschlossene Fragen vermeiden (Fragen, die nur mit „Ja“ oder „Nein“ beantwortet werden können)
Adäquate nonverbale Kommunikation
Gestik und Mimik, provozierende Körpersprache und Handlungen vermeiden

Abwehr-, Befreiungs- und Fixierungstechniken
Gelingt es nicht, die Situation zu entschärfen, und kommt es zu einem Übergriff, können Kenntnisse in körperschonenden
Abwehr- und Befreiungstechniken dazu beitragen, Gesundheitsschäden bei Patientinnen und Patienten und Rettungskräften zu
vermeiden.

Lange, offen getragene Haare, Schmuck und Piercings können hierbei das Verletzungsrisiko erheblich erhöhen. Die Anwendung
körperlicher Abwehrtechniken und Selbstverteidigung sollte das letzte Mittel der Gefahrenabwehr sein. Sie sollten nur
angewendet werden, wenn alle anderen Möglichkeiten ausgeschöpft sind. Eine wirkungsvolle Nutzung dieser Techniken kann
nur durch ein regelmäßiges Training gewährleistet werden. Es gelten die Bestimmungen des Strafgesetzbuches unter
besonderer Berücksichtigung der §§ 32 ff StGB (Notwehr/Notstand).

Organisatorische Maßnahmen und persönliche Schutzausrüstung
Zur Prävention von Übergriffen gehören auch die Kommunikation, die Situationserfassung und Weitergabe der
Einsatzgegebenheiten durch die Leitstelle an das Rettungsdienstpersonal, die bereits im Vorfeld auf kritische Einsatzlagen
hinweisen. Damit der Informationsgehalt nicht abhängig von den handelnden Personen in der Leitstelle ist, wären
standardisierte Fragebögen zur Informationserfassung hilfreich. Hierzu gehören präventiv ggf. auch die Alarmierung und die
Kommunikation mit der Polizei. Zum Einsatzverhalten bei Gefährdungssituationen sind klare Anweisungen zu treffen.

Die Kommunikation mit der Leitstelle sollte auch möglich sein, wenn der Rettungs- oder Notarztwagen verlassen wird.
Zeitweise kann die Situation eines gefährlichen „Alleinarbeitsplatzes“ entstehen, die ggf. eine direkte Kommunikation mit der
Leitstelle erfordert. Aufgrund des Ergebnisses der Gefährdungsbeurteilung ist zu prüfen, ob durch die Ausstattung mit
Diensthandys oder besser noch durch digitale Funkmeldeempfänger mit Notruffunktion eine Verbesserung der Sicherheit zu

erzielen ist („Notrufmöglichkeiten für allein arbeitende Personen“, DGUV-Information 212-139). [1720]

In Abhängigkeit von den möglichen Einsatzgegebenheiten bzw. Gefährdungen ist zu klären, ob persönliche Schutzausrüstung
bereitzustellen und zu tragen ist. Dies können beispielsweise geeignete Schutzwesten sein, die wie Warnwesten aussehen und
dadurch Patientinnen und Patienten und Angehörige nicht abschrecken oder gar aggressives Verhalten fördern. Weitere
Informationen zum Thema Schutzwesten können Sie dem Artikel „Einsatz von Schutzwesten im Rettungsdienst“ entnehmen.

Die konsequente Dokumentation und Auswertung sämtlicher Übergriffe – ob körperlich nonverbal oder verbal – gehört zur
Prävention. Eine strukturierte Nachbereitung zeigt die Wirksamkeit genutzter Bewältigungsstrategien und lässt Fehler
erkennen. Die Dokumentation hat auch einen versicherungsrechtlichen Aspekt, da hiermit im Einzelfall der Nachweis für das
Vorliegen eines Arbeitsunfalls geführt werden kann.

Nachsorge
Versicherte haben grundsätzlich das Recht, nach einem Ereignis am Arbeitsplatz, das sie als psychisch belastend empfunden
haben, Hilfe in Anspruch zu nehmen.

Psychisch belastende Ereignisse können neben dem Erleben von Aggression auch Situationen im Zuge der Patientenversorgung
sein, in denen sie mit menschlichem Leid konfrontiert werden.

Um auf diese Fälle vorbereitet zu sein, sollten der Betrieb „Leitlinien für den Umgang mit belastenden Situationen“ erstellen.
Hinweise hierzu gibt die Informationsschrift „Traumatisierende Ereignisse in Gesundheitsberufen“, DGUV Information 207-012.
[1726]
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Meldung von traumatisierenden Ereignissen
Haben Einsatzkräfte im Dienst ein traumatisierendes Ereignis erlitten, besteht die Möglichkeit, dies als Arbeitsunfall zu melden.
Für die Meldung derartiger Arbeitsunfälle sollten folgende Hinweise beachtet werden:

Bei Wunsch eines/einer Versicherten auf Inanspruchnahme der fünf probatorischen Sitzungen nach dem sogenannten
„Psychotherapeutenverfahren“ ist die sofortige telefonische Kontaktaufnahme (z. B. des/der Versicherten, des/der
Dienstvorgesetzten oder des „kollegialen Helfers/der kollegialen Helferin“) mit der Unfallkasse NRW ratsam.

Der Anruf sollte über die Telefonzentrale der Unfallkasse NRW  erfolgen
(Rufnummer: 0251/2102-0 (Westfalen-Lippe) oder 0211 9024-0 (Rheinland)), da so in jedem Fall die Vermittlung an die
Schwerfallsachbearbeitung der Rehabilitationsabteilung gewährleistet ist.

Bei der telefonischen Unfall-(Ereignis-)Meldung ist das eingetretene Ereignis zu schildern. Ferner sind Angaben zur Person
des/der Versicherten erforderlich. Die zuständige Sachbearbeitung wird anhand der telefonisch übermittelten Informationen
feststellen, ob das „Psychotherapeutenverfahren“ Anwendung finden kann. Sind die Voraussetzungen erfüllt, wird der
betroffenen Person umgehend eine Liste von geeigneten Psychotherapeutinnen bzw. Psychotherapeuten in ihrer Nähe zur
Auswahl übermittelt und umgehend ein Behandlungsauftrag zulasten der Unfallkasse NRW erteilt.

Erforderlich ist anschließend die Erstellung der Unfallanzeige (möglichst per FAX unter der Faxnummer: 0251/2102-3361
(Westfalen-Lippe) oder 0211 9024-1355 (Rheinland)) mit nochmaliger genauer Schilderung des Ereignisses und Benennung
einer Ansprechpartnerin oder eines Ansprechpartners für Rückfragen der Unfallkasse NRW.

Eine Vorstellung bei einer Durchgangsärztin oder einem Durchgangsarzt  ist nicht zwingend erforderlich, sofern ausschließlich
eine psychische Beeinträchtigung vorliegt. Die Vorstellung ist notwendig bei bestehender Arbeitsunfähigkeit und/oder
körperlichen Verletzungen. Liegen ausschließlich psychische Beeinträchtigungen vor und besitzt die bzw. der aufgesuchte
Psychotherapeut(in) gleichzeitig die ärztliche Approbation, kann eine bestehende Arbeitsunfähigkeit auch von ihr bzw. ihm
festgestellt werden. Eine Vorstellung beim Durchgangsarzt oder einer Durchgangsärztin ist dann entbehrlich.
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Studie: Gewalt gegen Einsatzkräfte der Feuerwehren und Rettungsdienste
in Nordrhein-Westfalen

Kriminologen der Ruhr-Universität Bochum (RUB) haben im Jahr 2017 Rettungskräfte in NRW zu ihren Gewalterfahrungen
befragt. Der Abschlussbericht zu der Studie  wurde jetzt vorgestellt. Der Studie zufolge wurden 92 Prozent der Rettungskräfte
wie Notärzte, Notfallsanitäter und Rettungsassistenten im zurückliegenden Jahr im Dienst angepöbelt, 26 Prozent wurden Opfer
körperlicher Übergriffe. Die Forscher plädieren dafür, die Rettungskräfte in Aus- und Fortbildung besser auf kritische
Konfliktsituationen vorzubereiten.

Prof. Dr. Thomas Feltes und Marvin Weigert vom Lehrstuhl für Kriminologie, Kriminalpolitik und Polizeiwissenschaft der RUB
hatten 4.500 Rettungskräfte aus Nordrhein-Westfalen befragt.

Mehr Übergriffe im Rettungseinsatz als im Brandeinsatz

„Wir unterscheiden in der Befragung zwischen verbaler Gewalt, nonverbaler Gewalt – also Gesten wie einen Vogel oder den
Mittelfinger zeigen – und körperlicher Gewalt“, erläutert Marvin Weigert, der für die Auswertung der Befragung zuständig war.
Es zeigte sich, dass Einsatzkräfte im Rettungsdienst wie Notärzte, Notfallsanitäter und Rettungsassistenten ein größeres Risiko
haben, Opfer solcher Übergriffe zu werden als Einsatzkräfte im Brandeinsatz.

26 Prozent der Kräfte im Rettungseinsatz gaben an, in den zwölf Monaten vor der Befragung Opfer körperlicher Gewalt
geworden zu sein. 92 Prozent wurden Opfer verbaler Gewalt, und 75 Prozent berichteten von einem nonverbalen Übergriff. Von
den Einsatzkräften im Brandeinsatz berichteten nur zwei Prozent von körperlichen Übergriffen, 36 Prozent von verbalen und 29
Prozent von nonverbalen Übergriffen. Ein Unterschied zwischen männlichen und weiblichen Einsatzkräften konnte nicht
festgestellt werden.

Seltenes Ereignis

Insgesamt beteiligten sich nur 18 Prozent der Befragten an der Studie. „Wir hätten uns eine höhere Beteiligung gewünscht, vor
allem auch, weil das Thema in den Medien so intensiv diskutiert wird“, sagt Thomas Feltes. „Über die Gründe für die niedrige
Rücklaufquote können wir nur spekulieren. Möglicherweise betrifft das Problem doch weniger Rettungskräfte als gedacht.“

Bei der Interpretation der Ergebnisse muss berücksichtigt werden, dass die Rettungskräfte pro Jahr mehrere Hundert Einsätze
absolvieren. Damit sind gewalttätige Übergriffe nach wie vor ein eher seltenes Ereignis.

Wann und wo es zu Gewalt kommt

Nachts und in Großstädten sind Rettungseinsätze am gefährlichsten. Über 60 Prozent aller Fälle ereigneten sich nachts. In
Städten über 500.000 Einwohnern kam es doppelt so häufig zu Übergriffen auf Rettungskräfte wie in Städten zwischen 100.000
und 500.000 Einwohnern. Besonders betroffen waren zudem Innenstädte.

Die Täter sind in der Hälfte der berichteten Fälle zwischen 20 und 40 Jahre alt und in der Regel männlich (rund 90 Prozent). Sie
entstammen überwiegend dem unmittelbaren Umfeld der Hilfesuchenden. In 55 Prozent der Fälle körperlicher Gewalt war der
Täter erkennbar alkoholisiert.

Nur wenige melden Übergriffe

Etwa 80 Prozent der von verbaler und nonverbaler Gewalt betroffenen
Einsatzkräfte meldeten den letzten Übergriff auf ihre Person nicht. Die meisten
begründeten das damit, dass die Situationen für sie Bagatellcharakter hatten
und sich an der Situation nichts ändern würde, wenn sie den Vorfall meldeten.
Einsatzkräfte, die Opfer körperlicher Gewalt geworden waren, meldeten den
Übergriff in 70 Prozent der Fälle. Die Hälfte aller betroffenen Einsatzkräfte gab an,
dass der Meldeweg nicht eindeutig beschrieben sei.

Die Studie wurde unterstützt durch das Ministerium des Innern sowie das
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-
Westfalen, der Unfallkasse NRW und der komba gewerkschaft nrw.

"Übergriffe, insbesondere auf Beschäftigte der Rettungsdienste und Feuerwehren
sind für uns inakzeptabel. Bei vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auch
anderer Bereiche des öffentlichen Dienstes verstärken sich aufgrund der Vorfälle
Unsicherheitsgefühle und die Angst selbst zum Opfer zu werden. Daraus und aus
der Studie ergibt sich für uns die Schlussfolgerung, verstärkt präventiv tätig werden zu müssen auch und gerade in
Zusammenarbeit mit anderen Institutionen", so Gabriele Pappai, Geschäftsführerin der Unfallkasse NRW.
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Quellen

Abschlussbericht „Gewalt gegen Einsatzkräfte der Feuerwehren und Rettungsdienste in Nordrhein-Westfalen“
Gewalt gegen Einsatzkräfte der Feuerwehren und Rettungsdienste in NRW

Aus- und Fortbildung

Obwohl die Einsatzkräfte insgesamt zufrieden mit ihrer Ausbildung waren, wünschten sie sich, intensiver auf eskalierende
Einsatzsituationen vorbereitet zu werden und gewaltpräventive Maßnahmen zu erlernen. Sie wünschten sich insbesondere
Fortbildungen zu Deeskalationstechniken und körperschonenden Abwehrtechniken.

„Die Gewaltprävention muss angemessen in Aus- und Fortbildung aufgenommen werden, um wirksam werden zu können“, so
Thomas Feltes. „Außerdem müssen die Einsatzkräfte sensibilisiert werden, Übergriffe jeglicher Art zu melden. Nur auf dieser
Datenbasis können sinnvolle Präventionsmaßnahmen angeboten und ihr Erfolg evaluiert werden.“
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Angriff gegen Rettungskräfte - Ein grundlegender Beschluss des OLG Hamm

Verbale oder auch tätliche Angriffe auf Einsatzkräfte der Feuerwehren und des
Rettungsdienstes sind – leider – an der Tagesordnung. Schon im Jahr 2011 hatte
der Gesetzgeber auf diese Situation reagiert und in § 115 Absatz 3 Satz 1
Strafgesetzbuch (StGB) festgelegt, dass derjenige, der bei Unglücksfällen,
gemeiner Gefahr oder Not Hilfeleistende der Feuerwehr, des
Katastrophenschutzes, eines Rettungsdienstes, eines ärztlichen Notdienstes
oder einer Notaufnahme durch Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt behindert,
bestraft werden kann.

Mit einer solchen Fallgestaltung hatte sich das OLG Hamm jetzt in einem
Revisions-Verfahren zu befassen. In seinem Beschluss vom 10.03.2022
(Aktenzeichen 4 RVs 2/22) hat das Gericht grundlegende Ausführungen zur Anwendung des § 115 Absatz 3 Satz 1 StGB
gemacht.

SACHVERHALT (vereinfacht dargestellt) 

Eine Radfahrerin war gestürzt und hatte sich eine stark blutende Kopfverletzung
zugezogen. Ein Ersthelfer hielt mit seinem PKW in Höhe der Unfallstelle an und
begann mit Erste-Hilfe- Maßnahmen. Die etwas später eintreffenden
Polizeibeamten stellten ihren Streifenwagen diagonal gegenüber dem Fahrzeug
des Ersthelfers ab. Zwischen beiden Fahrzeugen war eine hinreichende Lücke, so
dass der Verkehr vorbeifließen konnte.

Der Angeklagte, den offensichtlich das am Fahrbahnrand abgestellte Fahrzeug
des Ersthelfers störte, fuhr mit seinem PKW neben dieses Fahrzeug und hielt an.
Hierdurch kam es in allen Richtungen zu einem Rückstau. Den nunmehr am
Unfallort eintreffenden Rettungswagen war die Zufahrt zur verletzten Radfahrerin
versperrt.

Wegen dieses Verhaltens (und wegen Beleidigung/falscher Anschuldigung eines anwesenden Polizeibeamten) wurde der
Angeklagte zu einer Geldstrafe von 110 Tagessätzen verurteilt und es wurde ein viermonatiges Fahrverbot verhängt.

Die Bestrafung hielt der Angeklagte für falsch und wandte sich in einem Revisionsverfahren an das OLG Hamm.

Das OLG Hamm hat die Revision des Angeklagten als unbegründet verworfen und zum Grund der Regelung des § 115 Abs. 3
StGB (unten 1), zum Begriff des „Hilfeleistenden“ (unten 2) sowie zum Begriff „durch Gewalt behindern“ (unten 3) folgende
grundlegenden Ausführungen gemacht: 

1. Grund der Regelung des § 115 Abs. 3 StGB

§ 115 Absatz 3 StGB sanktioniert ein Verhalten, das gesellschaftlich als unethisch und unmoralisch und in keiner Weise
gerechtfertigt angesehen wird, nämlich das gewaltsame Behindern oder gar das Angreifen von Rettungskräften bei ihrem
Bemühen um Hilfeleistung in Notfällen 
Gerade wegen der Verwerflichkeit dieser Handlungen hat sich der Gesetzgeber entschieden, den Schutz des § 113 StGB
(Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte) auch auf Mitarbeiter von Rettungsdiensten auszudehnen. 
Dem Gesetzgeber ging es namentlich darum, den Respekt und die Wertschätzung für Hilfskräfte zu unterstreichen.

2. Begriff: Hilfeleistende

Die Besatzung eines (herannahenden) Rettungswagens zählt zu
den Hilfeleistenden eines Rettungsdienstes.
Bereits das Hinbewegen der Hilfeleistenden zum Ort der Gefahr ist Teil der Hilfeleistung.
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3. Begriff: Durch Gewalt behindern

Behindern ist das Erschweren des Hilfeleistens in jeder Form
Der Gewaltbegriff in § 115 Absatz 3 StGB entspricht jenem in § 240 StGB und § 113 StGB. Daher genügt auch die Gewalt
gegen Sachen, wenn sie sich mittelbar physisch auf die Person des Hilfeleistenden auswirkt, dieser also einem körperlich
vermittelten Zwang unterliegt.
Gewalt liegt zudem schon dann vor, wenn nur der Weg zum Unfallort versperrt wird oder wenn die Hilfeleistenden einen
nicht unerheblichen Umweg nehmen müssen.
§ 115 Absatz 3 StGB setzt eine endgültige oder auch zeitweise gänzliche Verhinderung der Hilfeleistung nicht voraus. Es
genügt eine nicht ganz unerhebliche Erschwernis, die gerade auf den spezifischen Einwirkungen des eingesetzten
Tatmittels zurückzuführen ist.

Es bleibt zu hoffen, dass diese gerichtliche Entscheidung potenzielle Täter davon abhält, Hilfeleistende bei ihrem Einsatz zu
behindern.

Hinweis:
Der vorstehende Text wurde aus dem Magazin "FEUERWEHReinsatz:nrw 5/2022" entnommen.

Autor: Dr. Klaus Schneider

RW Sicherer Rettungsdienst | RettungswacheTätigkeiten
Angriff gegen Rettungskräfte

www.sicherer-rettungsdienst.de       Seite 63



Quellen

Aktionsplan Gemeinsam gegen Gewalt - Aktionsbündnis zum Schutz von Feuerwehr- und Rettungskräften, Ministerium des
Innern des Landes Nordrhein-Westfalen

Aktionsplan „Gemeinsam gegen Gewalt“

Feuerwehrleute und Rettungskräfte sollen besser vor Gewalt geschützt werden. Das ist das Ziel des Aktionsplans „Gemeinsam
gegen Gewalt“. In einer gemeinsamen Erklärung bekräftigten die Initiatoren des Aktionsplans ihre Solidarität mit den
Einsatzkräften im Land. „Gemeinsam gegen Gewalt“ ist eine Initiative des nordrhein-westfälischen Innenministeriums, des
Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales, der Unfallkasse NRW, der komba gewerkschaft nrw, des Verbandes der
Feuerwehren NRW, des Städtetages NRW, des Landkreistages NRW und des Städte- und Gemeindebundes NRW. Zu den ersten
Maßnahmen des Plans gehört der bereits umgesetzte Meldeerlass des Innenministeriums. Arbeitgeber von Rettungskräften
sind seitdem verpflichtet, Fälle von Gewalt gegenüber Einsatzkräften und vorsätzliche Beschädigung von Einsatzfahrzeugen
und Geräten zu melden. Auf dieser Grundlage wird nun regelmäßig valides Zahlenmaterial erhoben und ausgewertet.

In den kommenden drei Jahren sollen weitere Maßnahmen schrittweise umgesetzt werden, darunter die Einführung eines
sogenannten „Kümmerers“ nach dem Vorbild von psychologischen Unterstützungsteams, die Aufnahme des Bereichs Gewalt
gegen Einsatzkräfte in die Gefährdungsbeurteilung der Betriebe und Unternehmen sowie eine verstärkte Aus- und Fortbildung:
Die Einsatzkräfte sollen so auf gefährliche und gewalttätige Situationen besser vorbereitet werden. In den Fokus genommen
werden hierbei nicht nur körperliche Übergriffe, sondern auch andere Formen nonverbaler oder verbaler Gewalt wie Drohungen
oder Beleidigungen. Regelmäßige Runde Tische der am Aktionsplan beteiligten Institutionen sollen weitere Maßnahmen
erarbeiten und auf aktuelle Entwicklungen reagieren.  

„Gewalt gegen Einsatzkräfte ist nicht hinnehmbar. Wir müssen gerade diejenigen schützen, die täglich für uns den Kopf
hinhalten. Deshalb helfen wir unseren Einsatzkräften mit konkreten Maßnahmen, die ihre Sicherheit deutlich verbessern
sollen“, so Innenminister Herbert Reul.

Gesundheitsminister Karl-Josef Laumann: „Wenn Retter zum Opfer werden, dann läuft in unserer Gesellschaft etwas gewaltig
schief! Rettungskräfte verdienen unsere Solidarität und unseren Schutz. Deshalb müssen wir gemeinsam alles dafür tun, die
Rahmenbedingungen für die Sicherheit unserer Rettungskräfte zu verbessern.“

Grundlage für den Aktionsplan war eine in Zusammenarbeit mit der Ruhr-Universität Bochum durchgeführte Studie. Die
Befragung der Einsatzkräfte hatte ergeben, dass jeder achte Teilnehmer schon einmal Opfer von körperlicher Gewalt geworden
ist. Aus den Ergebnissen wurden fünf Handlungsfelder erarbeitet, die schrittweise umgesetzt werden sollen.

„Wir benötigen zunächst verlässliche Zahlen über die Häufigkeit von Gewalt an Einsatzstellen. Nur so können wir die Dimension
des Problems realistisch bewerten“, sagt Bernd Schneider, stellvertretender Vorsitzender des Verbandes der Feuerwehren in
Nordrhein-Westfalen.

„Gemeinsam mit den Betrieben macht sich die Unfallkasse NRW im Sinne des präventiven Schutzes der Einsatzkräfte vor
gewalttätigen Übergriffen stark. Daher haben wir das Thema „Gewalt“ zum Bestandteil von Gefährdungs-beurteilungen eines
jeden Arbeitsplatzes gemacht. Auf unseren Internetportalen „Sichere Feuerwehr“ und „Sicherer Rettungsdienst“ bieten wir
dafür u.a. Checklisten an, die es Arbeitgebern erleichtern eine derartige Gefährdungsbeurteilung zu erstellen“, erklärt Gabriele
Pappai, Geschäftsführerin der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen.

Nach der umfassenden Evaluierung der Studienergebnisse soll vor allem das Thema Gewaltprävention nochmals verstärkt
Eingang in die Aus- und Weiterbildung von Führungs- und Einsatzkräften finden. „Sprachlosigkeit ist kein probates Mittel zum
Schutz unserer Feuerwehr- und Rettungskräfte. Stattdessen tragen wir mit geeigneten Maßnahmen zu ihrer Sicherheit bei. Dazu
gehört ein passgenaues Aus- und Weiterbildungskonzept, damit die Kolleginnen und Kollegen präventiv im Umgang mit
derartigen Gefahrenlagen geschult werden und entsprechende Handlungskompetenzen erlernen“, sagt Andreas Hemsing,
Landesvorsitzender der komba gewerkschaft nrw.

Eine erste Evaluierung ist für das erste Quartal 2021 vorgesehen. „Alle Beteiligten nehmen die Herausforderung ernst.
Gewaltprävention ist eine Aufgabe, die sich dauerhaft stellt. Das sind wir den Einsatzkräften bei Feuerwehren und
Rettungsdiensten schuldig. Wir müssen daher die 1Entwicklung und die Wirksamkeit der verabredeten Maßnahmen sowie
deren Erweiterung auf andere Personengruppen ständig überprüfen", sagten die Hauptgeschäftsführer der kommunalen
Spitzenverbände in Nordrhein-Westfalen, Helmut Dedy (Städtetag), Dr. Martin Klein (Landkreistag) und Dr. Bernd Jürgen
Schneider (Städte- und Gemeindebund).

Hier: Der gesamte Aktionsplan „Gemeinsam gegen Gewalt - Aktionsbündnis zum Schutz von Feuerwehr- und Rettungskräften
zum Download.
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Gesprächsrunde mit konkreten Hilfestellungen für Feuerwehr und Rettungsdienst

Zahlreiche Zuschauerinnen und Zuschauer verfolgten am Mittwoch (1.3.) die Online-Veranstaltung "DIE SICHERE STUNDE". Auf
Einladung des Präventionsnetzwerks #sicherimDienst begrüßte Moderatorin und Koordinierungsgruppenmitglied Susanne
Aumann Expertinnen und Experten sowie Einsatz- und Führungskräfte der Feuerwehr und des Rettungsdienstes im "Dortmunder
U" in Dortmund. weiterlesen ...

Mit Ihrem Engagement und Ihrer Arbeit leisten Sie täglich einen wichtigen Beitrag für unsere Gesellschaft. Sie sorgen dafür,
dass die Menschen in Nordrhein-Westfalen gut leben können, und bilden damit einen Grundpfeiler unseres Gemeinwesens.

Doch immer häufiger werden Sie mit aggressivem Verhalten, verbalen Anfeindungen und physischen Angriffen konfrontiert,
zum Beispiel als Einsatz-, Rettungs- oder Vollzugskräfte, Lehrerinnen und Lehrer, Erzieherinnen und Erzieher, Mitarbeitende in
Behörden mit Publikumsverkehr oder Bedienstete im ÖPNV. Es kommt zu Beleidigungen, Bedrohungen bis hin zu körperlicher
Gewalt. Berichte von Übergriffen auf Beschäftigte im öffentlichen Dienst sind traurige Realität.

www.sicherimdienst.nrw
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Meldesystem für Gewalt gegen Einsatzkräfte - „IMEG-Portal“ geht an den Start

Einsatzkräfte des Rettungsdienstes und der Feuerwehr sind ein wichtiger
Bestandteil unserer Gesellschaft. Rund um die Uhr sind sie für die Bürgerinnen
und Bürger in Nordrhein-Westfalen im Einsatz und üben einen interessanten und
erfüllenden Beruf aus, in dem sie Menschen in Notfällen zur Seite stehen und
Leben retten. Leider werden Einsatzkräfte bei der Ausübung ihrer Tätigkeit auch
mit Respektlosigkeiten und sogar Gewaltübergriffen konfrontiert. ...

Meldesystem für Gewalt gegen Einsatzkräfte - „IMEG-Portal“
Innovative Melde- und Erfassungssystem Gewaltübergriffe (IMEG)
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Gewaltprävention in Rettungsdiensten in NRW – Ergebnisse der Überwachungs-Schwerpunkt​aktion 2019/2020 

Die Gewaltprävention ist für Rettungsdienste ein wichtiges Thema im Arbeits- und Gesundheitsschutz.

Einsatzkräfte beim Rettungsdienst werden häufig von Personen gestört und teilweise auch Opfer gewalttätiger Übergriffe.
Beschimpfungen, Drohungen oder gar körperliche Übergriffe durch Patientinnen und Patienten, ihre Angehörigen oder
Schaulustige, gehören für viele Versicherte zum Arbeitsalltag.

Zu diesem Ergebnis kam 2012 die Studie „ Gewalt gegen Rettungskräfte - Bestandsaufnahme zur Gewalt gegen Rettungskräfte
in Nordrhein-Westfalen“, die am Lehrstuhl für Kriminologie, Kriminalpolitik und Polizeiwissenschaft der Ruhr-Universität
Bochum in Kooperation mit der Unfallkasse NRW durchgeführt wurde. Zu einem ähnlichen Ergebnis kam auch 2017 die
Folgestudie „Gewalt gegen Einsatzkräfte der Feuerwehren und Rettungsdienste in Nordrhein-Westfalen “, die ebenfalls von der
Ruhr-Universität Bochum durchgeführt und vom Ministerium des Innern NRW, dem Ministerium für Arbeit, Gesundheit und
Soziales NRW, der Unfallkasse NRW und der komba gewerkschaft nrw in Auftrag gegeben wurde.

Die Gewaltprävention muss von Arbeitgebenden der Rettungsdienste in der Gefährdungsbeurteilung berücksichtigt werden. Auf
dieser Grundlage sind entsprechende Arbeitsschutzmaßnahmen zu ergreifen.

Durchführung der Befragung

Um Rettungsdienste bei der Gefährdungsbeurteilung zu unterstützen, wurde von der Abteilung „Gesundheitsdienst, Feuerwehr,
Hilfeleistung und Ehrenamt“ der Unfallkasse NRW eine Checkliste entwickelt. Die Checkliste wurde an die hier befragten
Rettungsdienste verschickt und in das Portal „Sicherer Rettungsdienst“ eingestellt. Der Fragebogen kann von den
Betriebsstätten der Rettungsdienste („Rettungsdienste“, „Rettungswachen“) zur Überprüfung der eigenen
Gefährdungsbeurteilung genutzt werden.

Der Fragebogen ist so aufgebaut, dass bei mit „Ja“ beantworteten Fragen angenommen werden kann, dass die Standards für
Sicherheit und Gesundheit der Versicherten ausreichend berücksichtigt werden. Bei nicht mit „Ja“ beantworteten Fragen sind
Arbeitgebende aufgefordert das Arbeitsschutzniveau zu überprüfen und ggf. anzupassen.

Die Befragung wurde in den Jahren 2019/2020 durchgeführt. Insgesamt wurden über 100 Rettungswachen, die bei der
Unfallkasse NRW gesetzlich unfallversichert sind, durch die jeweils zuständige Aufsichtsperson befragt. Die Befragungen
wurden vor Ort, schriftlich oder auch telefonisch durchgeführt.

Hinweise zur Auswertung der Ergebnisse

Die im weiteren Text und in den Balkendiagrammen dargestellten Werte wurden durch die o. g. Befragungen gewonnen.

Ins Fazit fließen neben den Ergebnissen der Befragungen auch die vor Ort geäußerten Meinungen und Erkenntnisse aus
vorherigen Präventionsaktivitäten sowie aus den zitierten Studien mit ein.

Gewaltprävention in Rettungsdiensten (105 ausgewertete Bögen)

Unternehmensleitbild/Gefährdungsbeurteilung Antworten "Ja"

 
Besitzt der „Betrieb“ ein Unternehmensleitbild?

 
91 %

 
Wird das Thema „Sicherheit und Gesundheit“ der Beschäftigten im
Unternehmensleitbild berücksichtigt?

 
64 %

 
Werden zur Erstellung der Gefährdungsbeurteilung auch mögliche Amokläufe,
terroristische Lagen (oder sonstige besondere Einsatzlagen) berücksichtigt?

 
31 %
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Vor Aufnahme der Tätigkeit Antworten "Ja"

 
Wird vor Aufnahme der Tätigkeit über die Möglichkeit von Übergriffen (tätlich, verbal,
nonverbal) informiert?

 
59 %

 
Wird vor Aufnahme der Tätigkeit zum Verhalten zur Vermeidung von Übergriffen
unterwiesen?

 
68 %

 
Wird diese Unterweisung dokumentiert?

 
46 %

 
Wird vor Aufnahme der Tätigkeit zum Verhalten nach einem Übergriff unterwiesen?

 
67 %

 
Wird diese Unterweisung dokumentiert?

 
42 %

Falls Übergriffe stattgefunden haben Antworten "Ja"

 
Gab es im letzten Jahr Übergriffe auf Einsatzkräfte?

 
77 %

 
Werden die Übergriffe dokumentiert?

 
77 %

 
Ist der betriebsinterne Meldeweg festgelegt und bekannt?

 
97 %

 
Erstellen Arbeitgebende eine Strafanzeige, wenn Einsatzkräfte einen für sie
belastenden Übergriff (tätlich, verbal, nonverbal) erleiden?

 
83 %

 
Werden alle Einsatzkräfte im Rahmen der regelmäßigen Arbeitsschutzunterweisung
gemäß § 12 des Arbeitsschutzgesetzes jährlich, oder bei Bedarf auch unterjährig,
unterwiesen?

 
51 %

 
Werden diese Unterweisungen dokumentiert?

 
40 %

 
Gibt es PSU-Teams (psychosoziale Unterstützung)/kollegiale Helferinnen und Helfer
zur Unterstützung zur Vermeidung einer möglichen Traumatisierung nach einem
Übergriff?

 
95 %

 
Werden Supervisionen für PSU-Teammitglieder/kollegiale Helferinnen und Helfer
durchgeführt?

 
48 %
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Interne Kommunikation und Austausch mit anderen Behörden Antworten "Ja"

 
Gibt es Maßnahmen zur Verbesserung der Kommunikation zwischen der Leitstelle
und den Einsatzkräften, z. B. durch standardisierte Abfragen,
Stichwortvereinbarungen o. ä.?

 
57 %

 
Gibt es Regelungen mit Arbeitgebenden zum Einsatzverhalten bei
Gefährdungssituationen – Rückzug?

 
64 %

 
Gibt es Vereinbarungen mit der Polizei, z. B. zum Verhalten bei bestimmten
Einsatzlagen?

 
52 %

Kontextbezogenen Fortbildungen Antworten "Ja"

 
Gibt es kontextbezogene Fortbildungen z. B. zu(r)  

 
… Kommunikations- und Deeskalationstechniken?

 
85 %

 
… Abwehrtechniken?

 
65 %

 
… „Drogen“ und „Suchtmitteln“ bei Patientinnen und Patienten?

 
66 %

 
… kulturellen, religiösen, migrationsspezifischen Besonderheiten?

 
55 %

 
…rechtlichen Aufklärung zum Thema „Notwehr“?

 
64 %

Schutzausrüstung Antworten "Ja"

 
Werden auf Grundlage des Ergebnisses der Gefährdungsbeurteilung Schutzwesten
oder andere Schutzausrüstungen zur Verfügung gestellt?

 
14 %

 
Werden die Schutzwesten/Schutzausrüstungen bei Bedarf getragen?

 
14 %

Unfallkasse NRW Antworten "Ja"

 
Ist der Meldeweg zur Unfallkasse NRW bekannt?

 
91 %

 
Sind die Leistungen (fünf probatorische Sitzungen, kurzfristige Vermittlung einer
therapeutischen Hilfe) der Unfallkasse NRW bekannt?

 
49 %
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Gewaltprävention – Ergebnisse der Befragung

Die Betriebe wurden befragt, ob sie ein Unternehmensleitbild besitzen. Dies bejahten 91 % der Rettungsdienste. Insgesamt
berücksichtigten 64 % der Rettungsdienste das Thema in ihrem Leitbild.

In 59 % der Rettungsdienste wurde vor Aufnahme der Tätigkeit über die Möglichkeit von tätlichen, verbalen oder auch
nonverbalen Übergriffen informiert. Vor Aufnahme der Tätigkeit wurde zum Verhalten zur Vermeidung von Übergriffen zu 68 %
und zum Verhalten nach Übergriffen zu 67 % unterwiesen. Weniger als die Hälfte von den durchgeführten Unterweisungen
wurde dokumentiert.

Im letzten Jahr vor der Befragung gab es in 77 % der Rettungsdienste Übergriffe in tätlicher, verbaler oder nonverbaler Form auf
Einsatzkräfte. Wenn Übergriffe stattfanden, wurden sie dokumentiert. Auch der betriebsinterne Meldeweg war nahezu in allen
Einheiten festgelegt und bekannt (97 %). Wenn Einsatzkräfte einen für sie belastenden Übergriff erlitten, stellten
Rettungsdienste zu 83 % eine Strafanzeige bei der Polizei.

In 51 % der Fälle wurden alle Einsatzkräfte im Rahmen der regelmäßigen Arbeitsschutzunterweisung gemäß § 12 des
Arbeitsschutzgesetzes jährlich, oder bei Bedarf auch unterjährig, zum Thema „Gewaltprävention“ unterwiesen. 40 % dieser
Unterweisungen wurden dokumentiert.

PSU-Teams (psychosoziale Unterstützung) oder kollegiale Helferinnen und Helfer zur Unterstützung zur Vermeidung einer
möglichen Traumatisierung nach einem Übergriff waren fast immer vorhanden (95 %). Supervisionen für PSU-Teammitglieder
oder kollegiale Helferinnen und Helfer wurden zu 48 % durchgeführt.

Maßnahmen zur Verbesserung der Kommunikation zwischen der Leitstelle und den Einsatzkräften, z. B. durch standardisierte
Abfragen, Stichwortvereinbarungen o. ä., wurden bei 57 % der Rettungswachen ergriffen. Dies lag ungefähr im gleichen Bereich
wie die Regelungen zum Einsatzverhalten bei Gefährdungssituationen, die einen Rückzug erfordern (64 %). Vereinbarungen mit
der Polizei, z. B. zum Verhalten bei bestimmten Einsatzlagen, gab es bei 52 % der befragten Rettungswachen.

Bei 31 % der Rettungsdienste wurden mögliche Amokläufe, terroristische oder sonstige besondere Einsatzlagen bei der
Erstellung der Gefährdungsbeurteilung nach dem Arbeitsschutzgesetz berücksichtigt.

Lediglich 14 % der Rettungsdienste stellten Schutzwesten oder andere Schutzausrüstungen aufgrund der
Gefährdungsbeurteilung zur Verfügung. Wenn Schutzwesten oder andere Schutzausrüstungen zur Verfügung gestellt wurden,
wurden diese bei Bedarf auch immer getragen.

Auch das Feld der kontextbezogenen Fortbildungen wurde näher beleuchtet. Fortbildungen in Bereichen der Kommunikations-
und Deeskalationstechniken wurden in Rettungsdiensten zu 85 % durchgeführt. Abwehrtechniken wurden in 65 % der Wachen
geschult. Qualifizierungen zu den Stichwörtern „Drogen“ und „Suchtmittel“ fanden zu 66 % statt. Informationen zu kulturellen,
religiösen und migrationsspezifischen Besonderheiten wurden zu 55 % vermittelt. Schulungen zur rechtlichen Aufklärung zum
Thema „Notwehr“ fanden zu 64 % statt.

Die Rettungsdienste wurden auch zur Unfallkasse NRW befragt. Hier antworteten 91 %, dass der Meldeweg von Übergriffen zur
Unfallkasse NRW bekannt sei. Zu 49 % waren die Leistungen der Unfallkasse NRW, wie z. B. die Inanspruchnahme von fünf
probatorischen Sitzungen bzw. die kurzfristige Vermittlung einer therapeutischen Hilfe, bekannt.

Fazit – Stand der Gewaltprävention 

Im Vergleich zu früheren Jahren sind Einsatzkräfte heute häufiger auch vor Beginn der Tätigkeit darüber informiert, dass es im
Dienst zu tätlichen, verbalen oder nonverbalen Übergriffen kommen kann. Dieser positive Trend ist auch bei den
Unterweisungen zu erkennen. Trotzdem gibt es hier noch Verbesserungspotential, denn nicht alle Einsatzkräfte haben bisher
Informationen oder Unterweisungen erhalten, die sie auf einen Übergriff und geeignete Maßnahmen zur Prävention vorbereiten.
Die jährlichen Wiederholungsunterweisungen zum Arbeitsschutz wurden nur bei der Hälfte der Rettungsdienste durchgeführt.

Wenn Übergriffe stattfanden, wurden diese dokumentiert. Der betriebsinterne Meldeweg war festgelegt und bekannt. Die
Bereitschaft der Rettungsdienste eine Strafanzeige zu stellen, wenn Einsatzkräfte einen für sie belastenden Übergriff erleiden,
war ebenfalls sehr hoch. Auch PSU-Teams (psychosoziale Unterstützung)/kollegiale Helferinnen/Helfer zur Unterstützung nach
einem Übergriff waren fast immer vorhanden. Supervisionen für PSU-Teammitglieder/kollegiale Helferinnen und Helfer wurden
hingegen deutlich weniger durchgeführt. In diesem Bereich insgesamt hat sich in den letzten Jahren offensichtlich einiges
verbessert.

Die Maßnahmen zur Verbesserung der Kommunikation zwischen der Leitstelle und den Einsatzkräften, z. B. durch
standardisierte Abfragen, Stichwortvereinbarungen o. ä., können hingegen noch weiter vorangetrieben werden, ebenso wie die
Regelungen zum Einsatzverhalten bei Gefährdungssituationen – Rückzug.
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Das Verhalten in Notfallsituationen muss verbessert werden. Hier sind Maßnahmen dringend erforderlich! Es fehlten in vielen
Fällen Einsatzpläne für Notfälle, wie Amokläufe und terroristische Lagen, sowie Absprachen mit der Polizei zum Verhalten bei
gefährlichen Einsatzlagen. Ebenso wurden bei gefährlichen Einsätzen nur in wenigen Fällen Schutzwesten zur Verfügung
gestellt.

Des Weiteren sind die näheren Umstände von Übergriffen und aggressiven Verhaltensweisen systematisch zu analysieren und
aus den gewonnenen Erkenntnissen geeignete Schutzmaßnahmen abzuleiten. Dies ist insbesondere eine gemeinsame Aufgabe
für Fachkräfte für Arbeitssicherheit und betriebsärztliche Betreuungen, die laut Arbeitssicherheitsgesetz mit der Untersuchung
von Arbeitsunfällen und arbeitsbedingten Erkrankungen betraut sind (Untersuchungen nach traumatischen Ereignissen).

Die Analyse soll den Verantwortlichen im Unternehmen vorgestellt und Arbeitsschutzmaßnahmen zur Verhütung der
Arbeitsunfälle und arbeitsbedingten Erkrankungen vorgeschlagen werden (Arbeitssicherheitsgesetz §§ 3 und 6).

Da das Angebot der probatorischen Sitzungen nach einem Übergriff in den Rettungsdiensten z. T. noch nicht bekannt war, soll
an dieser Stelle auf die Broschüre S 66 der Unfallkasse NRW „Notfallmanagement nach psychisch belastenden
Extremsituationen am Arbeitsplatz“ hingewiesen werden.
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Psychische Erkrankungen sind in den letzten Jahren immer häufiger der Grund für Krankschreibungen und krankheitsbedingte
Frühberentungen. Trotz rückläufiger Krankenstände in den letzten Jahren wächst der relative Anteil psychischer Erkrankungen
am Arbeitsunfähigkeitsgeschehen. Er kletterte in den vergangenen 40 Jahren von zwei Prozent auf 16,6 Prozent (BKK
Gesundheitsreport, 2018).

Aber auch unabhängig von Fehlzeiten wirken sich psychische Belastungen auf die Gesundheit und auf die Leistungsfähigkeit
der Beschäftigten aus.

In der Gefährdungsbeurteilung werden psychische Belastungsfaktoren oft vernachlässigt. Dies liegt zum einen möglicherweise
daran, dass die Gefährdungen sich nicht einfach ermitteln lassen, da die Beanspruchung durch psychische Belastungsfaktoren
individuell sehr unterschiedlich ist. Auch die Schutzmaßnahmen sind komplex und vielschichtig und in der Umsetzung
aufwendiger als etwa der Schutz vor Infektionsgefahren. Gleichwohl muss auch diese Gefährdungsart angemessen in der
Gefährdungsbeurteilung berücksichtigt werden, vor allem im Interesse des Unternehmens selbst.

Was sind maßgebliche psychische Belastungsfaktoren?
Die Tätigkeit selbst kann belastend wirken, etwa wenn

die Beschäftigten nicht ausreichend qualifiziert sind
die Arbeitsmenge in der vorgegebenen Zeit nicht zu bewältigen ist
die Aufgaben ungleich auf die Beschäftigten verteilt sind
die Beschäftigten bei der Aufgabenerfüllung keinen oder wenig Handlungs- und Entscheidungsspielraum haben
der Sinn einer Tätigkeit von den Beschäftigten nicht nachvollzogen werden kann

Auch die Arbeitsumgebung und die Arbeitsbedingungen können belastend sein
oder verstärkend wirken, etwa wenn

die Arbeit häufig unterbrochen werden muss
Lärm, schlechtes Licht, ungünstige Klimabedingungen oder räumliche Enge
die Arbeit erschweren
Pausen nicht in Anspruch genommen werden können
häufig Überstunden anfallen
die Beschäftigten häufig aus der Freizeit (Wochenende, Urlaub) geholt
werden
benötigte Arbeitsmittel, Hilfsmittel und Schutzausrüstungen fehlen
den Beschäftigten Informationen fehlen, die sie zur Bewältigung ihrer
Aufgaben benötigen

Großen Einfluss haben in diesem Zusammenhang auch die sozialen
Beziehungen. Ungünstig auf das psychische und soziale Wohlbefinden wirkt es
sich aus, wenn

die und der Einzelne vom Team oder vom Vorgesetzten nicht unterstützt wird
die Beschäftigten bei Entscheidungen sowie bei der Arbeitsplanung und -
gestaltung keine Mitsprachemöglichkeit haben
das Verhältnis unter den Beschäftigten oder zum Vorgesetzten oft gereizt ist
es an Vertrauen und gegenseitiger Wertschätzung im Team fehlt
häufig Konflikte auftreten (intern/extern)
berufliche Entwicklungsmöglichkeiten fehlen
das Führungsverhalten wenig mitarbeiterorientiert ist

Viele dieser Belastungsfaktoren erscheinen auf den ersten Blick harmlos. Es ist
die Summe der Belastungen, die zu einer psychischen Fehlbelastung und zu
gesundheitlichen Beeinträchtigungen führen kann. Daher ist es durchaus
lohnenswert, einzelne Belastungsfaktoren zu reduzieren, um damit die
Gesamtbelastung für die Beschäftigten in verträglichen Grenzen zu halten.
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Quellen

Traumatisierende Ereignisse in Gesundheitsberufen, DGUV Information 207-012
Psychische Belastungen – Handlungskonzept zur Gefährdungsbeurteilung, M41
Hilfe gegen Mobbing am Arbeitsplatz, INQA
Stressreport Deutschland 2012, BauA
Leitlinien über den respektvollen und gewaltarmen Umgang mit Patienten und Kollegen
Moderierte Gefährdungsbeurteilung
Betriebsklima und Gesundheit systematisch messen – Anleitung für eine Personalbefragung, BAMGW
Gesundheitsfördernd Führen, BGW-Forschung

Zurückgezogen

Psychische Belastungen am Arbeits- und Ausbildungsplatz – ein Handbuch, DGUV Information 206-010

Analyseverfahren für psychische Belastungen
Viele Belastungsfaktoren lassen sich durch Beobachtung ermitteln. So kann z. B.
die Häufigkeit von Überstunden leicht beurteilt werden. Auch häufige
Arbeitsunterbrechungen oder fehlende bzw. nicht ausreichende Arbeitsmittel,
wie beispielsweise Computerarbeitsplätze zur Pflegedokumentation, sind
schnell ausgemacht. Hier können schnell erste Lösungsansätze entwickelt und
umgesetzt werden.

Für eine Analyse und Beurteilung der Belastungssituation insgesamt eignen sich
Mitarbeiterbefragungen. Mitarbeiterbefragungen lassen erkennen, wo
Belastungsschwerpunkte liegen und somit Maßnahmen am dringlichsten sind.

Die Unfallversicherungsträger, aber auch andere professionelle Anbieter bieten
Befragungsinstrumente an, mit denen gezielt die psychischen Belastungen
ermittelt werden können. Je nach Umfang des Angebotes werden nach der
Analyse bereits Handlungsempfehlungen gegeben.

Andere Erfolg versprechende Methoden sind die moderierte
Gefährdungsbeurteilung sowie die Arbeitssituationsanalyse, die sich im Ansatz
sehr ähneln.

Dabei geht es darum, mithilfe einer Moderatorin bzw. eines Moderators
innerhalb einer homogenen Gruppe von Beschäftigten gemeinschaftlich die
wesentlichen Belastungs- und Gefährdungsfaktoren zu ermitteln. Der Vorteil
dieser Vorgehensweise besteht darin, dass die Beschäftigten aus ihrer Sicht
benennen, wodurch sie sich belastet oder gefährdet sehen.

Hieraus ergibt sich ein realitätsnahes Belastungsbild aus der Sicht der
Betroffenen. Wichtig bei dieser Methodik ist es, dass immer nur Beschäftigte
einer Hierarchieebene (nur Führungskräfte, nur Rettungsassistenten usw.) an
dem Workshop teilnehmen, weil sonst die erforderliche Offenheit nicht zustande
kommt.

Das Verfahren ist auch geeignet, gemeinsam mit den Teilnehmern
Lösungsansätze zu entwickeln. Hier kommt dem Unternehmen die
Problemlösungskompetenz der Beschäftigten bezüglich ihres eigenen
Arbeitsplatzes zugute. Voraussetzung ist, dass die Unternehmensleitung
grundsätzlich bereit ist, die Vorschläge der Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu
prüfen und möglichst auch umzusetzen.

Der große Vorteil dieser Methode ist neben dem partizipativen Ansatz die enorme Effizienz. Bereits innerhalb weniger Stunden
können Probleme präzise analysiert und wirksame Verbesserungsmaßnahmen erarbeitet sein.
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Gefährdung

Beim Krankentransport und bei der Notfallrettung sind Einsatzkräfte Gefährdungen
ausgesetzt, die z. B. von Biostoffen (Blut, Sekreten usw.) ausgehen.
Stresssituationen begünstigen ein Verhalten, das die Übertragung von
Krankheitserregern fördern kann. Zeitdruck und schwierige Bedingungen am
Unfallort (Gelände, Witterung, eingeklemmte Unfallopfer) stellen erhebliche
Belastungen bei Notfallfahrten dar. Da oft nur wenige Informationen vorliegen, was
die Helferinnen und Helfer am Einsatzort erwartet, kann die Gefährdung für das
Personal meist erst vor Ort beurteilt werden. Der Infektionsstatus der Patientin bzw.
des Patienten ist in vielen Fällen unbekannt. Auch beim qualifizierten
Krankentransport, bei dem die bzw. der Kranke medizinisch-fachlich betreut wird, können Infektionskrankheiten leicht
übertragen werden. Beim Umsetzen oder Umlagern der Patientin bzw. des Patienten findet ein direkter Körperkontakt statt. Bei
Verschlechterung des Gesundheitszustandes der Patientin bzw. des Patienten muss Erste Hilfe geleistet werden.

Bei der medizinischen Versorgung während des Transports herrschen Bedingungen, die zu einer erhöhten Gefährdung der
Beschäftigten führen können. Mehrere Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter agieren gleichzeitig an der Patientin bzw. am
Patienten. Die Raumverhältnisse sind beengt und auch bei vorsichtiger Fahrweise ist im Rettungsfahrzeug nur ein unruhiges
Arbeiten möglich. Stich- und Schnittverletzungen mit scharfen oder spitzen Gegenständen (Kanülen, Skalpellen oder ähnlichen
Arbeitsgeräten), die durch Patientenblut oder Körperflüssigkeiten verunreinigt waren, sind unter diesen Bedingungen nicht
selten die Folge.

Aber auch Routinetätigkeiten, wie Desinfektionsarbeiten und sonstige Hygienemaßnahmen am Rettungswagen oder in der
Rettungswache, bergen Gefährdungen durch Biostoffe.

Umso wichtiger ist es, mögliche Keimübertragungswege, Tätigkeitsabläufe und die notwendigen Maßnahmen zur Vermeidung
von Infektionen im Voraus zu klären. Hygienisch korrektes und angemessenes Verhalten muss unabhängig vom Einsatz
geschult und gelernt werden. (Text auszugsweise aus: LIA Infektionsgefährdung im Rettungsdienst)

Pflichten des Arbeitgebers

Gefährdungsbeurteilung

Nach dem Arbeitsschutzgesetz und der Unfallverhütungsvorschrift „Grundsätze
der Prävention“, DGUV Vorschrift 1 müssen Arbeitgeber – unabhängig von der
Anzahl der Beschäftigten – eine Gefährdungsbeurteilung für ihren Betrieb
durchführen. Ziel ist die ständige Verbesserung der Sicherheit und Gesundheit
der Beschäftigten. Dazu muss der Arbeitgeber

Gefährdungen am Arbeitsplatz ermitteln und beurteilen,
geeignete Schutzmaßnahmen zu ihrer Vermeidung festlegen und
deren Wirksamkeit regelmäßig überprüfen.

Die gesetzliche Grundlage für das Erkennen von Infektionsgefahren im
Rettungsdienst ist die Biostoffverordnung und die Konkretisierung in der TRBA
250 „Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in der
Wohlfahrtspflege“. Bei Tätigkeiten mit Biostoffen regelt die Biostoffverordnung,
welche Maßnahmen zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit der
Beschäftigten notwendig sind.

Bei entsprechenden Tätigkeiten im Rettungsdienst handelt es sich in der Regel um sogenannte „nicht gezielte Tätigkeiten“, da
sie nicht unmittelbar auf die Biostoffe ausgerichtet sind, die Biostoffe nicht unbedingt der Spezies nach bekannt sind und die
Exposition der Beschäftigten im Normalbetrieb selten bekannt, wenn auch abschätzbar ist (§ 2 Abs. 8, BioStoffV). Diese
Tätigkeiten müssen einer Schutzstufe zugeordnet werden (§ 5 Abs. 1 und Abs. 2, BioStoffV).

Die Schutzstufenzuordnung richtet sich nach der Risikogruppe des Biostoffs, der aufgrund

der Wahrscheinlichkeit seines Auftretens,
der Art der Tätigkeit und
der Art, Dauer, Höhe und Häufigkeit der ermittelten Exposition

den Grad der Infektionsgefährdung der Beschäftigten bestimmt.

Schutzstufe 1
Schutzstufe 2
Schutzstufe 3
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Schutzstufe 4
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zum Verzeichnis sicherer Produkte

In der Notfallrettung und im qualifizierten Krankentransport ist davon auszugehen, dass durch Handlungen an der Patientin
oder am Patienten bzw. durch Kontakt zu Blut, Sekreten und Exkreten nicht gezielte Tätigkeiten mit Mikroorganismen der
Risikogruppen 2 und/oder 3 durchgeführt werden. Bei Tätigkeiten mit erhöhter Infektionsgefährdung (siehe Ziffer 7.1.3 TRBA
250) sind mindestens Maßnahmen der Schutzstufe 2 (Ziffer 4.2 TRBA 250) festzulegen. Ist zu vermuten, dass biologische
Arbeitsstoffe einer höheren Risikogruppe vorliegen oder eine hohe Ansteckungsgefahr z. B. über Aerosole beim Transport
besteht, sind weitergehende Schutzmaßnahmen erforderlich (siehe Ziffern 4.3 und 4.4 TRBA 250 ). Können entsprechende
Tätigkeiten bzw. Gefährdungen ausgeschlossen werden, so ist beim beruflichen Umgang mit Menschen die Schutzstufe 1
(siehe Ziffer 4.1 TRBA 250)  ausreichend.

Zur Vermeidung von Infektionsgefährdungen sind eine Reihe von Schutzmaßnahmen erforderlich, die nachfolgend aufgeführt
und erläutert werden. Auf Grundlage der Gefährdungsbeurteilung ist bei der Erstellung eines Präventionskonzeptes das
sogenannte TOP-Prinzip (technische, organisatorische und persönliche Schutzmaßnahmen) zu berücksichtigen. Gemäß dem
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) bedeutet dies, dass zunächst die technischen und organisatorischen Möglichkeiten zur
Gefährdungsreduzierung genutzt werden müssen und erst nachfolgend persönliche Maßnahmen zu erfolgen haben (§ 4 Ziffer 4
und 5 Arbeitsschutzgesetz). In der Praxis jedoch sind die drei Maßnahmen miteinander verbunden und stehen in
Wechselwirkung zueinander.

Technische Schutzmaßnahmen

Einsatz von Sicherheitsgeräten (z. B. Kanülen)

Ist der Einsatz spitzer und scharfer medizinischer Instrumente notwendig, sind
Arbeitsgeräte mit Sicherheitsmechanismen (im Folgenden „Sicherheitsgeräte“)
zu verwenden, bei denen keine oder eine geringere Gefahr von Stich- und
Schnittverletzungen besteht, soweit dies zur Vermeidung einer
Infektionsgefährdung erforderlich und technisch möglich ist (siehe Portal
Sicherer Rettungsdienst, Verzeichnis sicherer Produkte). Sicherheitsgeräte sind
im Rettungsdienst aufgrund erhöhter Infektionsgefährdung (siehe Ziffer 7.1.3
TRBA 250) oder Unfallgefahr einzusetzen.

Es ist zu vermeiden, in einem Arbeitsbereich für vergleichbare Tätigkeiten
sowohl Sicherheitsgeräte als auch herkömmliche Instrumente einzusetzen. Dies
könnte zu Fehlbedienungen führen. Sicherheitsgeräte zur Verhütung von Stich-
und Schnittverletzungen müssen eine Reihe von Anforderungen erfüllen (siehe
Ziffer 4.2.5 (4) Nr.34 TRBA 250).

Die Auswahl der Sicherheitsgeräte hat anwendungsbezogen zu erfolgen, insbesondere unter dem Gesichtspunkt der
Handhabbarkeit und Akzeptanz durch die Beschäftigten. Die Vorgehensweise sollte entsprechend Ziffer 4.2.5 (4) Nr.4 TRBA
250 erfolgen.

Es ist sicherzustellen, dass die Beschäftigten die Sicherheitsgeräte richtig anwenden können. Dazu ist es notwendig, über die
Sicherheitsgeräte zu informieren und deren Handhabung in der praktischen Anwendung zu vermitteln. (siehe Ziffer 4.2.5(4)
Nr.6 TRBA 250)

Gebrauchte Kanülen dürfen nicht in die Kanülenabdeckung (Schutzkappe) zurückgesteckt werden. Sie dürfen auch nicht
verbogen oder abgeknickt werden, es sei denn, diese Manipulation dient der Aktivierung einer integrierten Schutzvorrichtung.
Der Sicherheitsmechanismus darf nicht durch Manipulationen außer Kraft gesetzt werden. (siehe Ziffer 4.2.5(5) TRBA 250)

Gebrauchte spitze und scharfe medizinische Instrumente einschließlich derer mit Sicherheitsmechanismus sind unmittelbar
nach Gebrauch durch Anwendende in Abfallbehältnissen zu sammeln. Die Abfallbehältnisse müssen den Abfall sicher
umschließen. Dabei sind die Behälter so nah wie möglich am Verwendungsort der spitzen, scharfen oder zerbrechlichen
medizinischen Instrumente aufzustellen. Sie dürfen nicht umgefüllt werden. Die Abfallbehältnisse müssen den Vorgaben der
Ziffer 4.2.5 (6) TRBA 250 entsprechen. Gefüllte Abfallbehältnisse sind sicher zu entsorgen.

Reinigung und Desinfektion des Einsatzfahrzeuges

Beim Patiententransport im Rettungsdienst ist eine Keimverschleppung über die Hände oder ein Keimaustrag über die Luft auch
in die weitere Umgebung des Krankenwagens nicht auszuschließen. Eine (umfassende) Desinfektion ist daher nach jedem
Patiententransport unerlässlich. In der Betriebsanweisung und im Hygieneplan sind die entsprechenden Maßnahmen
(entsprechend Schutzstufe 2, siehe Ziffer 3.4.2 (2) TRBA 250) - wann und wie häufig – festzulegen. Zusätzlich ist eine
Arbeitsanweisung zu erstellen, da es sich um eine Tätigkeit mit erhöhter Infektionsgefährdung handelt (siehe
Biostoffverordnung §14 (4)). Informationen zur Auswahl aus Sicht des Arbeitsschutzes und zum sicheren Umgang mit
Desinfektionsmitteln können der Prävention chemischer Risiken beim Umgang mit Desinfektionsmitteln im Gesundheitswesen,
DGUV Information 207-206 entnommen werden.
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Reinigung von Arbeits- und S chutzkleidung

Die benutzte Wäsche ist bei Tätigkeiten mit Infektionsgefährdung unmittelbar im
Arbeitsbereich in ausreichend widerstandsfähigen und dichten sowie eindeutig
gekennzeichneten Behältnissen zu sammeln. Die getragene Schutzkleidung darf
keinesfalls zur Reinigung mit nach Hause genommen werden. Nach der
Aufbereitung der Wäsche muss diese frei von Keimen sein, die Infektionen
auslösen können (Ziffer 5.5 TRBA 250). Nähere Angaben zum " Umgang mit
Wäsche aus Bereichen mit erhöhter Infektionsgefährdung" gibt die DGUV
Information 203-084, siehe auch Anhang 2 DGUV Regel 105-003 „Benutzung
persönlicher Schutzausrüstung im Rettungsdienst“.

Aufbereitung von Medizinprodukten

Die Aufbereitung von Medizinprodukten soll eine Infektionsgefährdung
ausschließen. Sie umfasst die Vorbereitungen für Reinigung und Desinfektion
(bzw. Sterilisation) und deren Umsetzung. Bei der Aufbereitung mit
Körperflüssigkeiten kontaminierter Medizinprodukte handelt es sich in der Regel um Tätigkeiten der Schutzstufe 2. Dies gilt
insbesondere bei der Aufbereitung invasiv gebrauchter Medizinprodukte. Bei Instrumenten, die bei Patienten mit bekannten
Erkrankungen durch Erreger der Risikogruppe 3 eingesetzt waren, sind entsprechend der Übertragungswege ggf. zusätzliche
Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Hinweise zu den grundsätzlichen Anforderungen sind in der Ziffer 5.4 TRBA 250 nachzulesen. 

Abfallentsorgung

Siehe in diesem Portal Fachartikel Desinfektionsbereich

Organisatorische Schutzmaßnahmen

Betriebs- und Arbeitsanweisungen

Für Tätigkeiten, bei denen die Gesundheit der Beschäftigten gefährdet wird, muss die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Betriebs- und Arbeitsanweisungen zur Verfügung stellen. Für den Rettungsdienst können für
diese Anweisungen die Vorgaben nach der BioStoffV verwendet werden. Hinweise zum erforderlichen Inhalt einer
Betriebsanweisung werden in der Ziffer 7.1.1 der TRBA 250 gegeben. Ein Beispiel für eine Betriebsanweisung findet sich im
Anhang 9 der TRBA 250.

Arbeitsanweisungen sind erforderlich für Tätigkeiten mit erhöhter Infektionsgefährdung wie Instandhaltungs- und
Reinigungsarbeiten in oder an kontaminierten Arbeitsmitteln, z. B. Rettungswagen, und bei Tätigkeiten, bei denen
erfahrungsgemäß eine erhöhte Unfallgefahr besteht (§ 14 Abs. 4 BioStoffV).

Eine Arbeitsanweisung regelt detailliert, wie bestimmte Arbeitsaufgaben durchzuführen sind. Arbeitsanweisungen sind an
einen Arbeitsplatz oder einen bestimmten Prozess gebunden. Sie enthalten verfahrenstechnische Angaben sowie bei Bedarf
auch Sicherheitsanweisungen.

Hygieneplan 

Bei Tätigkeiten mit Biostoffen in Einrichtungen des Gesundheitsdienstes müssen
insbesondere Hygienemaßnahmen eingehalten und im Hygieneplan
berücksichtigt werden. Es ist möglich, die Betriebsanweisung mit dem
Hygieneplan zu kombinieren. Hinweise für die Gestaltung eines Hygieneplans
befinden sich im Anhang 2 der TRBA 250.

Arbeitsplatzbezogene Unterweisung

Im Rettungsdienst muss die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber gemäß § 14 Abs.
2 BioStoffV für eine mündliche Unterweisung der Beschäftigten Sorge tragen.
Beschäftigte, die Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen ausführen, müssen
gemäß Ziffer 7.2 TRBA 250 anhand der Betriebsanweisung und der betrieblichen
Hygienemaßnahmen (Hygieneplan) vor Beginn der Tätigkeiten über die
auftretenden Gefahren und über die erforderlichen Schutzmaßnahmen
unterwiesen werden. Dies gilt auch für Fremdfirmen (Wartungs-,
Instandhaltungs- und Reinigungspersonal) und sonstige Personen (z. B.
Praktikantinnen und Praktikanten). Inhalt und Zeitpunkt der Unterweisungen
sind zu dokumentieren und vom Unterwiesenen durch Unterschrift zu bestätigen.
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Hautschutzplan 

Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber hat einen Hautschutzplan zur Auswahl von Präparaten zu erarbeiten, geeignete Mittel
zur Verfügung zu stellen und bei der Unterweisung die Thematik Hautschutz zu berücksichtigen (Ziffer 4.1.3 TRBA 250).

Verhalten bei Unfällen

Für Beschäftigte, die bei ihren Tätigkeiten durch Stich- und Schnittverletzungen an benutzten spitzen und scharfen
medizinischen Instrumenten oder durch sonstigen Kontakt mit Körperflüssigkeiten, insbesondere Schleimhautkontakt,
gefährdet sind, müssen Maßnahmen nach Nadelstichverletzungen oder entsprechenden Kontakten zur Abwendung und
Eingrenzung einer Infektion festgelegt werden. Die Maßnahmen sind in Abstimmung mit der Betriebsärztin/dem Betriebsarzt
oder einer anderen fachlich geeigneten Person festzulegen (Ziffer 6.1 TRBA 250).

Zu den durchzuführenden Maßnahmen gehören insbesondere:

Unmittelbare Durchführung lokaler Sofortmaßnahmen (Desinfektion, Dekontamination)
Recherchen zur Infektiosität des Indexpatienten, wofür die Zustimmung der Betroffenen erforderlich ist
Benennung einer Stelle, die im Falle einer HIV-, HBV- und HCV-Exposition Maßnahmen der Prophylaxe (PEP) festlegt und
durchführt (z. B. bei einer möglichen HIV Infektion sollte eine PEP möglichst früh, d. h. innerhalb von 1–2 Stunden nach
Exposition, spätestens jedoch nach 24 Stunden, begonnen werden.)
Erhebung des Serostatus des Beschäftigten bei einer möglichen HIV-, HBV- oder HCV-Exposition (serologische Kontrolle)
Festlegung entsprechender Verfahren, falls bei Unfällen mit einer Gefährdung durch andere Biostoffe gerechnet werden
muss (z. B. Patienten mit TSE)

Die Beschäftigten sind zu den festgelegten Maßnahmen zu unterweisen. Es ist insbesondere darauf hinzuweisen, dass jedes in
der Ziffer 6.1.2 TRBA 250 genannte Unfallereignis zu melden ist und bei Erfordernis einer serologischen Kontrolle bzw. PEP die
entsprechende Stelle unmittelbar nach dem Unfall aufzusuchen ist.

Hinweis: Geeignete Stelle ist insbesondere der Durchgangsarzt. Die Benennung eines in der Nähe befindlichen
Durchgangsarztes wird empfohlen.

Der Arbeitgeber hat ein innerbetriebliches Verfahren zur lückenlosen Erfassung von Unfällen zu etablieren. Insbesondere sind
alle Nadelstichverletzungen und sonstigen Haut- oder Schleimhautkontakte zu potenziell infektiösem Material zu
dokumentieren und der vom Arbeitgeber benannten Stelle zu melden.

Persönliche Schutzausrüstung (PSA)

Der Arbeitgeber hat nach § 8 Absatz 4 Nummer 4 BioStoffV zusätzlich
Persönliche Schutzausrüstung (PSA), einschließlich Schutzkleidung, gemäß den
Nummern 4.2.7 bis 4.2.10 der TRBA 250 in ausreichender Stückzahl zur
Verfügung zu stellen, wenn bauliche, technische und organisatorische
Maßnahmen nicht ausreichen, um die Gefährdung durch Infektionserreger
auszuschließen oder hinreichend zu verringern (Ziffer 4.2.6 TRBA 250).

Dazu zählen:

Schutzkleidung
Wenn bei einer Tätigkeit mit Kontaminationen der Arbeitskleidung gerechnet
werden muss, ist die vom Arbeitgeber gestellte Schutzkleidung zu tragen.
Schutzhandschuhe
Wenn bei einer Tätigkeit mit einem Kontakt der Hände zu potenziell
infektiösem Material gerechnet werden muss, sind Schutzhandschuhe zu
tragen.
Augen- und Gesichtsschutz
Wenn bei einer Tätigkeit mit Verspritzen oder Versprühen potenziell infektiöser Materialien oder Flüssigkeiten gerechnet
werden muss und technische Maßnahmen keinen ausreichenden Schutz darstellen, ist der vom Arbeitgeber gestellte
Augen- oder Gesichtsschutz zu tragen.
Atemschutz
Die geforderte Minimierung der Gefährdung durch luftübertragbare Krankheitserreger wird nach Ausschöpfung aller
anderen technischen und organisatorischen Maßnahmen (insbesondere der Impfschutz der Beschäftigten,
Hygienemaßnahmen) durch das Tragen von Atemschutz erreicht. ( siehe auch Anhang 7 TRBA 250, Informationen zum
korrekten Sitz, zur Tragedauer von FFP-Masken, zum Unterschied von MNS und FFP-Masken sowie zu Partikelgrößen in
infektiösen Aerosolen)
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Welche Schutzmaßnahmen bei den verschiedenen Infektionsquellen und Übertragungswegen angewendet werden können,
werden in der DGUV Information 105-003, „Benutzung persönlicher Schutzausrüstung im Rettungsdienst“ im Anhang 1
beschrieben. 

Beispiel: Transport von mit MRSA besiedelten Patienten

„Werden MRSA-Patienten im qualifizierten Rettungsdienst- und Krankentransport transportiert, müssen dort die
Basishygienemaßnahmen eingehalten werden, um eine Übertragung auf das Personal respektive den nachfolgenden Patienten
und ein damit ggf. verbundenes Kolonisations- und Infektionsrisiko zu vermeiden.

Dazu zählen: Händehygiene des Personals, Reinigung und Desinfektion von Kontaktflächen sowie eine sachgerechte
Aufbereitung von Medizinprodukten, sofern keine Einwegmaterialien verwendet werden, und eine sachgerechte
Abfallentsorgung“ …

“Die Kommission empfiehlt zusätzlich“ …“beim Transport MRSA-besiedelter oder -infizierter Patienten im qualifizierten
Krankentransport:

generell nur hinsichtlich des Umgangs mit MRSA eingewiesenes, geschultes Personal einzusetzen;
der Zieleinrichtung und dem transportierenden Personal vor Verlegung die Informationen zur Verfügung zu stellen, die
nötig sind, um ggf. erforderliche Maßnahmen zu ergreifen …
dem Patienten vor Transport nach Möglichkeit frische Wäsche anzulegen;
Wunden/Hautläsionen dicht abzudecken;
das Anlegen eines Mund-Nasen Schutzes für den Patienten, sofern dies dem Patienten möglich ist;
die Durchführung einer hygienischen Händedesinfektion durch den Patienten vor dem Transport;
dass bei zu erwartenden Direktkontakten mit MRSA-Patienten vom Begleitpersonal Einmalhandschuhe und Schutzkittel
getragen werden;
dass das Begleitpersonal nach dem Transport eine hygienische Händedesinfektion durchführt;
dass der Fahrer vor dem Einsteigen in das Führerhaus die Schutzausrüstung ablegt und eine hygienische
Händedesinfektion durchführt;
nach Ende des Transportes die Schutzausrüstung abzulegen und eine hygienische Händedesinfektion durchzuführen;
Kontaktflächen anschließend zu desinfizieren. Schnell wirksame Desinfektionsmittel werden empfohlen. Die
Wiederbenutzung ist möglich, wenn die Oberfläche spontan getrocknet ist. Das Fahrzeug ist dann sofort wieder
einsetzbar“.

Quelle: Ziffer 2.8 Empfehlungen für den Rettungsdienst und Krankentransport, Seite 722 | Bundesgesundheitsblatt -
Gesundheitsforschung - Gesundheitsschutz 6 · 2014, Empfehlungen zur Prävention und Kontrolle von Methicillinresistenten
Staphylococcus aureus-Stämmen (MRSA) in medizinischen und pflegerischen Einrichtungen

Postexpositionelle Maßnahmen

Hepatitis B
Bei nicht Geimpften, die sich beispielsweise eine Nadelstichverletzung mit Blut
eines Infizierten zuziehen, wird die simultane Gabe eines Hepatitis-B-
Immunglobulins zusammen mit einer Impfung empfohlen.

Hepatitis C
Bei möglichem Kontakt mit Erregern der Hepatitis-C ist eine postexpositionelle
Prophylaxe nicht möglich. Aufgrund der neuen Therapiemöglichkeiten (S3-
Leitlinie „Prophylaxe, Diagnostik und Therapie der Hepatitis-C-Virus (HCV)
Infektion“) sind die Chancen einer Heilung jedoch sehr groß.

HIV
Bei HIV-Risikokontakt (mit übertragungsrelevanten Körperflüssigkeiten einer
positiv getesteten Person) sollte vor Ablauf von 24 Stunden mit einer
postexpositionellen Prophylaxe begonnen werden. Die besten Ergebnisse sind innerhalb eines Zeitfensters von zwei Stunden
zu erwarten. Mehr als 72 Stunden nach dem Ereignis wird im Allgemeinen keine PEP mehr empfohlen. In jedem Falle muss eine
entsprechend kundige Einrichtung aufgesucht werden (beispielsweise mikrobiologisches Institut, Universitätsklinik), um im
Einzelfall zu klären, ob eine solche Vorbeugung notwendig ist. Grundsätzlich sollte unter Mitwirkung der Betriebsärztin/des
Betriebsarztes ein Notfall- und Hygieneplan für den Fall einer HIV-Exposition von Mitarbeitern/Patienten erstellt und allgemein
bekannt gemacht werden (siehe Leitlinien zur medikamentösen PEP und HIV Exposition, awmf.org).
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Quellen

Benutzung von persönlichen Schutzausrüstungen im Rettungsdienst, DGUV Regel 105-003
Risiko Nadelstich, DGUV Information 207-024
Biostoffverordnung (BioStoffV)
Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in der Wohlfahrtspflege, Technische Regel für Biologische
Arbeitsstoffe, TRBA 250
Einstufung von Viren in Risikogruppen, Technische Regel für Biologische Arbeitsstoffe, TRBA 462
Infektionsgefährdung im Rettungsdienst, Landesinstitut für Arbeitsgestaltung NRW
Empfehlung zur Prävention und Kontrolle von MRSA in Medizin- und Pflegeeinrichtungen, Bundesgesundheitsblatt 2014
57:696-732 Ziffer 2.8, Seite 722
Leitlinien zur medikamentösen PEP und HIV Exposition, awmf.org
S3-Leitlinie „Prophylaxe, Diagnostik und Therapie der Hepatitis-C-Virus (HCV) Infektion“
Konsenspapier zur Nachsorge von Stich- und Schnittverletzungen mit infektiösem Material (ASU 2018, 249-255)
Manuelle Desinfektion von Medizinprodukten in geringem Umfang, BGW Baustein 506
Flächendesinfektion als Routinedesinfektion Desinfektion kleiner Flächen (< 2m²), Baustein 503
Flächendesinfektion als Routinedesinfektion Scheuer-/ Wischdesinfektion großer Flächen (> 2 m²), Baustein 504
Tätigkeiten mit Desinfektionsmittelkonzentraten, Baustein 507

Meningokokkenmeningitis
Meningokokkenerkrankungen und hier insbesondere die Meningitis sind hochansteckend und lebensbedrohlich. Daher wird
auch für die Kontaktpersonen eines Erkrankten eine Chemoprophylaxe mit einem Antibiotikum durchgeführt, wobei sich der
Personenkreis nach der Art des Kontakts richtet, jedoch sollten im selben Haushalt Lebende immer mitbehandelt werden. Eine
Therapie ist bis zu zehn Tagen nach dem Kontakt mit dem Erkrankten sinnvoll.

Hinweis für die Praxis

Bei Arbeitsunfällen oder Berufserkrankungen liegt die Beweispflicht bei den Versicherten bzw. den Antragstellern. Deshalb ist
es wichtig, Unfallereignisse zu dokumentieren, sei es durch das Erstellen einer Unfallanzeige oder bei kleineren Verletzungen
durch den Eintrag in das Verbandbuch. Dies dient der Beweisführung, dass sich der Unfall bei einer versicherten Tätigkeit
ereignet hat. Bei Infektionserkrankungen kann so der Übertragungsweg nachvollziehbar gemacht werden, um den
Versicherungsschutz zu gewährleisten. 

Wer trägt die Kosten für Blutuntersuchungen nach Nadelstichverletzungen?

Informationen, in welchem Umfang die Kosten für diagnostische Maßnahmen und Maßnahmen der Postexpositionsprophylaxe
(PEP) erstattet werden, sind bei der jeweils zuständigen gesetzlichen Unfallversicherung erhältlich.

Persönliche Schutzmaßnahmen

Arbeitsmedizinische Vorsorge und Immunisierung

Siehe Artikel „Arbeitsmedizinische Vorsorge und Eignungsuntersuchung

Teilnahme an Unterweisungen und Fortbildungen

Die Versicherten sind verpflichtet, nach ihren Möglichkeiten sowie gemäß der Unterweisung und Weisung des Unternehmers
für ihre Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit sowie für Sicherheit und Gesundheitsschutz derjenigen zu sorgen, die von
ihren Handlungen oder Unterlassungen betroffen sind (§ 15 (1) DGUV Vorschrift 1).

Tragen der PSA

Die Versicherten haben die Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten
Gesundheitsgefahren sowie für eine wirksame Erste Hilfe zu unterstützen. Versicherte haben die entsprechenden Anweisungen
des Unternehmers zu befolgen (§ 15 DGUV Vorschrift 1). Die Beschäftigten müssen die bereitgestellte PSA verwenden, solange
eine Gefährdung besteht (Ziffer 4.2.6 (4) TRBA 250).
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Die in Deutschland Asyl, Hilfe oder Zuflucht suchenden, vertriebenen Menschen
haben oft eine lange Odyssee hinter sich, kommen teilweise aus überfüllten
Flüchtlingslagern oder Kriegsgebieten ohne ausreichend Wasser, sanitäre
Anlagen und ärztliche Versorgung.

Wo viele Menschen auf engem Raum und unter schwierigen hygienischen
Bedingungen zusammenleben, besteht ein erhöhtes Risiko für die Verbreitung
von Infektionskrankheiten.

Auch wenn entsprechende medizinische Untersuchungen von schutz- bzw.
asylsuchenden Personen (z. B. Flüchtlinge und Asylsuchende) gesetzlich
vorgesehen sind, lassen sich manche Erkrankungen nicht auf Anhieb, sondern
erst mit einer gewissen Latenz, z. B. nach Eingang von Laborbefunden oder
Schnelltest, feststellen. ...

Vermeidung von Infektionsgefahren für Einsatzkräfte von Feuerwehren und Hilfeleistungsorganisationen beim Umgang mit
asylsuchenden Personen.
DGUV - Ehrenamtlich Helfende
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